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ein Ende der Corona-Pandemie ist nicht 
in Sicht – ebenso wenig das ganze Ausmaß 
der Krise. Schon heute stellen wir fest, dass 
der Staat nicht nur zig Milliarden Euro neue 
Schulden aufgenommen hat, sondern sich 
auch zunehmend in das Wirtschaften der 
Bürger und Betriebe einmischt: Der Staat 
stützt viele Unternehmen reihenweise mit 
Steuergeld oder ist sogar direkt beteiligt. 

Viele Maßnahmen waren aus der Not 
geboren und genießen einen breiten gesell-
schaftlichen Konsens. Dennoch darf zweier-
lei nicht vergessen werden: Erstens werden 
letztlich die Steuerzahler diese Schulden 
zurückzahlen müssen. Zweitens gibt es gute 
Gründe dafür, dass Eingriffe des Staates in 
einer Sozialen Marktwirtschaft nur die Aus-
nahme sein sollten. 

Ein genauer Blick zeigt, dass der Staat 
seine wirtschaftliche Betätigung bereits vor 
der Krise ausgeweitet hat. So ist die Anzahl 
der öffentlichen Unternehmen kräftig ge-
stiegen, auch der Anteil der öffentlichen 
Unternehmen an der Gesamtwirtschaft ist 
deutlich gewachsen. Unabhängig von einer 
Notlage hatte sich die wirtschaftliche Betä-
tigung von Bund, Ländern und Kommunen 
ausgeweitet.

Dass Risiken dabei oft unterschätzt und 
Chancen überbewertet werden, belegt unser 
diesjähriges Fokusthema Staatswirtschaft. 
Anhand vieler konkreter Fälle machen wir 
deutlich, dass häufig die Steuerzahler für 
Misswirtschaft haften müssen. Mit unserem 

Liebe Leserin,
lieber Leser,

 

neuen Schwerpunkt-Kapitel zeigen wir, wie 
diese Entwicklung gestoppt werden kann.

Darüber hinaus finden Sie in unserem  
48. Schwarzbuch der öffentlichen Ver-
schwendung jede Menge weitere Recher-
chen von Steuergeldverschwendung. 100 
exemplarische Fälle zeigen auf, wo und wie 
der Staat sorglos mit unserem Steuergeld 
umgeht. Zudem zeigen wir, wo unsere Arbeit 
bereits erfolgreich war und in welchen Fällen 
unser Steuergeld durch beherztes Eingreifen 
noch gerettet werden kann.

Alle Fälle, Updates und Videos zu aus-
gesuchten Fällen finden Sie auf unserer Re-
chercheplattform www.schwarzbuch.de. 
Dort können Sie uns bei unserem Engage-
ment unterstützen und Hinweise zu Steu-
ergeldverschwendung in Ihrer Nähe geben. 
Ihre Hilfe ist auch als Mitglied und Spender 
wichtig. Nur so können wir die Verschwen-
dung Ihres Steuergelds weiterhin aufdecken 
und Druck auf die Verantwortlichen auch in 
Ihren Regionen aufbauen, damit unser Geld 
sinnvoll eingesetzt wird.

Ich wünsche Ihnen eine interessante und 
spannende Lektüre des neuen Schwarz-
buchs.

 
Reiner Holznagel 
Präsident des Bundes der Steuerzahler
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48 Jahre 
Schwarzbuch: 
Mit Ihrer Hilfe 
decken wir die 
Verschwendung 
von Steuergeld auf.
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Anzahl der Staatsunternehmen steigt

Die Corona-Krise hat die Wirtschaft in 
Deutschland schwer getroffen. Viele Un-
ternehmen sind in Schieflage geraten, 
manche mussten sogar Insolvenz anmel-
den. Betriebe wurden reihenweise mit 
Steuergeld gestützt – direkt oder indirekt. 
Mehr noch: In einige Unternehmen – wie 
beispielsweise bei der Lufthansa – stieg 
der Staat mit Beteiligungen ein, um ihre 
Existenz zu sichern. Oder es gab – wie 
beim Impfmittelhersteller CureVac – in-
dustriepolitische Gründe. 

Wie selten zuvor – und seit der Staats-
schulden- und Finanzkrise vor mehr als zehn 
Jahren nicht mehr – hat der Staat während 
der Corona-Krise in die Wirtschaft einge-
griffen. Für viele Maßnahmen gab es gute 
Gründe und einen breiten gesellschaftli-
chen Konsens. Eingriffe des Staates in das 
Wirtschaften der Bürger sollte jedoch die 
Ausnahme sein! Stattdessen hat die Coro-
na-Krise die Einflussnahme des Staates auf 
die Wirtschaft beschleunigt. 

Dabei hat der Staat seine wirtschaftliche 
Betätigung bereits zuvor merklich ausge-
baut. So ist der Bund beispielsweise beim 
Übertragungsnetzbetreiber 50Hertz einge-
stiegen und prüft nach eigenen Aussagen 
eine Beteiligung am Übertragungsnetzbe-

treiber TenneT. Auch viele Länder und Kom-
munen wagen sich vermehrt aufs unterneh-
merische Parkett. So will zum Beispiel die 
nordrhein-westfälische Stadt Dinslaken über 
ihre Stadtwerke die Energieversorgung ei-
nes neuen Stadtteils der chinesischen Stadt 
Nanjing in Angriff nehmen (siehe S. 151). Im 
großen Stil mischt auch die hochverschul-
dete Stadt Köln mit. Durch Unternehmens-
beteiligungen und einen millionenschweren 
Zukauf ist die Domstadt mittlerweile zum 
wohl größten Player in der europäischen Bin-
nenschifffahrt aufgestiegen (siehe S. 157). 

Der Staat, der eigentlich Schiedsrichter 
zwischen den Wettbewerbern sein sollte, 
jagt selbst und sogar vermehrt dem Ball 
hinterher – in der Hoffnung, selbst einen 
guten Schuss zu platzieren und eigene 
Ziele zu erreichen. Dabei gehört es in der 
Sozialen Marktwirtschaft zur wesentlichen 
Aufgabe des Staates, die wirtschaftliche 
Freiheit und den Wohlstand durch fairen 
Wettbewerb zu sichern, statt selbst auf dem 
wirtschaftlichen Spielfeld mitzuspielen. 
Wohin dies führt, dokumentiert der Bund 
der Steuerzahler seit Jahren im Schwarz-
buch: Wir zeigen auf, wie sich der Staat mit 
diversen staatlichen Wirtschaftsflops allzu 
oft selbst verdribbelt oder sogar Eigentore 
schießt (aktuelle Fälle ab S. 24). 

Zusätzlich zur direkten Staatswirtschaft 
greift der Staat auch durch Subventionen 
zunehmend in das Wirtschaften von Bür-
gern und Unternehmen ein, um ihr Handeln 
zu lenken. So haben sich die Finanzhilfen 
des Bundes in den Jahren 2015 bis 2019 
auf rund 10,5  Mrd. Euro pro Jahr nahezu 
verdoppelt. Da der Staat seine Geldschleu-
sen als Reaktion auf die Corona-Pandemie 

weit geöffnet hat, dürften auch die Subven-
tionen zuletzt deutlich gestiegen sein. Ein-
drückliches Beispiel ist die Verdoppelung 
der staatlichen Kaufprämie für Elektroautos, 
die nun zum Teil ohne jede Anreizwirkung 
als schuldenfinanziertes „Geschenk“ an die 
Käufer vergeben wird (siehe S. 58). Die Kos-
ten für diese lenkenden Eingriffe trägt letzt-
lich der Steuerzahler.

Dass es sich bei der Staatswirtschaft 
nicht nur um wenige Einzelfälle handelt, 
belegt eine aktuelle Studie des Deut-
schen Steuerzahlerinstituts eindrucksvoll. 
So wuchs die Anzahl der Unternehmen 
im Eigentum des Bundes, der Länder und 
der Kommunen im Zeitraum von 2006 bis 
2017 (die jüngsten verfügbaren Daten) ins-
gesamt um rund 28 Prozent – von 14.054 

im Jahr 2006 auf 18.014 im Jahr 2017. Die-
ser Anstieg ist ein flächendeckendes Phä-
nomen – alle Bundesländer und der Bund 
haben sowohl Anzahl als auch Aktivität 
ihrer Unternehmen in diesem Zeitraum 
ausgeweitet – wenn auch unterschiedlich 
stark: Während sich die Anzahl der Berliner 
Staatsunternehmen verdreifacht hat, ist sie 
in Sachsen nur geringfügig gestiegen.
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Umsätze der Staatsunternehmen wachsen
Nicht nur die Anzahl, sondern auch die 

Umsätze der staatlichen Unternehmen 
wuchsen im Betrachtungszeitraum von 
2006 bis 2017 erheblich – sowohl absolut 
als auch relativ zur Gesamtwirtschaft. So 
betrugen die Umsätze der Unternehmen 
des Bundes, der Länder und der Kommu-
nen 2006 rund 284 Mrd. Euro. 2017 waren 
es bereits knapp 462  Mrd.  Euro, was ei-
nem Anteil am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
von satten 14 Prozent entspricht. Damit 
sind die staatswirtschaftlichen Umsätze 
zwischen 2006 und 2017 um 63 Prozent 
gestiegen. Die staatlichen Unternehmen 
haben ihre Aktivitäten jedoch nicht nur 

absolut ausgeweitet, auch ihr Anteil an der 
gesamten Wertschöpfung der deutschen 
Volkswirtschaft ist gestiegen. Das BIP ist 
im gleichen Zeitraum nämlich lediglich 
um 36 Prozent gewachsen. Somit ist klar: 
Die Staatswirtschaft breitet sich nicht nur 
weiter aus, sie verdrängt auch zunehmend 
private Unternehmen.

Auch hier gibt es deutliche Unterschiede 
zwischen den Bundesländern. In Bremen 
haben sich die Umsätze im Betrachtungs-
zeitraum in etwa vervierfacht, während die 
Bilanzsumme der Staatsunternehmen in 
Sach sen-Anhalt nur um rund ein Drittel ge-
wachsen ist. 

Q
uelle: D

Si, Statistisches Bundesam
t
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Staatswirtschaft: Teuer für die Steuerzahler
Immer wieder argumentieren Politiker, 

dass durch öffentliche Unternehmen oder 
Beteiligungen Einnahmen für die öffent-
lichen Haushalte erwirtschaftet werden 
sollen. Diese Ziele lassen sich jedoch nicht 
immer realisieren, weil Chancen schnell 
überbewertet und Risiken nicht hinreichend 
beachtet werden. Der klare Trend zu mehr 
Staatswirtschaft ist problematisch und der 
Auftritt des Staates auf dem unternehme-
rischen Parkett keineswegs risikolos oder 
immer profitabel. Im Gegenteil: Öffentliche 
Unternehmen können zur Belastung für die 
Steuerzahler werden.

Prominente Beispiele sind die Landes-
banken, die den Steuerzahlern zum Teil 

bereits zig Milliarden Euro gekostet haben. 
So musste die BayernLB infolge der Staats-
schulden- und Finanzkrise mit direkten 
Kapitalspritzen in Höhe von 10  Mrd. Euro 
gestützt werden. Auch die Landesbank Ba-
den-Württemberg geriet unter Druck, und 
die HSH Nordbank hatte sich mit Schiffsfi-
nanzierungen verzockt, mit denen sie ein 
großes Klumpenrisiko eingegangen war. 
Bei diesen beiden Banken war der Staat zu 
Rekapitalisierungsmaßnahmen im Umfang 
von jeweils rund 3 Mrd. Euro gezwungen – 
zusätzlich zu milliardenschweren Garantie-
zusagen. Dies zeigt, dass staatliche Banken 
ein extrem hohes Risiko für die Steuerzahler 
bedeuten.

2006

2017

Ein klassischer Fall fragwürdiger 
Staatswirtschaft ist die Übernahme des 
Energiekonzerns STEAG durch sechs 
nordrhein-westfälische Stadtwerke. Die 
STEAG gehört mit über 2 Mrd. Euro Jah-
resumsatz und weltweit über 7 GW ins-
tallierter Kraftwerksleistung zu den gro-
ßen Energieversorgern. Entsprechend 
teuer verkaufte es der Chemieriese Evon-
ik in den Jahren 2010 und 2014 an ein 
kommunales Stadtwerke-Konsortium 
(KSBG). Rund 1,2 Mrd. Euro bezahlten die 
Stadtwerke Duisburg, Dortmund, Essen, 
Bochum, Dinslaken und Oberhausen, 
um Eigentümer eines weltweit agieren-
den Energiekonzerns zu werden. Finan-
ziert wurde die STEAG-Übernahme mit 
Kommanditeinlagen dieser Stadtwerke 
in die KSBG in Höhe von rund 374 Mio. 
Euro und im Übrigen mit Krediten, die 
die KSBG selbst aufnehmen musste. 
Warnungen und Kritik gab es von An-
fang an und immer wieder; insbesondere 

STEAG – VERLUSTE FÜR DEN STEUERZAHLER

auch vom Bund der Steuerzahler Nord-
rhein-Westfalen. 

Die aktuelle Zwischenbilanz ist für 
die Steuerzahler mehr als ernüchternd. 
Die Ertragslage der STEAG hat sich im 
Zuge der Energiewende immer mehr ver-
schlechtert. Die Stadtwerke haben des-
halb den Wert ihrer STEAG-Beteiligungen 
inzwischen deutlich nach unten korrigiert. 
Dinslaken hat seinen Kommanditanteil 
von 23,1 Mio. Euro inzwischen sogar kom-
plett abgeschrieben. Insgesamt betrug 
die Wertberichtigung aller Stadtwerke 
auf ihre KSBG-Kommanditeinlagen Ende 
2019 rund 60 Prozent.

Die Stadtwerke verzichten zudem für 
die kommenden Jahre auf Gewinnaus-
schüttungen. Fünf der sechs Stadtwerke 
sollen sogar den Verkauf ihrer STEAG-Be-
teiligungen erwägen. Damit stellt sich nicht 
mehr die Frage, ob der STEAG-Deal für die 
Steuerzahler ein Verlustgeschäft war, son-
dern nur noch, wie groß dieses ausfällt.

in Mrd. €
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Auch diverse Beispiele aus Deutschlands 
Regionen zeigen, dass bei einer wirtschaftli-
chen Betätigung der öffentlichen Hand die 
Chancen offenbar überbewertet und Risiken 
unterschätzt wurden:

!�In Friesland fiel die Stadt Schortens mit 
ihrem Investment in einen Werbeturm 
auf die Nase. Dieser wurde nicht nur fast 
dreimal so teuer wie geplant, sondern 
wurde auch noch niedriger als notwen-
dig gebaut, sodass sich die Werbeflächen 
nur schlecht vermarkten lassen. Die er-
hofften Mieteinnahmen bleiben weitest-
gehend aus (siehe S. 24).

!�Luxuriös wollte es die mecklenburgi-
sche Kleinstadt Parchim angehen: Sie 
beteiligte sich an einem Unternehmen, 
das mit dem Verkauf von „Luxuswasser“ 
Geld verdienen wollte. Rund 20 Euro 
kostet ein Liter dieses edlen Tropfens. 
Anstatt aber die Stadtkasse sprudeln 
zu lassen, erwirtschaftete sie mit ihrem 
Ausflug ins Luxussegment nur herbe 
Verluste (siehe S. 29).

!�Die Stadt Bergzabern und das Land Rhein-
land-Pfalz zahlten ein hohes Lehrgeld für 
ihren Ausflug in gehobene Sphären: Die 
Stadt kaufte das Wirtschaftsgebäude ei-
nes Schlosses, um es einschließlich Lan-
desmittel für mehrere Millionen Euro in 
ein Schlosshotel umzubauen – doch fuh-
ren sie einen Millionenverlust ein, als sie es 
für einen Bruchteil der Investitionssum-
me an den Pächter und früheren Besitzer 
verkauften (siehe S. 32). 

!�Auch der Bund zahlt als Eigentümer des 
Grandhotels auf dem Petersberg bei 
Bonn drauf. Trotz Prestige, großer Historie 
und luxuriöser Ausstattung mit Spa, Prä-
sidentensuite und exklusivem Weinclub 
ist das Hotel schlichtweg unrentabel (sie-
he S. 33). 

!�Ebenfalls in der Tourismuswirtschaft, 
aber weniger luxuriös, sind zwei Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen unterwegs: 

Über eine GmbH betreiben die Stadt Por-
ta Westfalica und der Kreis Minden-Lüb-
becke einen Campingplatz. Im Jahr 2019 
fuhr die Gesellschaft einen schmerzli-
chen Verlust ein - die Prognose für 2020 
ist noch düsterer. Jetzt suchen Kreis und 
Stadt nach einem Käufer (siehe S. 34). 

!�Schließlich der Landtag von Mecklen-
burg-Vorpommern, der an seinem Sitz 
– dem Schweriner Schloss – seit diesem 
Jahr über eine GmbH ein Café, eine Kan-
tine und ein Restaurant betreibt und nun 
versucht, was einem privaten Betreiber 
zuvor auch nicht gelungen ist: Einen lang-
fristig kostendeckenden Betrieb der Gast-
ronomie (siehe S. 156).

Dass es sich nicht nur um Ausnahme-Bei-
spiele missglückter wirtschaftlicher Tätig-
keiten des Staates handelt, zeigt ein Blick 
auf die Bilanzen der Staatsunternehmen 
und die Zuschüsse der öffentlichen Gesell-
schafter an die Unternehmen. Zwar sind 
die Bilanzen der Staatsunternehmen per 
saldo gewinnträchtig: So betrug der aggre-
gierte Jahresgewinn aller Staatsunterneh-
men gemäß der Jahresabschluss-Statistik 
2017 immerhin 20 Mrd. Euro. Jedoch: Unter 
Berücksichtigung der öffentlichen Zuwei-
sungen und Zuschüsse in Höhe von 51 Mrd. 
Euro ist die Bilanz der Staatswirtschaft 2017 
im Ergebnis ein Zuschussgeschäft von rund 
31 Mrd. Euro – und somit weit weniger erfolg-
reich, als es so mancher Beteiligungsbericht 
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DSi-Studie zur Staatswirtschaft Öffentliche Unternehmen 
für politische Ziele ungeeignet

Immer wieder versucht der Staat durch 
eigene Unternehmen, politische Ziele zu er-
reichen – etwa sozial- oder klimapolitische. 
Das kann nach hinten losgehen oder für die 
Steuerzahler teuer werden.

!�Die Energiewende vorantreiben und 
gleichzeitig die Stadtkasse füllen – das woll-
ten beispielsweise die Verantwortlichen im 
ostfriesischen Aurich. Für die Übernahme 
der dortigen Energienetze und den Vertrieb 

von Bund, Ländern und Kommunen sugge-
riert. Dabei ging mit 17,4 Mrd. Euro mehr als 
die Hälfte des effektiven Defizits 2017 (insge-
samt 31 Mrd. Euro) zulasten des Bundes, der 
unter anderen die Deutsche Bahn AG massiv 
bezuschusst. 

Mit Blick auf die Länder und Kommunen 
zeigt sich ein gemischtes Bild: In manchen 

Ländern und Kommunen gibt es positive 
Ergebnisse – 2017 zum Beispiel in Bayern, 
Berlin, Hamburg, Hessen und Thüringen. 
Dies sind jedoch Ausnahmen von der Regel. 
Insgesamt ist es ein trauriger Fakt: Unter Be-
rücksichtigung der öffentlichen Zuweisun-
gen und Zuschüsse sind die Staatsunterneh-
men zumeist stark defizitär.

in Mrd. €
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Die sogenannte Daseinsvorsorge ge-
hört zu den klassischen Betätigungsfel-
dern des Staates. Gern dient sie der Legiti-
mation für wirtschaftliche Aktivitäten des 
Staates – sei es im Personennahverkehr, 
der Abfall- oder Energieversorgung. Bei ge-
nauerem Hinsehen wird jedoch die große 
Bandbreite bei der Definition von Daseins-
vorsorge deutlich. Deshalb taugt dieser 
Begriff nicht zur klaren Abgrenzung zwi-

DASEINSVORSORGE

schen privater und staatlicher wirtschaft-
licher Betätigung. Zudem müssen Aufga-
ben, die der Daseinsvorsorge zugeordnet 
werden, nicht zwangsläufig von staatlicher 
Seite erbracht werden. Diese können auch 
private Unternehmen gut leisten, wie dies 
die vielen Energieversorger und Entsor-
gungsunternehmen zeigen. Als Legitima-
tion für staatliches Wirtschaften ist die Da-
seinsvorsorge somit ungeeignet. 

Für die wirtschaftliche Betätigung des 
Staates kann es gute Gründe geben. Klar ist 
jedoch, dass sie mehr Risiken als Chancen 
birgt. Daher ist Vorsicht geboten! Festzu-
stellen ist, dass der Staat weder der bessere 
Unternehmer ist noch staatliche Unterneh-
men besser geeignet sind, politische Ziele 
umzusetzen, als dies mit originären staat-
lichen Mitteln der Fall wäre. Daher ist bei 
einer wirtschaftlichen Beteiligung des Staa-

tes Zurückhaltung geboten. Zudem sollte 
der Staat seine Gründe sowie die Vor- und 
Nachteile der wirtschaftlichen Betätigung 
vor den Entscheidungen transparent ma-
chen, damit auf dieser Grundlage abgewo-
gen werden kann. Nicht zuletzt braucht es 
auch klare Regeln bei einer wirtschaftlichen 
Betätigung des Staates.

Konkret gibt der Bund der Steuerzahler 
folgende Handlungsempfehlungen:

von Ökostrom wurde eigens ein Stadtwerk 
gegründet. Da es der Stadt jedoch nicht 
gelang, auch die entsprechenden Netze zu 
erwerben, entfiel die Geschäftsgrundlage. 
Daraufhin wurde im Sommer 2020 die Ab-
wicklung der Stadtwerke beschlossen. Die 
Verluste, die die Stadt Aurich als Eigentü-
merin ausgleichen musste, betragen rund 
3,3 Mio. Euro. (siehe S. 31). 

!�Damit Wohnraum „bezahlbar bleibt“, kauf-
te 2019 eine landeseigene Berliner Woh-
nungsbaugesellschaft von einem priva-
ten Investor eine Plattenbausiedlung mit 
mehr als 1.800 Wohnungen und mehreren 
Gewerbeeinheiten zurück. Der Zustand 
der Wohnungen wurde als schlecht, der 
Sanierungsbedarf als hoch beschrieben. 
Selbst der Berliner Finanzsenator wurde 
im Rundfunk mit den Worten zitiert, dass 
der Wohnungsankauf für die landeseige-
ne Wohnungsbaugesellschaft „nur be-
dingt wirtschaftlich“ gewesen sei. 

!�Ob die Stadt Kiel mit ihrer jüngsten Grün-
dung einer städtischen Wohnungsgesell-
schaft glücklich wird, muss sich erst noch 
zeigen. Da Wohnraum auch in Kiel knapp 
ist, soll die neue Wohnungsgesellschaft bis 
zu 4.000 preisgünstige Mietwohnungen 
anbieten. Dabei haben die Verantwortli-

chen offenbar vergessen, dass vor genau 
20 Jahren die damalige Wohnungsbauge-
sellschaft mit mehr als 10.000 Wohnein-
heiten verkauft wurde, da der Wohnungs-
bestand marode und unwirtschaftlich 
gewesen war. Und nun? Jetzt lädt sich die 
Stadt diese Risiken wieder auf Kosten der 
Steuerzahler auf (siehe S. 155).

Selbstverständlich ist es nicht nur legitim, 
sondern auch Aufgabe der Politik, politische 
Ziele zu verfolgen. In der Regel aber sind öf-
fentliche Unternehmen dafür ungeeignet. 
Dagegen sind die klassischen staatlichen 
Möglichkeiten – wie das Ordnungsrecht oder 
Abgaben und Sozialleistungen – in der Regel 
besser geeignet, um diese Ziele wirksam, vor 
allem transparent und zu geringeren Kosten 
zu erreichen.

Fazit: Mehr Risiken als Chancen

Handlungsempfehlungen

Grundsätzlich sollte der Staat jede wirt-
schaftliche Betätigung rechtfertigen und 
gut begründen. In vielen Fällen wäre eine Zu-
rückhaltung der öffentlichen Hand sinnvoll. 

… DURCH SUBSIDIARITÄT
Der Rechtsrahmen (beispielsweise 

Haushaltsordnungen der Gemeinden, 
Länder und des Bundes) sollte überall um 
strenge Subsidiaritätsklauseln ergänzt wer-
den, die sicherstellen, dass die öffentliche 
Hand ein Unternehmen nur dann gründen 
bzw. sich an ihm beteiligen darf, wenn sich 
das angestrebte Ziel nicht ebenso gut oder 
sogar besser durch private Unternehmen 
erreichen lässt. Auch bei einem Marktver-
sagen muss der Staat nicht zwangsläufig 
wirtschaftlich aktiv werden. Durch geeig-
nete Regeln und Ausschreibungen kann er 
einen „Markt um den Markt“ schaffen – etwa 
im öffentlichen Personennahverkehr oder 
beim Betrieb von Stromnetzen.

Zudem sollte eine Beteiligungsbremse 
eingeführt werden. Dabei müsste das öf-
fentliche Beteiligungsmanagement dazu 
verpflichtet werden, in regelmäßigen Ab-
ständen zu prüfen, ob die Voraussetzungen 
für die bestehenden Beteiligungen noch 

erfüllt sind und aus welchen Beteiligun-
gen sich die öffentliche Hand zurückziehen 
kann. Bei neuen Beteiligungen sollte grund-
sätzlich gelten, dass diese nur dann zulässig 
sind, wenn bestehende Beteiligungen in 
gleichem Umfang privatisiert werden. Die 
Ergebnisse müssen veröffentlicht und dis-
kutiert werden! 

… DURCH KARTELLRECHTLICHE  
KONTROLLE VON GEBÜHREN

Die kartellrechtliche Gebührenauf-
sicht sollte wieder in das Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen aufgenom-
men werden. Seit der Novelle des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) im Jahr 2013 unterliegen die öffent-
lich-rechtlichen Gebühren nicht mehr der 
Missbrauchskontrolle durch die Kartellbe-
hörden. Nun prüfen die zuständigen Kom-
munalaufsichtsbehörden, zum Beispiel die 
Wassergebühren. Bei einer Kommunalauf-
sicht besteht jedoch die Gefahr, dass sie 
ein staatliches Monopol mit potenziell hö-
heren Preisen weniger kritisch sieht als die 
Kartellbehörden, die viel eher in der Lage 
und interessiert daran sind, dies zu prüfen. 
Schließlich sind sie unabhängiger als die 

I. ZURÜCKHALTUNG …

LESE-TIPP

Warum der Staat 
selten der bessere 
Unternehmer ist

https://
bit.ly/2GKnUyA
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eher an Einnahmen interessierten Kommu-
nalaufsichten in Rathäusern und Ministeri-
en. Prominente Beispiele sind die Wasser-
werke von Mainz und Berlin: Dort wies das 
Bundeskartellamt missbräuchlich überhöh-

te Preise nach und sorgte dafür, dass die 
Wasserpreise substanziell gesenkt werden 
mussten. Deshalb ist es aus Verbraucher-
sicht wünschenswert, dass die Kartellämter 
ihre früheren Prüfrechte zurückerhalten. 

II. TRANSPARENZ …

Wenn sich der Staat wirtschaftlich betä-
tigt, muss dies transparent geschehen. Nur 
so können Bürger und Politiker die Verwal-
tungen kontrollieren und sich ein Bild da-
von machen, welche Risiken im Namen der 
Steuerzahler eingegangen werden. Nicht 
zuletzt ist Transparenz auch die Grundlage 
dafür, offen und ehrlich über Beteiligungen, 
deren Ziele und Angemessenheit zu disku-
tieren.

… DURCH AUSFÜHRLICHE  
BETEILIGUNGSBERICHTE

Die Berichtspflichten zur wirtschaft-
lichen Betätigung der Länder und der 
Kommunen müssen erweitert werden 
und sollten einem einheitlichen Standard 
entsprechen. Erklärtes Ziel muss sein, dass 
sich Bürger und Politiker zweifelsfrei und 
umfassend über die Wirtschaftstätigkeit 
des Staates auf allen Ebenen informieren 
können. Nur so sind eine wirksame Kontrol-
le und notwendige Diskussionen über den 
Umfang möglich. Anzustreben ist insbeson-
dere eine deutschlandweite Berichtspflicht 
über alle privatrechtlichen Unternehmens-
beteiligungen, über alle öffentlich-rechtli-
chen Beteiligungen sowie über Vergütungs-
regelungen der Geschäftsführung und der 
Kontrollebene.

… ÖFFENTLICHER HAUSHALTE
Die Kommunen, aber auch die Bundes-

länder sollten den Übergang zur kaufmän-
nischen Buchführung und zu sogenannten 
Gesamtabschlüssen forcieren. Diese Ab-
schlüsse fassen den Jahresabschluss der 
Kernverwaltung mit den Jahresabschlüssen 

der öffentlichen Unternehmen (samt ihren 
Beteiligungen) zusammen. Diese Form der 
Rechnungslegung ermöglicht ein realisti-
scheres und transparenteres Bild von der 
tatsächlichen finanziellen Lage der öffent-
lichen Hand und wäre eine gute Grundlage 
für politische Entscheidungen und öffentli-
che Kontrolle.

… DURCH BEGRIFFLICHE KLARHEIT
Begriffe wie „Gemeinwohlauftrag“ und 

„Daseinsvorsorge“ zur Rechtfertigung von 
Staatswirtschaft müssen klar definiert wer-
den. Erst dann kann fundiert diskutiert und 
später überprüft werden, inwieweit durch 
bestimmte Maßnahmen - wie beispiels-
weise die wirtschaftliche Betätigung der 
öffentlichen Hand - angestrebte Ziele tat-
sächlich erreicht worden sind.

III. KLARE REGELN, …

Da die wirtschaftliche Betätigung des 
Staates – trotz guter Gegenargumente – zu-
genommen hat, sind klare Spielregeln umso 
wichtiger. Private Unternehmer und Steuer-
zahler müssen sich darauf verlassen können, 
dass diese Regeln eingehalten und gelebt 
werden.

… UM INTERESSENKONFLIKTE  
ZU VERMEIDEN 

Es muss sichergestellt werden, dass die 
Vertreter der Politik in den Geschäftsfüh-
rungs- und Kontrollgremien öffentlicher Un-
ternehmen ausdrücklich und vorrangig den 
Interessen des öffentlichen Trägers verpflich-
tet sind. Sie müssen die Unternehmen nach 
betriebswirtschaftlichen statt politischen 
Gesichtspunkten steuern, um das Geld der 
Steuerzahler möglichst nicht zu gefährden.

… UM KOMPETENZEN ZU SICHERN
Einige Länder und Kommunen haben 

bereits Leitfäden für Aufsichtsräte entwi-

ckelt. Das ist zu begrüßen. Letztlich bedarf 
es klarer Vorgaben und Regelungen für nö-
tige Fachkompetenzen von Aufsichtsgre-
mien. Diese müssen gegebenenfalls durch 
entsprechende Nachweise und nötigenfalls 
durch Qualifizierung und Weiterbildung  
sichergestellt werden. Auch müssen Poli-
tiker nicht immer selbst in Gremien sitzen, 
eine bessere Wahl könnte eine Delegation 
von Experten im staatlichen Auftrag sein. 
Das Beispiel des Berliner Pannenflughafens 
BER hat gezeigt, dass in Aufsichtsgremien 
fachliche Expertise dringend geboten ist. 

… UM FÜR KRISENZEITEN  
GEWAPPNET ZU SEIN

Für Krisen müssen klare Grundsätze und 
Kriterien formuliert und verankert sein, nach 
denen sich der Staat an Unternehmen betei-
ligen kann. Es gilt sicherzustellen, dass nicht 
Angst und öffentlicher Druck zu falschen 
Entscheidungen führen. Bereits die Staats-
schulden- und Finanzkrise, aber auch jüngst 

Foto: roobcio/A
dobe Stock
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Die meisten deutschen Regionalflughäfen 
sind in öffentlicher Hand. Eine aktuelle Ana-
lyse des Deutschen Steuerzahlerinstituts (DSi) 
von 21 Regionalflughäfen zeigt: Schon vor der 
Corona-Krise waren die Defizite insgesamt 
hoch und die Geschäftsperspektiven vieler 
Standorte schlecht.

Meistens handelt es sich bei den Regio-
nalflughäfen um ehemalige Militärflughäfen 
oder um gemischte Standorte, die inzwischen 
für Linien- und Charterflüge ausgebaut wur-
den. Regionale Impulse für die Wirtschaft  – 
das war die übliche Hoffnung der Politik. 
Zweifellos sind durch diese Regionalflughä-
fen neue Arbeitsplätze entstanden – doch zu 
welchem Preis und mit welcher langfristigen 
Perspektive?

Die Ergebnisse der jüngsten verfügbaren 
Bilanzen (2018) der analysierten Flughäfen 
sind ernüchternd, weil fast alle Standorte im 
Geschäftsjahr 2018 ein negatives Jahreser-
gebnis verbucht haben. Die bilanzierten Jah-
resergebnisse zeigen jedoch nur einen Teil 
der Gesamtsituation. Zusätzlich ist nämlich 
zu berücksichtigen, dass die Anteilseigner ihre 
Flughäfen mit Zuschüssen insbesondere für 
Investitionen sowie für Betriebs- und Sicher-
heitskosten unterstützen. 

Beispiel Erfurt: Dieser Flughafen wies 2018 
als einer der wenigen Standorte mit 0,7 Mio. 
Euro bilanziellem Gewinn ein positives Jahres-
ergebnis aus. Berücksichtigt man jedoch die 
Zuschüsse in Höhe von 4,7 Mio. Euro der thü-
ringischen Steuerzahler, ist die Erfurter Bilanz 
für die Anteilseigner nicht plus 0,7 Mio. Euro, 
sondern minus 4,0 Mio. Euro. 

Das Gesamtergebnis aller 21 Flughäfen be-
trug 2018 für die öffentlichen Anteilseigner mi-
nus 100,3 Mio. Euro. Damit hat jeder der 21 Re-
gionalflughäfen die Steuerzahler im Jahr 2018 
durchschnittlich rund 5 Mio. Euro gekostet. 

Hauptursache für die Defizite ist die ne-
gative Passagierentwicklung der vergange-
nen Jahre. Während die 5 größten Flughäfen 
Deutschlands (Frankfurt, München, Düssel-
dorf, Berlin-Tegel und Hamburg) im Zeitraum 
2010 bis 2019 einen Passagierzuwachs von 
insgesamt 38 Prozent verzeichneten, sank die 
Passagierzahl der 12 größten Regionalflug-
häfen um insgesamt 20 Prozent. Angesichts 
hoher Fixkosten des Flughafenbetriebs über-
raschen die Finanzdefizite nicht.

Wie lange die Luftfahrtbranche brauchen 
wird, sich von der Corona-Pandemie zu er-
holen, ist noch nicht absehbar. Aber auch 
schon vor der Krise war nicht erkennbar, dass 
sich der Trend beim Passagieraufkommen 
der Regionalflughäfen ändern würde. 

Durch Insolvenzen in den vergangenen 
Jahren (u.  a. Air Berlin, Germania) hat sich 
der Markt der Fluggesellschaften und Low-
Cost-Airlines konsolidiert, die sich verstärkt 
in Richtung Großflughäfen orientieren. Zu-
dem wurde die Luftverkehrsteuer Anfang 
2020 erhöht, sodass Fliegen teuer und somit 
unattraktiver wird. 

Aus diesen Gründen ist eine Konsolidie-
rung der Regionalflughäfen eigentlich unver-
meidbar – besonders dort, wo Regionalflug-
häfen in der Nähe anderer Regional- oder 
Großflughäfen liegen. Im Übrigen macht die 

die Corona-Krise haben gezeigt, dass gera-
de dann der Druck auf die Politik wachsen 
kann, in Schieflage geratene Unternehmen 
zu unterstützen - wie beispielsweise die 
Lufthansa oder die Commerzbank (siehe 
S. 26). Vor einer staatlichen Beteiligung ist 
sicherzustellen, dass ein Unternehmen alle 
eigenen Finanzierungsmöglichkeiten aus-
schöpft, bevor der Staat einspringt – zum 
Beispiel durch eine Kapitalerhöhung am 
Aktienmarkt. Sind Staatshilfen unvermeid-
bar, sollten diese primär als kreditbesichern-
de Garantien und Bürgschaften gewährt 
werden. Reichen Kreditgarantien nicht aus 
und werden direkte Rekapitalisierungsmaß-
nahmen doch erforderlich, sollte der Staat 
so wenig Mitbestimmungsrechte wie mög-
lich erhalten und das Geschäft – etwa durch 
stille Beteiligungen – weiterhin der Unter-
nehmensführung überlassen. Dies stellt 
sicher, dass ein Unternehmen sich auf die 
wirtschaftliche Genesung fokussieren kann, 
ohne durch politische Ziele abgelenkt zu 
werden. Auch ein Aktienkauf kann nur die 
zweitbeste Lösung sein, weil der Steuerzah-
ler dabei weitere Risiken in Form von Kursri-
siken eingehen muss. Ein Negativbeispiel 
ist die anhaltende Staatsbeteiligung an der 
Commerzbank.

Sollte es zu einer staatlichen Rekapitalisie-
rung kommen, ist Folgendes sicherzustellen: 

!�Das Unternehmen darf ausschließlich 
durch einen externen Schock, auf den es 
keinen Einfluss hat, in Schieflage geraten 
sein. Es muss ein tragfähiges Geschäfts-
modell vorweisen, wodurch eine hohe 
Wahrscheinlichkeit der Rückzahlung der 
Hilfen sichergestellt ist.

!�Jede Hilfsmaßnahme, die als unabweis-
bar definiert wird, muss begründet und 
zeitlich begrenzt werden. Je schneller 
die Staatshilfe zurückgezahlt wird, desto 
besser. 

!�Für die Dauer der Hilfsmaßnahme darf 
das Unternehmen keine Dividenden, 
Boni, Sonderzahlungen oder andere Ver-
gütungsprämien ausschütten.

!�Die Staatshilfen müssen zu Konditionen 
gewährt werden, die zu möglichst gerin-
gen Wettbewerbsverzerrungen führen. 
Sie dürfen nur am inländischen Firmen-
sitz eingesetzt werden. Zudem genießen 
sie Vorrang bei der Rückzahlung gegen-
über anderen Kapitalmaßnahmen.

!�Über die Entwicklung der Maßnahmen 
und Beteiligungen ist mindestens einmal 
pro Jahr öffentlich zu berichten.

EXKURS: REGIONALFLUGHÄFEN – TEUER FÜR DIE STEUERZAHLER

LESE-TIPP

DSi-Studie zu Regionalflughäfen
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EU-Kommission Druck: Ab 2024 müssen die 
Flughäfen ohne Betriebskostenzuschüsse 
auskommen, auch wenn es Bestrebungen 
gibt, diese Frist zu verlängern.

Fazit der DSi-Recherche: Für einige Regi-
onalflughäfen und ihre öffentlichen Eigentü-
mer ist es höchste Zeit, durchgreifende Refor-
men in Angriff zu nehmen.

Effektive Jahresergebnisse 
FGT�4GIKQPCNƔWIJȓHGP������KP�/KQ��'WTQ

Inhalt

Spannende Neuigkeiten rund um 
das Thema Steuergeldverschwen-

dung und die ausufernde Subventi-
onspolitik der Bundesregierung:

Bleiben Sie auf dem Laufenden und 
abonnieren Sie unseren Newsletter 

„Der Steuerwächter“! 

www.schwarzbuch.de/
newsletteranmeldung
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Ursprünglich sollte ein Werbeturm im 
neuen Gewerbegebiet der Stadt Schor-
tens (Landkreis Friesland) 250.000 Euro 
kosten. Durch Mieteinnahmen der wer-
benden Unternehmen sollte er sich inner-
halb von 10 Jahren amortisieren. Doch es 
kam anders. 

Schortens (NI). Der stählerne Turm sollte 
das Aushängeschild des neuen Schortenser 
Gewerbegebiets werden und den ortsan-
sässigen Firmen eine günstige Werbeplatt-
form in unmittelbarer Nähe zur Bundes-
straße 210 bieten. 

Der Grundsatzbeschluss zur Errichtung 
des aus Steuergeld finanzierten Webeturms 
erfolgte im Oktober 2017. Zu diesem Zeit-

punkt rechnete die Stadt mit Baukosten von 
ca. 250.000 Euro. Doch schon wenige Mona-
te später stellte sich heraus, dass die Kosten 
aus Gründen der Statik auf 547.000  Euro 
steigen würden. Der städtische Verwal-
tungsausschuss hielt jedoch am Projekt fest 
und winkte die Mehrkosten im März 2018 
durch. Um die Mietkosten für potenzielle 
Werbekunden dennoch möglichst gering zu 
halten, nahm die Stadt den Landkreis Fries-
land mit ins Boot. Der erkannte die Baumaß-
nahme „im Rahmen der Verbesserung der 
Wirtschaftsstruktur“ an und gewährte eine 
Förderung von 92.900 Euro.

Nach dem Bau im Sommer 2019 stellte 
sich heraus, dass der Werbeturm doch wohl 
etwas zu kurz geraten ist. Statt der angepeil-

Turmbau
zu Schortens

Zu teuer und zu klein – 
Werbeturm verschlingt 
Steuergeld

Der stählerne Turm 
im Gewerbegebiet von 
Schortens wurde aus 
5VGWGTOKVVGNP�ƓPCP-
ziert. Es wird wohl 
ein Verlustgeschäft 
für die Stadt.
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ten 40 Meter ist er lediglich 37 Meter hoch. 
Die fehlenden 3 Meter und die ungünstige 
Ausrichtung des Turms sind nun ein Pro-
blem: Die Verkehrsteilnehmer auf der Bun-
desstraße 210 – also die Hauptadressaten der 
PR-Botschaften – können die Werbeflächen 
nur unzureichend sehen. Wegen dieser ge-
schmälerten Wirkung ist zu befürchten, dass 
die Werbeflächen nicht vollständig vermie-
tet werden können. Bis Redaktionsschluss 
waren lediglich 10 der insgesamt 30 Flächen 
belegt – 2 davon belegt die Stadt Schortens 
selbst: für ihre Eigenwerbung.

Zu allem Überfluss waren zwischenzeit-
lich auch die Baukosten erneut gestiegen: 
Bis zu seiner Fertigstellung hat der Turm 
707.000  Euro gekostet, fast dreimal so viel 
wie einst geplant. Auf Nachfrage des Bun-
des der Steuerzahler erklärte die Stadt 
dazu, die Kostensteigerungen seien auf den 
Baugrund, auf gestiegene Stahlpreise und 
Nachlässigkeiten der ausführenden Firmen 
zurückzuführen. Diese wehrten sich jedoch 

gegen die Vorwürfe und sehen die Fehler da-
gegen bei der Stadt. Dies würde auch erklä-
ren, warum die Prüfung möglicher Regress-
ansprüche der Stadt Schortens gegen die 
beauftragten Firmen negativ ausgefallen ist.

Angesichts der horrenden Baukosten 
und dem mäßigen Erfolg bei der Vermark-
tung der Werbeflächen bezweifelt der BdSt, 
dass die Amortisationsrechnung der Stadt 
aufgeht. Am Ende wird also voraussichtlich 
der Steuerzahler für die fehlenden Werbe-
einnahmen einspringen müssen.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Die Errichtung eines Werbeturms ist kei-
ne kommunale Aufgabe! Stattdessen hätte 
der Turm, wie sonst üblich, durch einen In-
vestor oder einen Zusammenschluss werbe-
williger Firmen errichtet werden können.

Jan Vermöhlen
vermoehlen@steuerzahler-nub.de

Commerzbank-Rettung und kein Ende
Die Commerzbank-Rettung ist ein war-
nendes Beispiel für risikoreiche Staats-
wirtschaft. Das aktuelle Aktienpaket des 
Bundes hat bisher rund 4,3  Mrd. Euro an 
Wert verloren. 

Bund. Im Zuge der Finanzkrise 2008 in-
vestierte die Bundesregierung Hals über 
Kopf in die strauchelnde Commerzbank. In 
den Jahren danach griff der Staat immer 
wieder mit Steuergeld ein, um die Großbank 
zu stützen – in der Spitze mit direkten Kapi-
talmaßnahmen in Höhe von 18,2 Mrd. Euro. 

Inzwischen konnte die Bundesbeteili-
gung deutlich reduziert werden. Noch ist 
der Steuerzahler über ein Aktienpaket von 
15,6 Prozent an der Bank beteiligt, wofür die 
Regierung 5,1 Mrd. Euro gezahlt hat – ohne 
zugleich ein konkretes Ausstiegsszenario zu 

klären. Trotz kleineren Engagements birgt 
die Staatsbeteiligung große Gefahren für 
die Steuerzahler. Mitte 2020 war der Bör-
senwert des Finanzinstituts auf weniger als 
5 Mrd. Euro geschrumpft. Der Gesamtwert 
des Konzerns lag damit sogar unter dem 
Kaufpreis des 15,6-Prozent-Pakets des Bun-
des vor wenigen Jahren. Dieses hatte zur 
Jahresmitte einen Marktwert von nur noch 
rund 770 Mio. Euro – ein Minus gegenüber 
dem Einstiegspreis von rund 4,3 Mrd. Euro 
bzw. 85 Prozent.

Derzeit ist nicht absehbar, wann – und 
ob überhaupt – sich der Bund ohne Verlus-
te aus seinem Commerzbank-Engagement 
zurückziehen kann. Dies wäre nur bei einem 
Börsenkurs von rund 26 Euro je Aktie mög-
lich – davon war der Kurs Mitte 2020 mit we-
niger als 4 Euro je Aktie meilenweit entfernt.  

Mit Blick auf den Lufthansa-Deal 2020 
zeigt die Regierung zumindest eine Lern-
kurve. Neben milliardenschweren direkten 
Kapitalspritzen hat sich der Bund auch an 
der Lufthansa mit einem Aktienpaket be-
teiligt – 20 Prozent für rund 300 Mio. Euro. 
Hierbei hat sich die Regierung jedoch ei-
nen Sicherheitsabschlag gesichert, denn 
der Aktienbezugspreis für den Bund lag 
rund 70 Prozent unter dem seinerzeitigen 
Börsenkurs. Dennoch: Auch, wenn dieses 
Aktienpaket mit 300  Mio. Euro deutlich 
kleiner ist als jenes an der Commerzbank 
mit 5,1 Mrd. Euro, können Verluste für die 
Steuerzahler nicht ausgeschlossen werden. 
Der drastische Kursverfall der Commerz-
bank-Aktie offenbart, dass auch das Luft-

hansa-Aktienpaket nicht risikolos für die 
Steuerzahler ist. 

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Staatsbeteiligungen an privatwirtschaft-
lichen Unternehmen dürfen nur die absolu-
te Ausnahme sein und müssen gegenüber 
dem Steuerzahler solide begründet werden. 
Beteiligungen in Form von Aktienpaketen 
sollten aufgrund der hohen Risiken durch 
Kursschwankungen allerdings grundsätzlich 
tabu sein, wie das mahnende Beispiel der 
Commerzbank verdeutlicht. 

Sebastian Panknin
s.panknin@steuerzahler.de

Havarie für die Steuerzahler

Die Rettung der 
Commerzbank durch 

den Staat ist noch 
immer nicht beendet. 

Ob die Steuerzahler 
das risikoreiche 
Engagement des 

Bundes ohne Verluste 
abschließen können, 
ist mehr als fraglich.
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Die Fähre über den Main zwischen Maintal 
und Mühlheim musste 2017 wegen Proble-
men mit dem damaligen Betreiber stillge-
legt werden. Obwohl es wenige Kilometer 
weiter eine privat betriebene Alternative 
gibt und es zunächst ohne die stillgelegte 
Fähre ging, hielt der Landkreis Offenbach 
an ihr fest – und musste erneut die Segel 
streichen.

Landkreis Offenbach (HE). Die Fährstel-
le am Main zwischen Maintal-Dörnigheim 
und Mühlheim existiert seit 1902 und ist da-
mit eine sehr traditionsreiche Institution im 
verkehrsreichen Rhein-Main-Gebiet. Auch 
das zuletzt eingesetzte Fährschiff hat schon 
etliche Jahre auf dem Buckel: Es wurde 1963 
gebaut und war seit 1971 auf dieser Strecke 
im Einsatz. Eigentümer ist der Landkreis Of-
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fenbach. 2017 musste der Kreis die Fähre 
stilllegen. Dem Pächter wurde fristlos gekün-
digt – wegen Verstößen gegen Sicherheits-
vorschriften. Pendler konnten den Main aber 
weiterhin – wenn auch über Umwege – pas-
sieren: Entweder über Brücken oder mit ei-
ner anderen Fähre, die zwischen Maintal und 
dem Offenbacher Stadtteil Rumpenheim 
verkehrt, nur wenige Kilometer von der still-
gelegten Fähre entfernt. Dieses Schiff wird 
privat betrieben und muss ohne öffentliche 
Zuschüsse auskommen. Und das gelingt of-
fensichtlich seit vielen Jahren.

Trotz der bestehenden Alternativen hielt 
die öffentliche Hand – der Landkreis Offen-
bach, der Main-Kinzig-Kreis, die Stadt Main-
tal und die Stadtwerke Mühlheim am Main – 
am Betrieb der Fähre fest. Deshalb wurden 
das Fährschiff und die Seilanlage auf Kosten 
der Steuerzahler instandgesetzt und der Be-
trieb neu ausgeschrieben. 

Kurz vor der Wiederinbetriebnahme 
zählte der Kreis Offenbach in einer Presse-
information detailliert auf, wie teuer der 
Neustart des Fährbetriebs war: „Insgesamt 
wurden rund 90.000 Euro in das Schiff und 

die dazugehörige Hochseilanlage investiert, 
um die Wiederaufnahme des Fährbetriebes 
zu ermöglichen. Davon hat der Main-Kin-
zig-Kreis 25.000  Euro übernommen. Hinzu 
kommen noch rund 20.000 Euro für techni-
sche Beratung und Baustellenmanagement, 
das der Kreis Offenbach extern eingekauft 
hat. Außerdem noch rund 5.000  Euro für 
die Aufsicht der Fähre seit Stilllegung und 
rund 2.000  Euro für Versicherungen.“ Die 
Gesamtkosten von 2017 bis 2019 lagen also 
bei 117.000  Euro. Der neue Pächter erhielt 
vertraglich umfangreiche Zusagen, näm-
lich über einen von Maintal und Mühlheim 
jeweils hälftig zu tragenden Betriebskosten-
zuschuss sowie ein Budget zur Abrechnung 
von Instandsetzungsarbeiten. 

Im Juli 2019 war es dann so weit: Die Fähre 
konnte wieder ihren Betrieb aufnehmen. Aber 
nur für 4 Stunden. Durch den Riss eines Seils 
wurde die Fähre manövrierunfähig, musste 
gesichert und geborgen werden. In der an-
schließenden öffentlichen Diskussion wurde 
deutlich, dass der Betreiber nicht über ausrei-
chend Personal mit Patent für die Fährschiff-
fahrt verfügt. Schließlich wurde der Vertrag 

Der Landkreis Offenbach wollte unbedingt seine Fähre über den Main aufrechterhalten und ist 
damit gescheitert. Nicht weit entfernt setzt eine private Fähre weiterhin Pendler über.
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mit ihm gekündigt und das Vertragsverhältnis 
mit einem Vergleich beendet. Damit war das 
Thema Mainfähre aber noch nicht erledigt. 

Der Landkreis Offenbach schrieb den 
Betrieb erneut aus, konnte aber keinen ge-
eigneten Betreiber finden. Vor allem der 
Engpass an ausgebildetem Fährpersonal 
war ein Problem. Dennoch wurde geprüft, 
ob der Betrieb durch eine kommunale Ge-
sellschaft übernommen werden könnte. Ein 
Businessplan ergab jedoch, dass selbst bei 
optimistischen Annahmen mit einem jähr-
lichen Defizit von mehr als 180.000 Euro zu 
rechnen ist. Daraufhin zog der Landkreis Of-
fenbach endlich die Reißleine und beschloss 
das Aus für die Fähre. Jetzt soll das Fährschiff 
verkauft oder „verwertet“ werden. 

Nur wenige Kilometer flussabwärts setzt 
die private Fähre zwischen Maintal und 
Rumpenheim weiterhin täglich Pendler 
über den Main – ohne Zuschüsse der öffent-
lichen Hand.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Der Landkreis Offenbach hätte bereits 
2017 die Schotten dichtmachen müssen, 
statt an einer eigenen Fähre festzuhalten 
und sie mit öffentlichen Mitteln teuer in-
stand zu setzen. Zumindest hätte vor die-
sen Investitionen sorgfältig geprüft werden 
müssen, ob überhaupt geeignete Betreiber 
zu finden sind oder ein Betrieb in kommuna-
ler Regie zu vertretbaren Kosten möglich ist.

Jochen Kilp
kilp@steuerzahler-hessen.de

Video dazu auf www.schwarzbuch.de

Luxuswasser sorgt 
für Verluste in Parchim
Ein Luxuswasser aus städtischer Quelle 
erhitzt die Gemüter in der mecklenbur-
gischen Kleinstadt Parchim. Die „Minus 
181  GmbH“ erwirtschaftet unter städti-
scher Beteiligung große Verluste. Ein öf-
fentlicher Zweck liegt nicht vor. Außer-
dem kritisiert der Landesrechnungshof 
die Beteiligung der Stadt. 

Parchim (MV). Edles Wasser sprudelt aus 
einer Quelle in 181  m Tiefe mitten in der 
mecklenburgischen Kreisstadt Parchim – 
ausgerechnet auf einem Gelände der städti-
schen Wasserwerke. Schnell war die Idee der 
Vermarktung eines Luxuswassers und damit 
die „Minus 181 GmbH“ geboren. Weich und 
besonders geschmacksneutral sei das Was-
ser, das in einer Manufaktur auf dem werksei-
genen Gelände gefördert und abgefüllt wird. 
Der Liter kostet rund 20 Euro und ist nicht 

im Einzelhandel, sondern nur in gastronomi-
schen Partnereinrichtungen erhältlich. 

Derlei Angebote im Luxussegment sind 
nicht ungewöhnlich, doch „Minus 181“ ist eine 
Luxusmarke, an der eine Stadt – Parchim  –  
sowohl über die städtischen Was serwerke 
als auch mit einem direkten Anteil im Wert 
von 24.000  Euro beteiligt ist. Das rief den 
Landesrechnungshof auf den Plan. Denn, so 
steht es im Kommunalfinanzbericht 2019: 
„Ein öffentlicher Zweck, der eine solche 
Beteiligung rechtfertigt, liegt nicht vor. Die 
Beteiligung ist nach Kommunalverfassung 
unzulässig.“ Diese Auffassung teilte die Stadt 
allerdings nicht, da die entsprechenden Be-
schlüsse durch die Stadtvertretung gefasst 
worden sind und eine Gewinnerzielungsab-
sicht vorgelegen habe.

Doch es blieb bei dieser Absicht. Bis 
Ende 2018 hatte das Unternehmen Verlus-
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te in Höhe von 651.000 Euro erwirtschaftet 
und damit das Eigenkapital um rund zwei 
Drittel vermindert. Auch für 2019 sah der 
Wirtschaftsplan einen Verlustausweis vor. 
Unterdessen reagierten die Gesellschafter 
auf die Kritik – auch des Bundes der Steuer-
zahler – und suchten private Investoren. Bis 
dato ohne Erfolg. Zum 1. Juli 2020 wurde die 
Gesellschaft liquidiert, und die Stadt verlor 
damit ihren Anteil von 24.000 Euro. Für das 
Stadtsäckel zumindest indirekt verloren sind 
auch die hohen Verluste, die die städtischen 
Wasserwerke gemacht haben. 

Der Geschäftsführer der Parchimer Stadt-
werke, der bis zur Liquidation auch der Ge-
schäftsführer der „Minus 181 GmbH“ war, 
zeigte sich im Gespräch mit dem Bund der 
Steuerzahler zwar enttäuscht, spricht aber 
von einer nach wie vor guten Idee. Was die 

Suche nach Investoren angeht, gab er sich 
weiterhin optimistisch: Es gebe zurzeit noch 
einen Interessenten. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Das Luxuswasser sollte zum Aushänge-
schild des Mittelzentrums Parchim wer-
den  – also ein Marketinginstrument. Doch 
ist so etwas für eine mecklenburgische 
Kleinstadt wirklich sinnvoll? Zumindest wa-
ren sowohl die Stadt als auch die Stadtwer-
ke offenbar schlecht beraten. Das Geld ist 
weg und so bleibt zu hoffen, dass die Stadt 
Parchim künftig die Finger von derlei Expe-
rimenten lässt. 

Michaela Skott
presse@steuerzahler-mv.de

Mehr als 20 Euro sollte 
der Liter des Luxuswas-
sers „Minus 181“ kosten, 
das in Parchim tief aus 
der Erde gefördert wur-
de. Die Stadt war betei-
ligt und hat ordentlich 

Steuergeld versenkt. 

Foto: M
ichaela Skott
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in die Energiewirtschaft
Mit der Übernahme der Auricher Ener-
gienetze durch die 2010 eigens hierfür 
gegründeten Stadtwerke sowie mit dem 
Vertrieb von Öko-Strom wollte die Stadt 
Aurich sicher Gewinne erzielen. 10  Jahre 
später ist der Traum endgültig geplatzt: 
Die Stadtwerke Aurich werden abgewi-
ckelt. Übrig bleibt eine saftige Rechnung 
für den Steuerzahler, die sich auf rund 
3,3 Mio. Euro beläuft.

Aurich (NI). Mit großen Zielen gingen die 
Stadtwerke Aurich GmbH im Jahr 2010 und 
2014 die – gemeinsam mit einem Windkraft-
anlagenhersteller gegründete – Mutterge-
sellschaft Stadtwerke Aurich Holding GmbH 
an den Start. Die Partner wollten Aurich zu 
einem „Leuchtturm für die Energiewende“ 
machen und gleichzeitig noch eine Menge 
Geld damit verdienen. 

Um dies zu bewerkstelligen, wollten die 
Gesellschafter dem bisherigen Konzessi-
onsinhaber, einem großen deutschen Ver-
sorgungsunternehmen, an dem mehr als 
120 Kommunen direkt beteiligt sind, die Kon-
zessionen für den Betrieb des städtischen 
Energienetzes abjagen und anschließend in 
den Vertrieb von regional erzeugtem Öko-
Strom einsteigen. Der Gedanke dabei: Als 
Inhaber der Netzkonzessionen würden sich 
die Stadtwerke beim Vertrieb die Zahlung 
der ansonsten fälligen Netzentgelte sparen, 
gleichzeitig könnten sie die Konkurrenz für 
die Nutzung der Stadtwerke-Netze zur Kas-
se bitten. Ein todsicheres Ding, dachte die 
Mehrheit der Stadtpolitiker, denn schließlich 
war es die Stadt, die den Netzbetrieb aus-
schreiben und vergeben durfte. 

Falsch gedacht. Die Stadtwerke Aurich 
scheiterten gleich zweimal beim Erwerb der 
Netze – und zwar am Widerstand des bis-
herigen Konzessionsinhabers. Der erwirkte 

eine einstweilige Verfügung, die es der Stadt 
Aurich untersagte, einen Konzessionsvertrag 
mit den Stadtwerken abzuschließen, bevor 
nicht eine diskriminierungsfreie und trans-
parente Konzessionsvergabe durchgeführt 
wird. Dazu kam es jedoch nicht, die Konzessi-
on liegt daher weiterhin bei dem bisherigen 
Inhaber. Damit entfällt die Geschäftsgrund-
lage der Stadtwerke Aurich, was letztlich 
auch der Stadtrat einsehen musste und im 
Sommer 2020 mehrheitlich die Abwicklung 
beschloss.

Dumm nur, dass die Stadtwerke Aurich 
entgegen der eigentlichen Planungen be-
reits Jahre zuvor in den Vertrieb von Strom 
und Gas eingestiegen waren – mit beschei-

ALTERNATIVE INVESTITION

Mit 3,3 Mio. Euro hätten 

der chronisch klammen Stadt 
Aurich getilgt werden können.

rund 5 Prozent 
der Schulden
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denem Erfolg. Nur ca. 4.000 Verträge zählten 
die Stadtwerke zuletzt. Hohe Einnahmen 
konnten hierdurch nicht generiert werden, 
zudem mussten mangels Konzession wei-
terhin Netzentgelte entrichtet werden. Hin-
zu kommen hohe Ausgaben für Marketing 
und den Aufbau einer Vertriebsinfrastruktur. 
Die Verluste, die die Stadt Aurich seit 2014 
als Mitgesellschafterin der Stadtwerke an-
teilig ausgleichen musste, liegen bei rund 
3,3 Mio. Euro – Geld, das der Stadt jetzt für 
andere wichtige öffentliche Aufgaben nicht 
mehr zur Verfügung steht.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Der Ausflug der Stadt Aurich in die grüne 
Energiewirtschaft hat sich zu einem finan-
ziellen Desaster entwickelt. Dieser Fall zeigt 
einmal mehr, dass der Staat nicht der bes-
sere Unternehmer ist. Besonders ärgerlich: 
Für die Fehleinschätzung der Politik haften 
nicht die Verantwortlichen, sondern die 
Steuerzahler.

Jan Vermöhlen
vermoehlen@steuerzahler-nub.de

König Kurts Schloss 
zum Spottpreis verkauft
Berühmt-berüchtigt wurde das Schlossho-
tel in Bad Bergzabern durch explosive 
Baukostensteigerungen und anrüchige 
Deals zulasten der Steuerzahler. Nun hat 
der langjährige Pächter eine vor 10  Jahren 
vereinbarte Vertragsoption gezogen: das 
Vorkaufsrecht zu einem Bruchteil der staat-
lichen Investitionskosten. Aus dem Schloss-
projekt ist für die Steuerzahler ein Verlust 
von mehr als 4 Mio. Euro entstanden.

Bad Bergzabern (RP). Alles begann vor 
mehr als 10 Jahren mit der Idee eines Inves-
tors, die marode Remise eines Barockschlöss-
chens in Bad Bergzabern in ein schickes 
Vier-Sterne-Hotel umzuwandeln. Das ehe-
malige Wirtschaftsgebäude gehörte ihm 
bereits, doch die finanziellen Mittel für den 
Umbau konnte der Investor nicht allein auf-
bringen. Im Land Rheinland-Pfalz und in der 
Stadt Bad Bergzabern fand er aber willige 
Sponsoren.

Der anrüchige Deal: Bad Bergzabern 
kaufte das alte Gebäude von dem Investor 
für rund 570.000  Euro, nachdem sich die 
Baukostensteigerung bereits abgezeichnet 
hatte. Unter der Regie der Stadt explodier-

ten die Umbaukosten dann von anfänglich 
rund 3 Mio. Euro auf mehr als 6 Mio. Euro. 
Davon übernahm das Land 3,1 Mio. Euro und 
die Stadt 2,9 Mio. Euro. 

Im Fokus der heftigen Kritik stand vor 
allem der damalige Ministerpräsident Kurt 
Beck als Förderer und Protegé des umstrit-
tenen Projekts. In dessen Wahlkreis lag die 
nun nobel ausgebaute Remise, auch als „Kö-
nig Kurts Schloss“ verspottet. Doch Beck ver-
teidigte den Umbau als „Leuchtturmprojekt“.

Nachdem das Schlosshotel im Jahr 2011 
fertiggestellt worden war, wurde es an den 
früheren Eigentümer und Investor ver-
pachtet – insgesamt beliefen sich die Net-
to-Pachtzahlungen an die Stadt bis 2020 auf 
rund 1 Mio. Euro. Zudem wurde dem Inves-
tor ein Vorkaufsrecht gewährt, das Gebäude 
nach 10 Jahren für nur rund 1,4 Mio. Euro zu 
erwerben. Und dieses Vorkaufsrecht hat der 
Investor im Jahr 2020 auch genutzt.

Kauf, Umbau und Verkauf des früheren 
Wirtschaftsgebäudes bedeuten für die Stadt 
Bad Bergzabern – selbst mit der eingenom-
menen Pacht – ein Verlustgeschäft in Höhe 
von rund 1,1 Mio. Euro. Noch schlechter sieht 
die Gesamtbilanz für die Steuerzahler aus, 

wenn die Landesgelder dazugerechnet wer-
den: Dann liegt der Verlust für die Steuerzah-
ler bei mehr als 4 Mio. Euro. 

Grund zur Selbstkritik sieht die Stadt aber 
nicht. Im Gegenteil: Bad Bergzabern betont, 
dass die städtebaulichen Ziele erreicht wor-
den wären.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Ein marodes Objekt kaufen, dessen Um-
baukosten explodieren zu lassen und dann 
das Objekt zu einem Bruchteil der Investi-

tionskosten wieder zu verkaufen – was wie 
eine Anleitung klingt, sich als Immobilien-
investor konsequent zu ruinieren, gilt in Bad 
Bergzabern offenbar immer noch als gute 
Politik. Doch Grund zum Lachen hat eigent-
lich nur der private Investor. Denn Sponso-
ren zu finden, die das Geschäftsrisiko weit-
gehend übernehmen und Millionenverluste 
auch noch als Erfolg werten, dürfte wie ein 
Sechser im Lotto sein. 

Frank Senger
f.senger@bdst-rlp.de

Das Schlosshotel in Bad Bergzabern galt als „Leuchtturmprojekt“. Es wurde marode gekauft, teuer 
saniert – und dann mit Verlust verkauft. Schaden für den Steuerzahler: mehr als 4 Mio. Euro.

Staatshotel macht Miese
Das berühmte Grandhotel auf dem Pe-
tersberg bei Bonn gehört dem Staat. 
Trotz Prestige und großer Historie ist das 
Staatshotel für die Steuerzahler unrentabel.

Bund. Hoch auf dem Petersberg bei 
Bonn thront ein luxuriöses Grand- und 
Spa-Hotel – mit Präsidentensuite, exklusi-
vem Weinclub, Beautyfarm und großem 
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Biergarten. Eigentümer ist die Gästehaus 
Petersberg GmbH, die zu 100 Prozent dem 
Bund gehört. Seit 2013 wird die GmbH von 
der Bundesanstalt für Immobilienaufga-
ben verantwortet, die dem Bundesfinanz-
ministerium untersteht. Gemanagt wird 
das Grandhotel von einer renommierten 
Hotelkette – im Namen und auf Rechnung 
der Gästehaus Petersberg GmbH.

Das Luxushotel war früher das Gäste-
haus der Bundesregierung und hat eine 
bewegte Geschichte. Inzwischen residieren 
Staatsgäste im Schloss Meseberg bei Berlin, 
das seit Jahren das offizielle Gästehaus der 
Regierung ist. Dennoch lässt die Geschich-
te des Petersberger Hauses die Regierung 
nicht los – offiziell ist dies der Hauptgrund 
dafür, dass sie sich nicht von der Immobilie 
trennen will. 

Die politische Entscheidung, das Grand-
hotel aus historischen Gründen in Staatsbe-
sitz zu halten, ist aber nur die halbe Wahr-
heit. Dass der Bund verpflichtet ist, seine 
Immobilien nicht verfallen zu lassen, um 
den Wert des Staatsvermögens zu pflegen, 
dürfte einleuchten. Den Staatsbeamten 
geht es jedoch nicht nur um den Erhalt der 
gesunden Substanz des Komplexes – sie 
wollen mit dem Hotel auch Kasse machen. 

Dafür hat der Bund seit 2013 rund 
45 Mio. Euro in den Petersberg investiert – 
in weitere Zimmer, in luxuriösere Zimmer, 
in den Neubau eines Pavillons mit Außen-
gastronomie, in die Vergrößerung des Spa-, 
Wellness- und Fitnessbereichs und den Aus-
bau eines Wanderwegs am Hotel. Die teure 
und inzwischen abgeschlossene Moderni-

sierungsoffensive versteht das zuständige 
Finanzministerium als „Pflicht zum wirt-
schaftlichen Handeln“, um „das Hotel nach-
haltig wirtschaftlich betreiben zu können.“

Davon ist die Gästehaus Petersberg 
GmbH allerdings weit entfernt. Seit 2013 
schreibt die Hotel-Gesellschaft der Bun-
desimmobilienanstalt durchgehend rote 
Zahlen. Die Verluste für die Steuerzahler 
summieren sich seither auf rund 7  Mio. 
Euro, allein in den Jahren 2018 und 2019 
betrug das Minus 3,8 Mio. Euro. Zwar geht 
das Finanzministerium nach dem Abebben 
der coronabedingten Flaute von „positiven 
Erträgen“ aus – ob es diese tatsächlich ge-
ben wird und sich die hohen Investitionen 
irgendwann einmal tragen, steht in den 
Sternen. Das Ministerium jedenfalls kann 
„momentan keine Aussagen zur Amortisie-
rung der Investitionsmaßnahmen“ machen.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Die Pflege und Wahrung deutscher Ge-
schichte kann auch ohne dieses Hotel in 
Staatseigentum erfolgen. Trotz des professi-
onellen Managements kommt der Bund mit 
seinem Petersberger Grandhotel nicht auf 
einen grünen Zweig, sodass die „Pflicht zum 
wirtschaftlichen Handeln“ auch als Aufforde-
rung verstanden werden kann, den Verkauf 
des ehemaligen Gästehauses intensiv zu 
prüfen. So könnten weitere Verluste für die 
Steuerzahler vermieden werden. 

Sebastian Panknin
s.panknin@steuerzahler.de

Keine Lust mehr auf Camping
Der Campingplatz in der Anlage Großer 
Weserbogen macht Verluste. Die Eigen-
tümer, die Stadt Porta Westfalica und der 
Kreis Minden-Lübbecke, wollen die Anlage 
daher jetzt verkaufen.

Porta Westfalica (NW). Ein Camping-
platz mit Dauer- und Kurzzeitplätzen direkt 
am See, Restaurant, Freibadeanlage, Fähr-
betrieb, Vogelparadies – das klingt alles nach 
einem begehrten Urlaubsort. Doch weit ge-

fehlt: Die Wochenend- und Ferienerholungs-
anlage Großer Weserbogen in Porta Westfa-
lica hat all das zu bieten und schreibt doch 
rote Zahlen. 

Die Eigentümer der Großer Weserbo-
gen Kommunale Gesellschaft mbH sind die 
Stadt Porta Westfalica und der Kreis Min-
den-Lübbecke zu je 50 Prozent. Im Jahr 2019 
machte die Gesellschaft ein Minus in Höhe 
von 148.000  Euro, der Wirtschaftsplan für 
das Jahr 2020 sagte einen Jahresfehlbetrag 
in Höhe von 247.000 Euro voraus. Das Sor-
genkind ist der Campingplatz. Nachdem 
2018 ein Pachtvertrag endete, wurde er von 
der kommunalen GmbH betrieben, das Res-
taurant ist seit Jahren geschlossen.

Kreis und Stadt haben nun entschieden, 
den Campingplatz zu verkaufen, weil sie we-
der von einer Verpachtung noch von einem 
Eigenbetrieb einen wirtschaftlichen Erfolg 
erwarten. Aktuelle wirtschaftliche Zahlen 
wollten sie wegen aktueller Verkaufsver-
handlungen nicht nennen.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Der Betrieb von Campingplätzen ist kei-
ne Aufgabe für Kommunen. Es kann nicht 
sein, dass die Steuerzahler Defizite wie im 
Fall Großer Weserbogen tragen müssen. Gut, 
dass Stadt und Kreis nun die Reißleine zie-
hen und sich von ihrem Sorgenkind trennen 
wollen.

Jens Ammann
ammann@steuerzahler-nrw.de

Aufgrund von Ver-
lusten ziehen sie die 
Reißleine: Die Stadt 

Porta Westfalica und 
der Kreis Münden-Lüb-
becke haben beschlos-
sen, den Campingplatz  

Großer Weserbogen  
zu verkaufen.

Foto: Bärbel H
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ALTERNATIVE INVESTITION

Für 148.000 Euro könnten 
477 Kinder und Jugendliche 

an den Ferienspielen der Stadt 
Porta Westfalica inklusive

 zubuchbarer Frühbetreuung 
teilnehmen.
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www.schwarzbuch.de/
newsletteranmeldung

Spannende Neuigkeiten rund um 
das Thema Steuergeldverschwen-

dung und die ausufernde Subventi-
onspolitik der Bundesregierung:

Bleiben Sie auf dem Laufenden und 
abonnieren Sie unseren Newsletter 

„Der Steuerwächter“! 
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Teure Annehmlichkeiten

Hoher Preis für kurze Wege

Schwarzbuch 2020/21

Seit Januar 2019 hat Hessen eine Ministe-
rin für Digitale Strategie und Entwicklung. 
Doch anstatt die Möglichkeiten der Digita-
lisierung zu nutzen und die Mitarbeiter des 
Ressorts zumindest teilweise dezen tral 
anzusiedeln, entschied man sich für die 
Anmietung einer Immobilie in der noblen 
Wiesbadener Innenstadt. Die Lage vis-à-vis 
zur Staatskanzlei kommt die Steuerzahler 
teuer zu stehen.

Hessen. Die schwarz-grüne Landesre-
gierung in Hessen etablierte Anfang 2019 
erstmals ein unmittelbar dem Ministerprä-
sidenten zugeordnetes Ressort „Digitale 
Strategie und Entwicklung“, umgangs-
sprachlich „Digitalministerium“. Dort sol-

len unter der Leitung der neuen Ministerin 
Kompetenzen zum Thema Digitalisierung 
aus vielen Bereichen der Landesverwal-
tung gebündelt und so dessen zuneh-
mender Bedeutung Rechnung getragen 
werden. 

Als die Pläne vorgestellt wurden, kri-
tisierte der Bund der Steuerzahler nicht, 
dass hier ein bedeutsames Thema aufge-
griffen wird. Vielmehr stand im Fokus, dass 
dadurch das Kabinett aufgebläht wurde, 
ohne dafür an anderer Stelle zu sparen – 
beispielsweise durch das Zusammenlegen 
verwandter Ressorts. 

Trotz der engen Anbindung an die 
Staatskanzlei wurden für das neue Res-
sort 69 zusätzliche Stellen geschaffen, was 

Stadt Aalen 
bezuschusst Festival –
nachträglich
Die Steuerzahler in Aalen mussten für ein 
Musikfestival die Zeche bezahlen, weil 
ein privates Musikfestival im vergange-
nen Jahr weniger Zuschauer anlockte als 
erhofft. Das Defizit des Veranstalters hat 
die Stadt nachträglich mit 175.000  Euro 
bezuschusst. 

Aalen (BW). Man hatte große Pläne auf 
der Ostalb. Nachdem es in der Vergangen-
heit immer mal wieder Open-Air-Konzerte 
im Aalener Stadion gegeben hatte, stellte 
ein privater Veranstalter ein zweitägiges Fes-
tival für Schlagerfreunde und Hip-Hop-Fans 
auf die Beine. Die Zuschauerresonanz war je-
doch geringer als erwartet: Es kamen insge-
samt nur rund 20.000 Besucher. Laut Stadt 
hatte das Festivalwochenende dennoch ei-
nen großen Mehrwert für die ganze Region. 

Für diesen „Mehrwert“ mussten die Steu-
erzahler aber einen gehörigen Beitrag leis-
ten. Bereits vor dem Festival wurde dem 
Veranstalter eine städtische Kostenbeteili-
gung in Höhe von 63.000 Euro zugesichert. 
Nachdem das Festival mit einem Defizit be-

endet worden war, entschied eine Mehrheit 
im Gemeinderat, dem Veranstalter sogar 
noch einen Zuschuss von 175.000  Euro zu 
gewähren.

Doch im Gemeinderat machte sich spä-
ter Unmut breit: Einige Gemeinderatsmit-
glieder sehen das Thema auch 2020 noch 
nicht als abschließend behandelt an. Insbe-
sondere wurde gefordert, eine Übernahme 
des Defizits durch die städtische Haftpflicht-
versicherung zu prüfen. Die Nachfrage des 
Bundes der Steuerzahler dazu bei der Stadt 
blieb bis Redaktionsschluss unbeantwortet. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT 

Sollte in Aalen je wieder ein Festival 
stattfinden, muss im Vorfeld vertraglich klar 
geregelt werden, dass der Veranstalter für 
eventuelle Verluste einzustehen hat. Steu-
erzahler sollten nicht für unternehmerische 
Risiken haften.

Michael Beyer
haushalt@steuerzahler-bw.de

Das neue „Digitalministerium“ in einer noblen Immobilie (links) nahe der Staatskanzlei (rechts) in 
Wiesbaden ist weder besonders wirtschaftlich, noch ist es ein Vorbild in Sachen Digitalisierung.

Foto: M
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für das digitale Arbeiten an Schulen 
angeschafft werden.

TWPF����ǭ.CRVQRU

Bei einer günstigeren Miete von 
17 Euro/qm (z. B. in der Wiesbadener 
Peripherie oder auf dem Land) hätten 

pro Jahr über 150.000 Euro gespart 
werden können. Dafür könnten jährlich

schon für sich genommen fragwürdig ist. 
Für die nun insgesamt 108 Posten muss-
te man sich jetzt Gedanken machen, wo 
diese Arbeitsplätze überhaupt angesiedelt 
sein sollten. Für das „Digitalministerium“ 
wurde daher eine Immobilie in direkter 
Nachbarschaft zur Staatskanzlei, am nob-
len Wiesbadener Kureck, angemietet. Be-
gründet wurde dies mit dem „Interesse ei-
nes möglichst wirtschaftlichen Betriebes“. 

Angesichts einer monatlichen Miete 
von 62.250 Euro dürfte dies allerdings frag-
lich sein. Vergleichszahlen der IHK Wiesba-
den legen nahe, dass der Mietpreis selbst 
für die Wiesbadener Innenstadt sehr hoch 
ist. Oppositionspolitiker kritisierten, bei 
der langen Vertragslaufzeit von 17,5  Jah-
ren hätte ein deutlich geringerer Mietzins 
erreicht werden müssen. Die Digitalminis-
terin argumentierte hingegen, der Netto-
mietpreis läge bei 21,95 Euro pro qm und 
sei damit im Rahmen dessen, was ein Gut-
achten des Landesbetriebs Immobilien 
Hessen (LBIH) als verhältnismäßig bestä-

tigt habe. Bei der Beurteilung müsse man 
das „Gesamtpaket […] aus der räumlichen 
Lage, der Verfügbarkeit, dem Bezugszeit-
punkt, den energetischen Aspekten und 
den gemeinsamen Nutzungen von zentra-
len Diensten sowie der Nähe von landes-
politischen Institutionen“ berücksichtigen. 

Doch es stellt sich grundsätzlich die Fra-
ge, wieso es überhaupt ein so prominenter 
Standort sein musste. Die hessische Lan-
desregierung will mit dem Projekt „Arbeit 
in die Heimat und zu den Menschen brin-
gen“, den ländlichen Raum stärken und 
gleichzeitig ein attraktiver Arbeitgeber 
sein, der seinen Mitarbeitern auch jenseits 
der Ballungszentren langfristige Perspek-
tiven bietet. Wenn man diese Ziele ernst 
nimmt, dann hätte man das neue Res-
sort auch auf dem Land oder zumindest 
in der Wiesbadener Peripherie ansiedeln 
können. Gerade ein „Digitalministerium“ 
hätte im Übrigen mit gutem Beispiel vo-
rangehen sollen, indem es die vielfältigen 
digitalen Kollaborationsmöglichkeiten so 
intensiv wie möglich nutzt. Nicht zuletzt 
die Corona-Krise und das vielfach damit 
verbundene Arbeiten im Homeoffice zeigt, 
dass eine effektive Zusammenarbeit keine 
Frage räumlicher Nähe sein muss. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Die Hessische Landesregierung ist bei 
der Einrichtung des sogenannten Digitalmi-
nisteriums gleich mehrfach an ihren eigenen 
Ansprüchen gescheitert: Weder ist das neue 
Haus besonders wirtschaftlich, noch bietet 
es den Bediensteten Perspektiven auf dem 
Land, noch ist es ein Vorbild für fortgeschrit-
tene Digitalisierung.

Moritz Venner/Clemens Knobloch
venner@steuerzahler-hessen.de

Video dazu auf www.schwarzbuch.de

ALTERNATIVE INVESTITION

Sieben neue 
Segelyachten für die Marine
Die Marineschule Mürwik erhält in die-
sem Jahr sieben neue Segelyachten für 
insgesamt rund 1,8  Mio.  Euro: Eine frag-
würdige Prioritätensetzung angesichts 
der großen Probleme mit der Einsatzbe-
reitschaft der Flotte.

Bund/Flensburg (SH). „Mit ihren Ein-
satzschiffen hatte die Deutsche Marine in 
den letzten Jahren nicht viel Glück: Fregat-
ten und Korvetten kommen nicht in Fahrt, 
U-Boote liegen meist defekt im Hafen oder 

in der Werft. Auch das Aushängeschild 
„Gorch Fock“, dessen Grundsanierung min-
destens 135 Mio. Euro kosten wird, liegt seit 
2015 im Dock. 

Wesentlich besser geklappt hat dagegen 
die Beschaffung ganz neuer Segelyachten 
für die Marineschule in Flensburg-Mürwik: 
Die österreichische Bootswerft lieferte die 
Boote termingerecht zum vereinbarten 
Preis. Zum Bestand von bereits 16  Sport-
booten aus den 1980er-Jahren kamen im 
Juli fünf neue Segelyachten vom Typ „Sun-
beam 36.2“ hinzu. Bis Ende des Jahres wer-
den zwei weitere Sportboote erwartet. Die 
11 m langen Sportyachten haben alle An-
nehmlichkeiten: Neben einer Toilettenkabi-
ne gibt es eine voll ausgestattete Küche mit 
Kühlschrank, Doppelspüle, Gasherd und 
Backofen. Neben dem Ausbilder finden vier 
Offiziersanwärter für bis zu zweiwöchigen 
Törns auf Nord- und Ostsee Platz. 

Der Ausbau der Segelflotte wird mit der 
zunehmenden Zahl an Offiziersbewerbern 
begründet: Die Marine hält die Segelaus-
bildung für einen wesentlichen Bestandteil 
der Offiziersausbildung. Dazu gehöre neben 
dem Praktikum auf einem Großsegler – der-
zeit wird dazu die „Alexander von Humboldt 
2“ gechartert – auch die praktische Ausbil-
dung auf Sportyachten. 

 
DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Den Elan, mit dem die neuen Segelyach-
ten beschafft worden sind, wünschen wir 
uns auch beim Bau und der Instandhaltung 
der Einsatzschiffe. Hier fehlt es an den rich-
tigen Prioritäten!

Rainer Kersten
schleswig-holstein
@steuerzahler-sh.de

Anders als viele Einsatzschiffe der Marine sind 
die sieben neuen Segelyachten funktionstüchtig.
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Mit einem zu schweren 
Feuerwehrwagen Steuergeld verbrannt
2016 schaffte die Stadt Eschborn für 
ihre freiwillige Feuerwehr ein Teleskop- 
Hubrettungsfahrzeug im Wert von knapp 
680.000  Euro an. Doch weil es zu schwer 
war, konnte es für keinen Einsatz genutzt 
werden. Deshalb wurde es knapp zwei-
einhalb Jahre später für gerade einmal 
440.000 Euro zurückgegeben.

Eschborn (HE). Im Jahr 2016 beschloss 
der Magistrat der Stadt Eschborn, ein Te-
leskop-Hubrettungsfahrzeug für die ört-
liche freiwillige Feuerwehr zum Preis von 
679.434  Euro anzuschaffen. Aufgrund un-
geklärter Umstände entschieden sich die 
politisch Verantwortlichen jedoch für ein 
viel zu schweres Fahrzeug. Nach rechtlichen 
Vorgaben dürfen diese Art Rettungsfahrzeu-
ge ein Gewicht von 16 t nicht überschreiten, 
der neue Eschborner Wagen wog nun aber 
17  t. Die Konsequenz: Er durfte nicht ein-
gesetzt werden. Nach knapp zweieinhalb 
Jahren wurde das Rettungsfahrzeug für 
440.000 Euro zurückgegeben – also mit ei-

nem Abschlag in Höhe von fast 240.000 Euro. 
Eine teure Schadensbegrenzung.

Besonders pikant ist an der Angelegen-
heit, dass es ein Schreiben des Main-Tau-
nus-Kreises gab, in dem rechtzeitig, unter 
Berufung auf Informationen des Landes, 
auf das Problem hingewiesen wurde. Nach 
den Erkenntnissen eines 2019 eingesetzten 
Akteneinsichtsausschusses soll dem dama-
ligen Stadtbrandinspektor, der an der Vor-
lage zum Kauf des Fahrzeugs mitgearbeitet 
hatte, und dem Wehrführerausschuss der 
Inhalt des Schreibens bekannt gewesen 
sein. Der Magistrat habe beim Beschluss 
über den Kauf des Fahrzeugs jedoch nichts 
von der Gewichtsüberschreitung gewusst. 
Die Gründe für den mangelhaften Infor-
mationsfluss sind ungeklärt. Offenbar ver-
ließ man sich aber im Magistrat auf die 
Vorarbeit von Feuerwehr und Verwaltung, 
ohne selbst genau genug hinzuschauen. 
Das ändert nichts an der Tatsache, dass der 
Magistrat für den teuren Fehler politisch 
verantwortlich ist. Eine Prüfung haftungs-

Acht Jahre lang geschlafen
2012 gab Microsoft bekannt, dass der Sup-
port für Windows 7 im Jahr 2020 eingestellt 
wird. Acht Jahre lang hatte die Stadt somit 
Zeit, sich für ein anderes Betriebssystem zu 
entscheiden. 8 Jahre waren jedoch nicht ge-
nug. Deshalb wird es nun teuer.

Hamburg. IT und Hamburg – ein schwieri-
ges Thema. Während in der Hansestadt schon 
seit vielen Jahren kleine, mittlere und große 
IT-Unternehmen erfolgreich am Markt beste-
hen, haben sich Politik, Behörden und Verwal-
tung in jüngster Vergangenheit nicht gerade 
mit Ruhm bekleckert, wenn es um Bits und 
Bytes ging. Nun wurde ein weiteres Kapitel 
von Pleiten, Pech und Pannen geschrieben.

Bereits 2012 gab der amerikanische 
Tech-Gigant Microsoft bekannt, dass zum 
14. Januar 2020 der Support und damit auch 

die Sicherheitsupdates für sein Betriebssys-
tem Windows  7 eingestellt wird. Immerhin 
hatten die User somit 8 Jahre Zeit, ihre Tech-
nik umzurüsten. Genügend Zeit – sollte man 
meinen.

Für Hamburg waren jedoch 8  Jahre 
nicht ausreichend. Wie dem Bund der Steu-
erzahler auf Nachfrage mitgeteilt wurde, 
liefen zum Stichtag noch 9.123 Computer 
mit Windows 7 – 8.082 davon bei der Po-
lizei. Daraus machte der Senat folgende 
Bilanz: „Abzüglich der polizeilichen Endge-
räte waren am 14. Januar 2020 bereits circa 
98 Prozent der Endgeräte auf Windows 10 
migriert.“

Und die Ursachen für die Verzögerung? 
„Dies ist im Wesentlichen durch noch nicht 
bereitgestellte Hard- oder Software begrün-
det“, so die Antwort. Die hamburgische Ver-
waltung habe „bereits“ im November 2016 
mit den Planungen zur Umstellung auf 
Windows 10 begonnen. Die Umstellung dau-
ere bei der Polizei Hamburg und wenigen 
weiteren Fällen noch an.

Bis zur endgültigen Umstellung wird 
der Weiterbetrieb mit der veralteten 
Windows-Version den Steuerzahler viel Geld 
kosten. Durch den Abschluss eines erweiter-
ten Windows-7-Supportvertrags sind Kosten 
in Höhe von 526.000 Euro entstanden – davon 
entfallen auf die Polizei: 476.000 Euro.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Hätten die Verantwortlichen rechtzeitig 
auf die Ankündigung von Microsoft reagiert 
und die Umrüstung früher in die Wege ge-
leitet, wäre die Stadtkasse heute nicht um 
526.000 Euro leichter – viel Geld für unnötige 
Supportverträge statt für aktuelle Technik.

Lorenz Palte
mail@steuerzahler-hamburg.de

In der Hamburger Polizei laufen 8.082 Computer 
immer noch auf dem alten Windows 7. 
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Trotz Warnung: 
Die Stadt Eschborn 

kaufte ein zu schwe-
res Teleskop-Hubret-

tungsfahrzeug und 
durfte es nicht einset-

zen. Der Schaden für 
den Steuerzahler: 

240.000 Euro.
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Auch ordentliches 
Kündigen will gelernt sein

Teure Fehler Teure Fehler

rechtlicher Ansprüche der Stadt war Ende 
Juli 2020 noch nicht abgeschlossen.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Es ist unverantwortlich, dass sich die 
Eschborner Politik bei ihrer Entscheidung 

zu sehr auf Verwaltung und Feuerwehr ver-
lassen hat. Bleibt zu hoffen, dass die Stadt 
Ansprüche gegen die für den Fehler Verant-
wortlichen geltend machen kann.

Clemens Knobloch
knobloch@steuerzahler-hessen.de

Früher wurde in den Hochöfen des heu-
tigen Weltkulturerbes Völklinger Hütte 
im Saarland Eisenerz eingeschmolzen, 
doch mittlerweile ist das Weltkulturerbe 
auch im Verheizen von Steuergeld ganz 
gut geworden. So kostete die verpatzte 
Kündigung des damaligen Geschäfts-
führers der landeseigenen Gesellschaft 
rund 150.000 Euro. Zu den genauen Hin-
tergründen und Folgen dieses Fiaskos 
schweigt die Leitung gegenüber dem 
Steuerzahlerbund.   

Saarland. Das Weltkulturerbe Völklinger 
Hütte (kurz WVH) ist ein Industriedenkmal 
und Ort für Ausstellungen sowie andere 
Veranstaltungen im Saarland. Alleiniger Ge-
sellschafter der WVH ist das Land Saarland. 
Allerdings ist das Hüttenensemble kein  
finanzieller Selbstläufer, vielmehr hängt die 
WVH zu einem guten Teil am Landestropf. 
Grund genug also, im Sinne der Steuerzah-
ler effizient und kostensparsam zu wirtschaf-
ten. Der Landesrechnungshof war bei einer 
Prüfung aber alles andere als begeistert.

Zur vielfältigen Kritik des Prüfberichts 
aus dem Jahr 2014 gehörte auch der festge-
stellte Wasserkopf bei der kaufmännischen 
Leitung der WVH. So gab es einen kaufmän-
nischen Geschäftsführer, dem zusätzlich 
ein Verwaltungsleiter nachgeordnet war. 
Den Posten des Verwaltungsleiters hielt der 
Rechnungshof letztlich für überflüssig, weil 
sich die Zuständigkeiten in weiten Bereichen 
überlagerten.

Die Kritik schien zwar Eindruck gemacht 
zu haben – aber es kam anders als vorge-
schlagen. So wurde dem kaufmännischen 
Geschäftsführer zum 31. Juli 2015 gekündigt 
und stattdessen der Vertriebsleiter zu seinem 
Nachfolger ernannt. Das Kündigungsschrei-
ben wurde ministerial abgestimmt und soll-
te durch einen Boten persönlich übergeben 
werden; der damalige kaufmännische Ge-
schäftsführer sollte zudem ein Empfangsbe-
kenntnis unterschreiben. Das Problem: Am 
Übergabetag wurde der Bote nach eigenen 
Angaben nicht zum Geschäftsführer vorge-
lassen. Die Kündigung wurde stattdessen 
einer Mitarbeiterin übergeben.

Und welch Überraschung: Der in Ungna-
de gefallene Geschäftsführer bestritt später 
den ordentlichen wie fristgerechten Erhalt 
der Kündigung. Es folgte ein Rechtsstreit vor 
dem Saarbrücker Arbeitsgericht, bei dem 
der Geschäftsführer in erster Instanz obsieg-
te. Im Zuge des zweitinstanzlichen Verfah-
rens kam es im Jahr 2019 zu einem Vergleich. 

Laut Presse kostete dieser banale Formfehler 
die Landesgesellschaft rund 150.000 Euro.

Alle Fragen des Bundes der Steuerzahler 
zu diesem teuren Fiasko wurden jedoch von 
der WVH-Leitung nicht beantwortet. Bei-
spielsweise, wieso nicht sicherheitshalber 
eine zweite ordnungsgemäße Kündigung 
zugestellt wurde, wie die Vergleichssum-
me konkret zustande kam, ob die Versiche-
rung den Schaden übernommen hat und 
wie hoch die Anwalts- und Gerichtskosten 
ausfielen.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Kündigungsschutzklagen gehören in 
Deutschland zum Alltag. Oft spielt dabei 
der fristgerechte oder ordnungsgemäße 
Zugang der Kündigung eine große Rolle. 
Wie das rechtssicher zu bewerkstelligen ist, 
ist kein Hexenwerk. Ebenso wenig, was zu 
tun ist, wenn die erste Kündigung zu schei-
tern droht. Insofern ist schwer zu sagen, 
was die Steuerzahler wütender machen 
sollte: Der Umstand, dass die Zustellung 
der Kündigung so dilettantisch gescheitert 
ist? Oder dass sich die Landesgesellschaft 
zu diesem teuren Fiasko in eisiges Schwei-
gen hüllt? 

Christoph Walter
christoph.walter@
steuerzahler-saarland.de

Dem Geschäftsführer des Weltkulturerbes Völklinger Hütte wurde gekündigt. Die ordnungsgemäße 
Übergabe der Kündigung wurde verpatzt – geschätzter Schaden für die Steuerzahler: rund 150.000 Euro.
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Frankfurt mietet 
überdimensionierte Immobilie
Die multikulturell geprägte Stadt Frank-
furt am Main hat ein Integrationszentrum 
geschaffen, um die Arbeit der Ämter, Ein-
richtungen und Initiativen zu bündeln 
und zu vernetzen. Doch die dafür ange-
mietete Immobilie ist völlig überdimensi-
oniert. Nun müssen die Steuerzahler für 

die horrenden Mietkosten des unzurei-
chend genutzten Gebäudes aufkommen. 

Frankfurt am Main (HE). Im August 2017 
unterzeichnete die Stadt Frankfurt am Main 
einen Mietvertrag über 20 Jahre für ein Ge-
bäude mit 15.000 qm, um dort unter dem 
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Energiegewinnung teuer bezahlt oder: 
Plastik-Panne in der Schlei
Für die Energiegewinnung im Faulturm ih-
rer Kläranlage haben sich die Stadtwerke 
Schleswig Lebensmittelreste anliefern las-
sen. Diese waren aber mit kleinsten Plas-
tikteilen versetzt, die von den Filtern nicht 
erfasst werden konnten. So sind vermutlich 
rund 5 Tonnen Plastik in die Schlei mit ihren 
Naturschutzgebieten gelangt. Diese Panne 
hat zu Mehrkosten von 1,8 Mio. Euro geführt.

Schleswig (SH). Die Stadtwerke Schles-
wig betreiben eine Kläranlage an der Schlei, 
einem Nebenarm der Ostsee, der in Teilen un-
ter Naturschutz steht. Im Faulturm der Klär-
anlage wird Biogas zur Energieerzeugung ge-
wonnen. Um die Biogasausbeute zu erhöhen, 
nahmen die Stadtwerke auch Lebensmittel-
reste von einem Entsorgungsunternehmen 
entgegen, das abgelaufene und nicht mehr 
zum Verzehr geeignete Lebensmittel inklu-
sive ihrer Verpackung entsorgt. Nach dem 
Walzen und Schreddern wurden größere Ver-
packungsanteile herausgesiebt – aber nicht 
alle. Weil die Kläranlage nicht geeignet war, 
Kleinstteile herauszufiltern, gelangten feine 
Plastikteile in den Faulturm und – über den 
Ablauf – anschließend in die Schlei. 

Erstmals im März 2016 bemerkten Na-
turschützer am Schleiufer auffallend viele 
Plastikschnipsel, doch erst im März 2018 
verdichteten sich die Hinweise auf den Ver-
ursacher: das Klärwerk in Schleswig. Von 
da an bemühte man sich um Schadensbe-
grenzung: Arbeitstrupps versuchten, so viel 
Plastikmüll wie möglich vom Uferbereich 
zu sammeln, doch dabei wurden insgesamt 
auch 650 Tonnen organischen Materials mit 
aufgegriffen. Außerdem mussten 8.500 Ton-
nen Klärschlamm verbrannt werden, die für 
die Landwirtschaft vorgesehen waren. 

Namen „stadtRAUMfrankfurt“ ein Integrati-
onszentrum zu errichten. Die Gesamtmiete 
beträgt rund 3 Mio. Euro jährlich. Die Stadt 
will dort Ämter, zivilgesellschaftliche Initia-
tiven und Organisationen mit dem Schwer-
punkt Integration zusammenführen, ver-
netzen und fördern – eine Idee, die in einer 
Großstadt mit fast 30 Prozent Ausländeran-
teil und zahlreichen Deutschen mit Migrati-
onshintergrund ein guter Ansatz ist. Für das 
Projekt gab es deshalb breite Unterstützung 
in der Kommunalpolitik. 

Nach der Eröffnung 2019 zogen das Amt 
für multikulturelle Angelegenheiten und 
eine Reihe weiterer Ämter, Einrichtungen 
und Organisationen ein. Doch die von Dau-
ermietern genutzte Fläche lag im Februar 
2020 immer noch bei lediglich 3.500  qm, 
das ist nicht einmal ein Viertel der Gesamt-
fläche. Darüber hinaus stellt das Haus 20 Be-
sprechungs- und Seminarräume zwischen 
20 und 200 qm und weitere Räume und 
Flächen für besondere Anlässe bereit. Doch 

obwohl dort seit Anfang 2019 viele öffent-
liche Veranstaltungen, interne Treffen und 
Fortbildungen stattfanden, konnte eine den 
Kosten angemessene Auslastung des Ge-
bäudes nicht erreicht werden.

Schließlich reagierte die Frankfurter 
Drei-Parteien-Koalition auf die Misere. In der 
Begründung eines Antrags an die Stadtver-
ordnetenversammlung vom Februar 2020 
hieß es unumwunden: „Der Zeitungsbericht-
erstattung der letzten Monate war zu ent-
nehmen, dass ein Großteil der 15.000 Qua-
dratmeter großen Flächen des Gebäudes […] 
noch immer leer steht. […] Angesichts der 
hohen Mietkosten von knapp drei Millionen 
Euro pro Jahr widerspricht diese Situation, 
unabhängig von der guten Arbeit bereits 
dort angesiedelter Ämter und Initiativen, 
dem Gebot umsichtigen Umgangs mit Steu-
ergeldern.“ Und weiter: Es sei nicht damit zu 
rechnen, dass die verbleibenden Flächen 
nur mit Veranstaltungen ausgelastet werden 
können. 

Deshalb wurde beschlossen, dass der 
Magistrat prüfen soll, in welchem Umfang 
leerstehende Flächen zur dauerhaften Ver-
mietung genutzt werden können. Auch ein 
integrationspolitisches Konzept für die Bele-
gung und ein Vermietungskonzept wurden 
eingefordert – ein ziemlicher Rüffel für die 
Dezernentin, da solche Pläne selbstverständ-
lich vor der Anmietung des Gebäudes hätten 
vorliegen müssen. Fazit: Somit hat die Stadt 
ein teures und für den Zweck überdimensi-
oniertes Gebäude angemietet, ohne zuvor 
den Flächenbedarf ausreichend zu prüfen.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Die eigentlich gute Idee eines Integra-
tionszentrums wurde in Frankfurt planlos 
und überdimensioniert umgesetzt. Das 
Haus muss professionell vermarktet wer-
den, um es auszulasten und die immensen 
Kosten zu rechtfertigen. Nur bei einer op-
timalen Nutzung können auch Synergieef-
fekte entstehen.

Clemens Knobloch
knobloch@steuerzahler-hessen.de

Das Integrationszen-
trum „stadtRAUM-
frankfurt“ ist eine 
gute Idee. Die dafür 
gemietete Immobilie 
ist aber völlig überdi-
mensioniert.Fo
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Unerklärlich, dass niemand die Plastikschnip-
sel im Auslauf der Kläranlage bemerkt hat.
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Bis heute sind für die Reinigung, die 
Klärschlammverbrennung und Anwalts-
kosten rund 1,8 Mio. Euro angefallen. Über 
die Haftung und eine mögliche Strafbarkeit 
streiten die Juristen. Offenbar sind die Ver-
träge missverständlich formuliert. So will 
der Lebensmittelentsorger auf verbleiben-
de Restbestände an Verpackungsmüll hin-
gewiesen haben, während die Stadtwerke 
jegliche Verschmutzung des angelieferten 
Materials ausgeschlossen sahen. Auch über 
den tatsächlichen Anteil der Reststoffe gibt 
es unterschiedliche Aussagen. Selbst wenn 
es gelingen sollte, den Lebensmittelentsor-
ger und die Haftpflichtversicherungen mit 
in Haftung zu nehmen, wird ein hoher Ei-

genanteil an den Stadtwerken Schleswig 
hängen bleiben. Ob dieser dann von den 
Gebühren- oder Steuerzahlern zu tragen ist, 
ist unerheblich: Im Zweifelsfall sind es die 
gleichen Bürger. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Das Problem des kleinteiligen Plastik-
mülls ist wirklich nicht neu. Warum keiner 
der Verantwortlichen richtig hingesehen 
hat, ist unerklärlich.

Rainer Kersten
schleswig-holstein
@steuerzahler-sh.de

Ein ganz schlechter Deal
In der Regel verdienen Städte mit dem 
Verkauf von Grundstücken gutes Geld. 
Nicht so die Stadt Goslar: Wegen schwe-
rer Versäumnisse bei der Gestaltung des 
Kaufvertrags für eine 12.622  qm große 
Fläche zahlen die Steuerzahler hier sogar 
drauf – insgesamt rund 2,8 Mio. Euro.

Goslar (NI). Schon 2011 sah die Stadt 
Goslar das Potenzial, ihren Kattenberg für 
die Wohnbebauung zu entwickeln. Dazu 
sollten Grundstücksflächen von 12.622  qm 
an einen privaten Investor veräußert werden. 
Einziges Problem: Die Brachfläche war durch 
das großflächige Betonfundament der ehe-
maligen „Reichsbauernhalle“ belastet, die bis 
zu einem vernichtenden Brand im Jahr 1948 
auf dem Gelände stand. Ein Gutachten aus 
dem Jahr 2014 bezifferte die voraussichtli-
chen Kosten für die Beseitigung der Altlasten 
auf mindestens 900.000 Euro.

Umso glücklicher war die Stadt, als sich 
2016 mit der Klosterkammer Hannover ein 
Investor fand, der bereit war, bis zu 1,25 Mio. 
Euro für das Areal (Buchwert: 950.000 Euro) 
zu zahlen. Einzige Bedingung: Die Stadt 

sollte vor der Übergabe das gesamte Areal 
vollständig von den Altlasten befreien. Die 
Stadt akzeptierte dies, weil der Erlös – zu-
sammen mit den für die Altlastensanie-
rung in Aussicht gestellten Fördermitteln 
des Landes Niedersachsen in Höhe von ca. 
720.000  Euro  – ausreichen würde, um das 
Projekt für die Stadt kostenneutral zu gestal-
ten. Die Sanierungsarbeiten am Kattenberg 
begannen im April 2018.

Schon bald darauf wurden auf dem 
Grundstück Asbest und weitere Schadstoffe 
entdeckt. Die Kosten für die Grundstückssa-
nierung schnellten in die Höhe – im Januar 
2019 auf 3,4 Mio. Euro, anschließend sogar 
auf 4,1 Mio. Euro. Obwohl Grundstücksgut-
achten ausdrücklich auf eine mögliche Kos-
tensteigerung hingewiesen hatten, hatte 
die Stadt bei der Vertragsgestaltung diese 
Risiken nicht berücksichtigt. So enthält der 
Kaufvertrag keinen Passus darüber, wie 
mögliche Mehrkosten auf die beiden Ver-
tragspartner aufgeteilt werden sollen. 

Doch es geht noch schlimmer: Als die 
Stadt infolge erster Kostensteigerungen li-
quide Mittel benötigte, vereinbarte sie mit 

der Klosterkammer die vorzeitige Überwei-
sung des Kaufpreises. Im Gegenzug musste 
die Stadt auf ihr ursprünglich vereinbartes 
Recht verzichten, von dem Kaufvertrag zu-
rücktreten zu können.

Wegen dieser gravierenden Versäum-
nisse und weil die Klosterkammer jegliche 
Nachverhandlungen ablehnte, bleibt die 
Stadt Goslar auf dem finanziellen Schaden 
sitzen – rund 1,23  Mio. Euro. Der Schaden 
wäre für die Stadt sogar noch größer aus-
gefallen, wenn sich die Investitions- und 
Förderbank Niedersachsen nicht zu einer 
Aufstockung der Fördermittel auf insgesamt 
1,6  Mio. Euro bereiterklärt hätte. Die Steu-
erzahler tröstet das wenig, denn letztlich 

müssen sie für die Gesamtsumme von ca. 
2,8 Mio. Euro geradestehen. 

Das vollständig sanierte Areal wechselte 
schließlich im Juni 2020 den Besitzer.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Die Stadt wollte die belastete Fläche mit-
hilfe von Landesmitteln selbst sanieren, um 
so einen höheren Kaufpreis durchsetzen zu 
können. Was sie für einen äußerst geschick-
ten Schachzug hielt, hat sich allerdings zu 
einem finanziellen Debakel entwickelt. 

Jan Vermöhlen
vermoehlen@steuerzahler-nub.de

Die Stadt Goslar 
wollte das Gelände 
der ehemaligen 
„Reichsbauernhalle“ 
selbst von Altlasten 
befreien, um einen 
höheren Kaufpreis 
zu erzielen. Das ging 
nach hinten los.Fo
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Teure Flucht nach vorn
Nach der Pleite des Reiseveranstalters 
Thomas Cook hat die Bundesregierung 
entschieden, die Pauschaltouristen frei-
willig zu entschädigen, da sie voraus-
sichtlich nur einen Teil ihrer angezahlten 
Reisekosten vom Veranstalter bzw. der 
Versicherung erstattet bekommen hät-
ten. Den Steuerzahler wird dies voraus-
sichtlich weit mehr als 100 Mio. Euro kos-
ten. Bei genauerem Hinsehen liegt der 

Verdacht nahe, dass die Bundesregierung 
mit der Aktion die Flucht nach vorne an-
getreten hat, um eigene Versäumnisse 
auszubügeln.

Bund. Die Insolvenz des britischen Reise-
veranstalters „Thomas Cook“ im Herbst 2019 
sorgte auch bei deutschen Urlaubern für 
Turbulenzen. Zum Teil wurden sie während 
ihrer Reise überrascht, andere konnten ihre 
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Bei der Insolvenz des 
britischen Reiseveran-
stalters „Thomas Cook“ 

konnten nicht alle 
Pauschalreisenden 

entschädigt werden. 
Die Bundesregierung – 

und damit der Steuer-
zahler – sprang ein. 

Peinliche Posse in Zweibrücken: Nach 
rund zwei Jahrzehnten an Diskussionen, 
Planung und Bau wurde 2019 endlich die 
Verbindungsrampe „Überflieger“ fertigge-
stellt. Diese soll einen vielbefahrenen Kreis-
verkehr entlasten und die Autos sicher auf 
die Autobahnauffahrt zur A8 führen. Aller-
dings explodierten nicht nur die Projekt-
kosten – ebenso wurde beim Bau ein geeig-
neter Beschleunigungsstreifen vergessen, 
was zu Unfällen führte. Für die Fehlplanung 
fühlt sich aber niemand verantwortlich.

Zweibrücken (RP). Wie viele andere 
Städte hat auch das rheinland-pfälzische 
Zweibrücken, die kleinste kreisfreie Stadt 
Deutschlands, teils mit einem hohen Ver-
kehrsaufkommen zu kämpfen. Um den 
vielbefahrenen Kreisverkehr an der Buben-
hauser Straße/Gottlieb-Daimler-Straße zu 
entlasten und eine bessere Zufahrt auf die 
Autobahn A8 zu ermöglichen, wurde noch 
vor der Jahrtausendwende der Bau einer 
Verbindungsrampe geplant – in der öffentli-
chen Debatte als „Überflieger“ bekannt. 

Foto: H
ans Braxm
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bereits gebuchten und angezahlten Reisen 
gar nicht erst antreten. Dann der nächste 
Schock für die Reisenden: Der Versiche-
rungsschutz für den Insolvenzfall reichte bei 
weitem nicht aus, um die Anzahlungen der 
gebuchten Reisen zurückzuerstatten.

Im Dezember 2019 erklärte dann die 
Bundesregierung, dass sie einspringen und 
Teile des Schadens ausgleichen wolle, der 
den Pauschalreisenden entstanden ist. Als 
Grund gab die Bundesregierung an, dass der 
Fall eine „Vielzahl von schwierigen Rechts-
fragen“ aufwerfe und es den Kunden nicht 
zuzumuten sei, allein für die Klärung der 
offenen Rechtsfragen sorgen zu müssen. 
Deshalb wolle sie die Differenzbeträge be-
gleichen, die nicht vollständig vom Reisever-
anstalter, der Versicherung oder von dritter 
Seite erstattet werden. Damit trat die Bun-
desregierung offenbar die Flucht nach vorn 
an – und zwar aus einer Lage heraus, in die 
sie sich selbst manövriert hatte.

Der Hintergrund: Die EU-Pauschalreise-
richtlinie sieht einen umfassenden Schutz von 
Pauschalreisenden vor, der sie „in vollem Um-
fang“ vor der Insolvenz des Reiseveranstalters 
schützt. Im deutschen Recht wurde der Min-

destversicherungsbetrag auf 110  Mio.  Euro 
pro Versicherer und Geschäftsjahr festge-
setzt. Nach Auffassung der Bundesregierung 
wurde die Richtlinie damit europarechtskon-
form umgesetzt. Dass die Höhe des Versiche-
rungsschutzes nun nicht ausreichend ist, sei 
„nicht vorhersehbar“ gewesen. Zweifel daran, 
dass die gesetzlich vorgeschriebene Mindest-
haftungssumme im Falle vieler oder großer 
Insolvenzen ausreichend sein würde, gab es 
jedoch schon seit Jahren. So hatte beispiels-
weise der Bundesrat 2016 in einer Stellung-
nahme genau davor gewarnt. Auch räumt die 
Bundesregierung ein, dass sich „in jüngerer 
Zeit“ Stellungnahmen mehren würden, dass 
die Bundesregierung wegen „europarechts-
widriger Umsetzung der Richtlinie von den 
Reisenden in Haftung für den Ausfall genom-
men werden könnte“. Wollte die Bundesre-
gierung diese Klagewelle gegen sich selbst 
abwenden, indem sie den Zahlungsausfall 
freiwillig ausgleicht?

Fakt ist, dass es für den Steuerzahler 
teuer wird. Insgesamt geht die Bundesre-
gierung von rund 200.000 betroffenen Pau-
schalreisebuchungen aus. Seit Mai  2020 
steht den Kunden ein Online-Portal zur Ver-

fügung, auf dem sie sich für diese freiwillige 
Ausgleichszahlung der Bundesregierung 
anmelden können. Bis Anfang September 
2020 sind dort rund 68.000 Anmeldungen 
eingegangen. Ausgleichszahlungen von 
rund 76 Mio. Euro wurden alleine bis Ende 
Juni angemeldet. Insgesamt geht die Bun-
desregierung von bis zu 225,25 Mio. Euro für 
Ausgleichszahlungen aus. Hinzu kommen 
Kosten von bis zu 38,2  Mio. Euro für Ab-
wicklungs- und Rechtskosten – zusammen 
wären dies bis zu 263,45 Mio. Euro für den 
Steuerzahler.

Die Bundesregierung hat angekündigt, 
Ansprüche gegen den Versicherer geltend 

zu machen, um die Summe zu reduzieren. 
Die tatsächlichen Kosten für den Steuerzah-
ler werden also erst nach den Rechtsstreitig-
keiten feststehen. 

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Um künftig auszuschließen, dass die Steu-
erzahler bei Insolvenzen von Reiseveranstal-
tern haften, muss schnell eine praktikable 
Lösung gefunden werden, die Risiken hinrei-
chend und EU-rechtskonform abdeckt.

Philipp Behm
p.behm@steuerzahler.de

#WUIGDTGOUVGT�ȍDGTƔKGIGT

Im rheinland-pfälzi-
schen Zweibrücken 
explodierten beim Bau 
einer Verbindungs-
rampe die Projektkos-
ten. Dummerweise 
wurde zudem ein 
ausreichend großer 
Beschleunigungs-
streifen vergessen.Fo
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Teure Vorratshaltung in Runkel
Viel Geld für ein Gewerbegebiet hat die 
Stadt Runkel bezahlt, ohne dass sich ein 
einziges Unternehmen bis jetzt dort an-
gesiedelt hat. Und das seit 19  Jahren. Die 
Stadt hat einen Millionenbetrag investiert, 
dadurch bis heute aber keinerlei Gewer-
besteuereinnahmen erzielt. Eine folgen-
schwere Fehleinschätzung.

Runkel (HE). Vor den Toren Limburgs und 
nahe der A3 zwischen Frankfurt und Köln 
liegt die Stadt Runkel – in einer günstigen 
Lage. Gute Voraussetzungen also für pros-

perierendes Gewerbe, Arbeitsplätze vor Ort 
und hohe Steuereinnahmen. Eigentlich. 

Im Jahr 2001 brachte die Stadt Runkel 
ein zusätzliches Gewerbegebiet „Ober der 
Limburger Straße/Am Kirschbaum“ auf den 
Weg, obwohl in einem anderen Gewerbege-
biet noch freie Grundstücke zur Verfügung 
standen. Damals wurde das Interesse von 
Unternehmen skizziert, die mit dem neuen 
Gewerbegebiet gewonnen werden könnten. 
Die Hessische Landgesellschaft mbH (HLG) 
hat die Grundstücke für die Stadt aufge-
kauft – ein durchaus üblicher Vorgang. Denn 

Doch das Projekt wurde jahrelang zu-
rückgestellt, auch deshalb, weil mit dem 
Bund keine Einigung über die Finanzierung 
getroffen werden konnte. Erst 2006 änder-
te sich das: Zweibrücken sollte für die Pla-
nungskosten, der Bund für die Baukosten 
aufkommen. Die Schätzung lag damals bei 
rund 1,1 Mio. Euro. Trotzdem verging bis zum 
eigentlichen Baustart 2017 noch ein Jahr-
zehnt. Die Kostenschätzung stieg auf mehr 
als 1,4 Mio. Euro.

Im Jahr 2019 wurde der „Überflieger“ 
dann für 1,8 Mio. Euro fertiggestellt – oder 
besser: fast fertiggestellt. Im Laufe der vielen 
Jahre hatten sich nämlich die Planungsricht-
linien geändert, ohne dass die Stadt das ge-
bührend zur Kenntnis genommen hätte. So 
fehlte jetzt ein ausreichend großer Beschleu-
nigungsstreifen, der zur Verkehrssicherheit 
notwendig ist. Doch selbst das nachträg-
liche Aufstellen zweier Stoppschilder half 
nicht weiter – es kam wiederholt zu Unfällen.

Bereits nach wenigen Wochen war klar: 
Ohne einen echten Beschleunigungsstreifen 
ist der „Überflieger“ eher unterirdisch. Inso-
fern wird der Bau nachgeholt. Die Planungs-
kosten für einen solchen Beschleunigungs-
streifen von rund 100.000 Euro übernimmt 
Zweibrücken, der Bund stemmt die Baukos-

ten von rund 230.000  Euro. Damit werden 
sich die Gesamtkosten des „Überfliegers“ auf 
über 2 Mio. Euro fast verdoppeln.  

Und wer ist an der Fehlplanung schuld? 
Hierzu erklärt die Stadt auf BdSt-Nachfra-
ge, dass der Beschleunigungsstreifen „nicht 
vergessen“ worden sei. Vielmehr sei er an-
satzweise schon mit dem Bau des Kreisels 
angelegt worden, jedoch zu den damals gel-
tenden Planungsrichtlinien. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Der „Überflieger“ als solcher ist kein schlech-
tes Verkehrsprojekt. Aber das nach rund zwei 
Jahrzehnten an Diskussion, Planung und Bau 
die Kosten explodieren würden, war vorher-
sehbar. Unnötig peinlich und vermeidbar ist 
die Posse um den mangelhaften Beschleuni-
gungsstreifen. Da nützt es nichts, sich damit 
herauszureden, ein schmaler Streifen sei ge-
baut worden. Die Richtlinien, die Unfälle und 
die Stoppschilder sprechen hier eine deutliche 
Sprache. Wenn Zweibrücken eines im Über-
fluss hatte, dann Zeit, um den Sachstand zu 
prüfen und die Planung anzupassen. 

Stephanie Beckenbach
s.beckenbach@bdst-rlp.de

Hier soll ein Gewerbegebiet entstehen. Doch obwohl die Stadt Runkel seit 2001 einen Millionenbe-
trag investiert hat, hat sich noch kein einziges Unternehmen angesiedelt.
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die HLG übernimmt die Bodenbevorratung 
für hessische Städte und Gemeinden, da die-
se oft dafür das nötige Kapital nicht aufbrin-
gen können oder wollen. Die Kommunen 
zahlen ihrerseits Zinsen an die HLG.

Seit 2001 wurde nicht ein einziges Grund-
stück im neuen Gewerbegebiet verkauft. 
Zwar gab es wohl Interessenten und immer 
wieder Presseberichte zu bevorstehenden 
Verkäufen – letztlich doch ohne Erfolg. So 
entwickelte sich das Gewerbegebiet zum 
„Ladenhüter“, wie die Presse 2016 titelte. 
Auch 2020 ist das Gewerbegebiet immer 
noch nicht erschlossen, sodass die Stadt 
bis heute daraus keine Gewerbesteuerein-
nahmen generieren kann und kein einziger 
Arbeitsplatz entstanden ist. Das kommt die 
Stadt bis heute teuer zu stehen. Allein die 
Zinszahlungen der Stadt an die HLG beliefen 
sich auf insgesamt mehr als 600.000 Euro. 

2013 zog die Stadt die Reißleine für das 
Gewerbegebiet – das noch nie genutzt und 
offensichtlich auch nicht gebraucht wurde – 

und kaufte die Grundstücke von der HLG für 
mehr als 1,1 Mio. Euro. So befreite sich die 
Stadt zwar von den Zinszahlungen an die 
HLG, musste aber nun selbst Schulden dafür 
aufnehmen und wiederum Zinsen zahlen – 
bis heute.

Dabei besteht nach Ansicht der ansäs-
sigen Unternehmen durchaus Handlungs-
bedarf. In einer IHK-Umfrage kritisierten sie 
jüngst die mangelnde Verfügbarkeit von 
Gewerbeimmobilien und -flächen. Wäre das 
jetzt endlich eine Chance für den „Ladenhü-
ter“? Leider nicht – denn der Mangel soll mit 
der Erschließung eines weiteren Gewerbe-
gebiets namens „Auf dem See“ durch einen 
Investor beseitigt werden! Immerhin: Laut 
Presse will die Stadt gleichzeitig ihre Bemü-
hungen verstärken, die Flächen des Gebiets 
„Ober der Limburger Straße/Am Kirsch-
baum“ ansiedlungswilligen Unternehmen 
zur Verfügung zu stellen. 

Erst dann wird sich zeigen, wie hoch der 
Schaden für die Steuerzahler wirklich ist: Ob 
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Viel Wind um eine Eiche
Für Straßenbauarbeiten wird ein kleiner 
Wald gerodet. Nur eine 200-jährige Eiche 
bleibt stehen und muss plötzlich Wind 
und Wetter trotzen. Da sie das nicht dau-
erhaft schaffen wird, muss auch sie wei-
chen. Für die Fällgenehmigung ordnet 
die Behörde einen ungewöhnlichen Aus-
gleich an: Es muss eine neue Eiche her – 
und zwar im Großformat. 

Neubrandenburg (MV). In Neubranden-
burg wurde eine Ortsumgehung gebaut. 
Dieses Mammutprojekt wurde jahrelang 
geplant und umgesetzt. Im Zuge dieser 
Bauarbeiten wurde eine Straße um ein paar 
Dutzend Meter verlegt. Wo einst ein Wald 
den Hang bedeckte, rollt nun der Verkehr. In 
diesem Wald stand mehr als 200 Jahre lang 
inmitten anderer Bäume und Sträucher eine 
Eiche. Auf älteren Luftbildern ist sie kaum 
auszumachen. Im Vorfeld der Bauarbeiten 
wurde diese Eiche als schützenswert ein-
gestuft und daher im Planfeststellungsbe-
schluss fixiert, dass sie während der Bau-
zeit geschützt werden sollte; die übrigen 
Gehölze in der Umgebung wurden jedoch 
gerodet. So stand die Eiche auf einmal ganz 
alleine auf einem Hügel, wind- und wette-
rexponiert, inmitten der Großbaustelle zwi-
schen zwei Straßen. 

Sogleich entbrannte eine öffentliche 
Diskussion um ihren Erhalt. Nach regem 

Hin und Her attestierte ein Baumgutachter 
schließlich, dass die Eiche durch die fortge-
schrittenen Bauarbeiten und den veränder-
ten Flächenbedarf gefährdet sei. Daraufhin 
wurden die zu diesem Zeitpunkt noch mög-
lichen Sicherungsmaßnahmen geprüft, um 
den alten Baum zu erhalten. Die beiden 
möglichen Varianten: Eine Spundwand mit 
einer Länge von 57 m und einer Höhe von bis 
zu 7 m für 620.000 Euro oder eine Schwer-
gewichtswand mit umfangreichen Boden-
arbeiten für 820.000 Euro. 

Angesichts dieser Kosten wurde schließ-
lich ein Antrag auf Fällung der Eiche gestellt. 
Das Landesamt für Straßenbau und Verkehr 
Mecklenburg-Vorpommern stimmte zu. 
Nach dem Baumschutzkompensationser-
lass des Landes ist der Verlust der Eiche aus-
zugleichen; seltene Baumarten, und zu die-
sen gehört die Eiche, im Verhältnis 1:3. Das 
heißt: Wird z. B. eine Eiche gefällt, müssen 
drei neue gepflanzt werden. Über diese Re-
gelung ging die Behörde nun allerdings weit 
hinaus. Mit der Begründung, es handele sich 
hier um einen für das Landschaftsbild prä-
genden Baum, wurde eine erweiterte Aus-
gleichspflicht festgelegt. Zusätzlich zu den 
drei Ausgleichsbäumen musste eine weitere 
Eiche gepflanzt werden: Kein Bäumchen, 
sondern ein stattlicher Baum - 12 m hoch, 
2 t schwer, 8 m Kronendurchmesser und ca. 
35 Jahre alt. 

Teure Fehler Teure Fehler

die Stadt nämlich zumindest den Kaufpreis 
und die Kosten für die Erschließung an die 
Käufer weitergeben kann oder neben den 
immensen Zinsen auch hier auf einem Ver-
lust sitzenbleibt.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Warum die Verantwortlichen 2001 den 
Ankauf der Grundstücke auf den Weg brach-

ten, obwohl noch Flächen in einem anderen 
Gewerbegebiet verfügbar waren und damit 
immense Kosten für die Steuerzahler verur-
sachten, ist unklar. Statt Einnahmen durch 
Gewerbesteuern zu erhalten, sind Kosten 
für den Erwerb der bis heute ungenutzten 
Grundstücke angefallen. 

Jochen Kilp
kilp@steuerzahler-hessen.de

Die Umpflanzung eines so großen Bau-
mes ist mit einem extrem hohen Aufwand 
verbunden und macht eine langjährige, 
intensive Pflege notwendig. Die nächsten 
7 Jahre wird die neue Eiche nun gehegt und 
gepflegt. Die Kosten belaufen sich auf mehr 
als 100.000 Euro. 

Hoffentlich überlebt sie…

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Naturschutz hat seinen Preis. Hier kommt 
der nachlässige Umgang mit der Natur den 

Steuerzahler jedoch teuer zu stehen. Die un-
terlassene frühzeitige Sicherung der Eiche 
hat erhebliche finanzielle Auswirkungen. Al-
lerdings muss man in diesem Fall wohl auch 
von einer Überkompensation sprechen, denn 
der kurzzeitig landschaftsprägende Charak-
ter des Baums entstand erst durch die Bau-
arbeiten. Mit einer Ausgleichspflicht derart 
über die gesetzlichen Regelungen hinauszu-
gehen, ist hier schlicht unverhältnismäßig. 

Diana Behr
behr@steuerzahler-mv.de

Die 200-jährige Eiche 
in Neubrandenburg ist 
letztendlich doch  dem 
Straßenbau zum Opfer 
gefallen. Dafür gibt es 

jetzt diese neue.

Foto: Ch
ristoph Fredrich
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Unnötige Entschädigungszahlung 
für vorzeitige Räumung
Die Stadt Hamburg hat einem Logistikun-
ternehmen 118  Mio. Euro für die vorzeiti-
ge Räumung einer Hafenfläche gezahlt –  
dabei hätte sie in wenigen Jahren kosten-
frei über die Fläche verfügen können.

Hamburg. Der Hamburger Hafen ist das 
Herz der Elbmetropole. Hier wird nicht nur 
viel Geld verdient, wovon die Stadt über Steu-
ereinnahmen profitiert, sondern es wird auch 
viel Steuergeld verschwendet. So auch bei 
der Räumung eines Firmengeländes.

Die Miet- und Pachtverträge im Hafen 
sind in der Regel befristet, so auch im Gebiet 
Steinwerder. Da das Areal weiterentwickelt 
werden sollte, traf die Stadt mit einem Lo-
gistikunternehmen, dessen Pachtvertrag ur-
sprünglich bis Mitte der 2020er Jahre laufen 
sollte, vor 10 Jahren eine Entschädigungsver-
einbarung. Laut übereinstimmenden Berich-

ten – genaue Details werden unter Berufung 
auf das Geschäftsgeheimnis nicht veröffent-
licht – zahlte die Stadt für die vorzeitige Frei-
machung des Geländes an das Logistikunter-
nehmen rund 118 Mio. Euro. Geräumt wurde 
die Fläche, die sich aus verschiedenen Grund-
stücken zusammensetzt, 2016 und 2017.

Die vorzeitig geräumte Fläche wird aller-
dings bis heute nicht genutzt. Auf Nachfrage 
des Bundes der Steuerzahler, ob für das Areal 
denn ein Nachnutzungskonzept umgesetzt 
worden sei, hieß es aus der Wirtschaftsbe-
hörde, dass sich dieses momentan in der Pla-
nung befinde. „Mit einer Umsetzung ist vor-
aussichtlich ab Mitte 2022 zu rechnen.“ Das 
Wort „voraussichtlich“ lässt befürchten, dass 
es deutlich länger dauern könnte.

In wenigen Jahren (der genaue Zeitpunkt 
wird unter Berufung auf das Geschäftsge-
heimnis nicht mitgeteilt) wäre der Pachtver-

trag mit dem Logistikunternehmen sowieso 
ausgelaufen. Die gezahlten 118 Mio. Euro wur-
den somit, Stand heute, in der Elbe versenkt.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Wenn die Stadt schon 118 Mio. Euro für 
die vorzeitige Räumung einer Fläche ausgibt, 
sollte sie auch ein fertiges Konzept für die 
Nutzung haben und dieses dann schnellst-
möglich umsetzen.

Lorenz Palte
mail@steuerzahler-hamburg.de

Bis Mitte der 2020er Jahre sollte der Pachtvertrag eines Logistikunternehmens im Hamburger Hafen lau-
fen. Die Stadt zahlte viel Steuergeld für eine vorzeitige Räumung – und nutzt das Gelände seit Jahren nicht.
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Für 118 Mio. Euro hätte die Stadt 
mehr als ein Jahr lang 

die Arbeiten zur Entschlickung 
des Hamburger Hafens 

bezahlen können.

ALTERNATIVE INVESTITION

Die Tücken der Digitalisierung
In der Gemeinde Eningen sollte ein digi-
tales Fahrgastsystem ausgebaut werden. 
Leider wurden bei der Planung wesentli-
che Fallstricke übersehen. Am Ende steht 
die Gemeinde mit Kosten, aber ohne digi-
tales Fahrgastsystem da.

Eningen (BW). Die Stadt Reutlingen 
hat 2018 bei ihrem Stadtverkehr die digi-
tale Fahrgastinformation (DFI) ausgebaut. 
Die DFI informiert an Bushaltestellen auf 
großen Monitoren in Echtzeit über die An- 
und Abfahrtszeiten. Dieser Service sollte ab 
2019 auch auf die Umlandgemeinden unter 
anderem in Eningen unter Achalm erwei-
tert werden. 

Im April 2019 wurde in Eningen der Bau-
beschluss gefasst: An sieben Standorten soll-
ten acht  DFI installiert werden. Eingeplant 
waren dafür Kosten in Höhe von 127.000 Euro; 
50 Prozent sollten vom Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur kom-
men. Zu der positiven Entscheidung für das 
Projekt hat vermutlich auch die Aussicht auf 
Fördergeld beigetragen. Erfreulich war im 
Mai 2019, dass das Ergebnis der Ausschrei-
bung für die technischen Anlagen deut-

lich unter der Kostenberechnung lag (rund 
75.200 Euro statt 95.200 Euro). Es sah also 
nicht schlecht aus für den nächsten Schritt 
in Sachen Digitalisierung. Bis die Sache mit 
der Stromversorgung kam! 

Ursprünglich war vorgesehen, die Fahr-
gastanzeigen kostengünstig mit dem Strom 
der Straßenbeleuchtung zu versorgen, weil 
die Versorgungsleitung im Gehweg ohne grö-
ßeren Aufwand hätte abgenommen werden 
können; es stellte sich jedoch heraus, dass das 
so nicht machbar war. Daher musste tech-
nisch und damit finanziell deutlich aufwen-
diger vorgegangen und der Strom aus dem 
allgemeinen Stromnetz bezogen werden. 
Außerdem war für jede Anzeigetafel ein eige-
ner Stromanschlusskasten mit Zähleinrich-
tung erforderlich. Als „Krönung“ stellte sich 
heraus, dass die Verteilerkästen öfter in reich-
lich Distanz zu den Bushaltestellen lagen. So 
wurden aus ursprünglich rund 127.000 Euro 
schlagartig rund 215.000 Euro Gesamtkosten. 

Es begann die Suche nach kostengünsti-
geren Lösungen, wie einer Stromversorgung 
per Solaranlagen. Allerdings konnten die ge-
planten 32-Zoll-Monitore nicht solarbetrie-
ben werden; möglich wäre dies nur bei sehr 
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Unverhoffte Geschenke für Autokäufer
Um mehr Elektroautos auf die Straße zu 
bringen, hat der Bund die Förderung für 
Elektroautos deutlich aufgestockt. Heikel: 
Davon profitieren auch Autokäufer, die ihr 
E-Mobil bereits vor Bekanntwerden der 
neuen Förderung gekauft haben – womit 
diese teils ohne Anreizwirkung verpufft. 

Bund. Seit Jahren will die Bundesregie-
rung deutlich mehr Elektroautos auf die 
Straßen bringen. Dafür gibt sie pro Jahr 
Hunderte Millionen Euro Steuergeld aus. 
Auch wenn die Zulassungszahlen der Elek-
trofahrzeuge zuletzt merklich Fahrt aufge-
nommen haben, hinkt die Bundesregierung 
ihrem ehrgeizigen Ziel hinterher.

Um den Kauf der Elektrofahrzeuge weiter 
anzuheizen, hat die Regierungskoalition am 
3. Juni 2020 im Zuge des Konjunkturpakets 
zur Bekämpfung der Corona-Folgen verein-
bart, den Kauf der E-Mobile noch stärker zu 
fördern als ohnehin schon. Zusätzlich zur be-
stehenden Kaufprämie („Umweltbonus“) von 
bis zu 3.000 Euro Steuergeld pro Elektroauto 
wurde eine „Innovationsprämie“ beschlos-
sen, die den staatlichen Förderbetrag – be-

fristet bis Ende 2021 – auf bis zu 6.000 Euro 
verdoppelt. In den Genuss der neuen Förde-
rung kommen Antragsteller, deren Fahrzeug 
nach dem 3. Juni – also nach dem Tag nach 
Bekanntwerden der erhöhten Förderung – 
zugelassen wurde. Für die zusätzliche Sub-
vention will der Bund insgesamt 2 Mrd. Euro 
Steuergeld in die Hand nehmen.

Die „Innovationsprämie“ wird allerdings 
auch dann ausgezahlt, wenn sie gar keine 
Anreizwirkung mehr entfalten kann – näm-
lich dann, wenn ein Kunde sein Elektrofahr-
zeug bereits gekauft hat, bevor er von der 
neuen Förderung wissen konnte (also vor 
dem 3. Juni), das Fahrzeug aber erst nach 
dem 3. Juni zugelassen wurde, weil er bei-
spielsweise länger auf die Auslieferung des 
Fahrzeugs warten musste. Denn: Entschei-
dend für die Förderung ist nicht der Kaufzeit-
punkt, sondern die Zulassung. Die beabsich-
tigte Anreizwirkung hat die neue Förderung 
im beschriebenen Fall also nicht. Sie ist in 
diesen Fällen lediglich ein unverhofftes Geld-
geschenk für den Autokäufer – und, zu allem 
Überfluss, auch noch durch Staatsschulden 
finanziert.

Die „Innovationsprä-
mie“ für den Kauf ei-
nes Elektrofahrzeugs 
wird auch ausgezahlt, 
wenn das Fahrzeug 
bereits vor Bekannt-
gabe der neuen Förde-
rung gekauft wurde.Fo
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Teure Fehler Teure Fehler

viel kleineren Monitoren im Format 13,3 Zoll. 
Weder der Gemeinderat noch die potenziel-
len Nutzer waren von so einer Schrumpfkur 
begeistert. Diskutiert wurden dann verschie-
dene Varianten. Das Ende vom Lied war, dass 
keine einzige in den Augen des Gemeinde-
rats Gnade fand. Auch die Notwendigkeit 
der Installation wurde mehr und mehr an-
gezweifelt, so der Bürgermeister auf unsere 
Anfrage. Und somit wurde das Projekt im 
Dezember 2019 ganz eingestampft.

Die Gemeinde hatte am Ende kein DFI – 
und trotzdem Kosten in Höhe von rund 
36.000 Euro für bereits erbrachte Planungs- 
und Arbeitsleistungen. Was für die Ge-
meinde natürlich ärgerlich ist, wie der Bür-

germeister zugibt, aber man habe aus den 
Fehlern gelernt: „Als Erkenntnis werden wir 
künftig prozentual hoch geförderte Maßnah-
men nun noch kritischer hinterfragen“. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Bessere Planungen im Vorfeld hätten der 
Gemeinde Kosten erspart. Aber: Erfreulich 
ist, dass sich die Gemeinde entschlossen hat, 
das Projekt lieber zu beenden, als blind dar-
an festzuhalten. Denn wer weiß, ob es wirk-
lich bei den 215.000 Euro geblieben wäre?

Michael Weiss
weiss@steuerzahler-bw.de

Dass es sich hierbei nicht nur um wenige 
Einzelfälle handelt, zeigen die Förderanträge, 
die seit Einführung der „Innovationsprämie“ 
beim zuständigen Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) gestellt wurden. 
Eine Anfrage des Bundes der Steuerzahler 
ergab, dass in den ersten 11 Wochen seit För-
derbeginn der „Innovationsprämie“ (4.  Juni 
bis 20. August) rund 20.000 Anträge für Fahr-
zeuge eingegangen sind, die vor dem Be-
kanntwerden der neuen Förderung gekauft 
wurden. Dies sind immerhin rund 60 Prozent 
aller in diesem Zeitraum gestellten Anträge. 
Grob überschlagen handelt es sich um eine 
beantragte Fördersumme von rund 50 Mio. 
Euro – in rund 3  Monaten. Auch wenn der 
Anteil der vor dem 3.  Juni gekauften Autos 

schrittweise abnehmen wird, werden bis zum 
geplanten Auslaufen der erhöhten Förderung 
Ende 2021 insgesamt viele Millionen Euro 
ohne Anreizwirkung vergeben worden sein.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Der Bund vergibt Teile seiner schulden-
finanzierten Fördermittel, ohne dass diese 
die beabsichtigte Anreizwirkung zum Kauf 
von Elektrofahrzeugen entfalten können. 
Diese gezahlten Fördermittel sind einfach 
nur ein unverhofftes Geschenk auf Kosten 
der Steuerzahler.

Philipp Behm
p.behm@steuerzahler.de

Räuberhöhle wird zum Groschengrab
Für 300.000  Euro sollte eine Wohnung 
im Obergeschoss einer Kindertagesstät-
te zu einem zusätzlichen Raum für die 
Kinder ausgebaut werden. Nach dem 
Umbau stellte sich heraus, dass die Nut-
zung nicht genehmigungsfähig ist und 
dadurch auch die anderen Räume ihren 

Bestandsschutz verloren haben. Jetzt 
wird ein Neubau geprüft.

Seth (SH). Wie viele andere Kindertages-
stätten leidet der vom Roten Kreuz im Auf-
trag der Gemeinde Seth betriebene Kinder-
garten „Räuberhöhle“ unter Platzproblemen. 
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Ein aussichtsloses Klageverfahren be-
scherte der niedersächsischen Stadt 
Einbeck einen finanziellen Schaden von 
mehr als 13.000 Euro. Bei dem Versuch, 
die verantwortlichen Stadtpolitiker dafür 
finanziell in Haftung zu nehmen, scheiter-
te die Stadtverwaltung. Grund: Die Stadt-
politiker sollten selbst darüber befinden 
und lehnten dies wenig überraschend ab. 
Die vom Bund der Steuerzahler hinzuge-
zogene Kommunalaufsicht prüft nun die 
Einleitung eines Verfahrens. 

Einbeck (NI). Im Januar 2018 beschlossen 
die Abgeordneten des Einbecker Verwal-
tungsausschusses mehrheitlich, gegen den 
Planfeststellungsbeschluss der Niedersäch-
sischen Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr zur geplanten 380-kV-Höchstspan-
nungsleitung zwischen den Ortschaften 
Wahle und Mecklar zu klagen – obwohl der 
Justiziar der Stadt die Politiker ausdrücklich 
davor gewarnt hatte, dass die Klage vor dem 
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig keiner-
lei Aussicht auf Erfolg haben würde. 

Teures politisches Signal

Teure Fehler Teure Fehler

Als Lösungsmöglichkeit bot sich den Betei-
ligten der Umbau einer im Obergeschoss 
gelegenen gemeindeeigenen Wohnung 
an. Ein Architekt wurde mit den Planungen 
beauftragt, 300.000  Euro für den Umbau 
bereitgestellt. Vom Bauordnungsamt des 
Kreises wurde der Bauantrag mit folgender 
Auflage genehmigt: „Die Vorschriften der 
Unfallkasse sind einzuhalten.“ Doch offenbar 
hat keiner der Verantwortlichen diesen Hin-
weis ernst genommen. Und so wurde fleißig 
losgearbeitet. 

Doch als es zur Bauabnahme kam, gab 
es Probleme: Weder die Brandschutzdienst-
stelle noch die Unfallkasse genehmigten 
eine Nutzung der umgebauten Räume für 
die Kinderbetreuung. Und für die Gemeinde 

kam es noch schlimmer: Durch den Umbau 
fällt auch noch der bisherige Bestands-
schutz für die derzeit genutzten Räume 
weg! Auch diese müssen jetzt die neuesten 
Anforderungen des Brandschutzes und der 
Barrierefreiheit erfüllen. Das bedeutet: neue 
Treppen und ein externer Aufzug. Dafür 
müsste ein bestehender Gruppenraum ge-
opfert werden. 

Unter dem Strich hat die eigentlich ge-
plante Erweiterung für 300.000 Euro dazu 
geführt, dass die ganze Kita mit derzeit 
76  betreuten Kindern nicht mehr dauer-
haft genutzt werden darf. Jetzt prüft die 
Gemeinde Alternativen für einen ebenerdi-
gen Anbau oder einen vollständigen Neu-
bau des Kindergartens. Die 300.000  Euro 
für den Umbau sind dann aber endgültig 
verloren. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Die Gemeinde hätte von vornherein ihr 
Vorhaben mit spezialisierten Fachplanern 
für Kindertagesstätten und den Aufsichts-
behörden abstimmen müssen.

Rainer Kersten
schleswig-holstein
@steuerzahler-sh.de

Dennoch entschloss sich die Mehrheit der 
Beigeordneten öffentlichkeitswirksam dafür, 
gegen den vor Ort umstrittenen Verlauf der 
Stromtrasse zu klagen und die rechtliche 
Einschätzung der Stadt zu ignorieren. Dabei 
räumten die Klagebefürworter freimütig ein, 
es sei ihnen bewusst, dass die Chancen vor 
Gericht „nicht allzu groß sind“, die Klage sei 
jedoch ein „wichtiges politisches Signal“. 

Wie zu erwarten, wies das Gericht die 
Klage der Stadt im April 2019 als unbegrün-
det zurück, die Kosten des Verfahrens hatte 
die Stadt Einbeck zu tragen: Der finanzielle 
Schaden beläuft sich auf 13.251,31 Euro.

Gemäß Niedersächsischem Kommunal-
verfassungsgesetz könnten sich die Befür-
worter der Klage mit ihrem Votum mögli-
cherweise wegen Vorsatz beziehungsweise 
grober Fahrlässigkeit schadensersatzpflich-
tig gemacht haben. Daher versuchte die 
Stadtverwaltung im September 2019, die 
entsprechenden Beigeordneten des Ver-
waltungsausschusses finanziell in Haftung 

zu nehmen. Kurioserweise musste diesem 
Vorhaben zunächst ausgerechnet jenes Gre-
mium zustimmen, gegen dessen Mitglieder 
sich die Schadensersatzansprüche richteten. 
Auch wenn sich die persönlich betroffenen 
Beigeordneten bei der Entscheidung von 
ihren Stellvertretern repräsentieren ließen, 
überrascht es nicht, dass die Gremiums-
mehrheit gegen die Inhaftungnahme der 
Parteikollegen votierte. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Die Befürworter einer Klage im Verwal-
tungsausschuss der Stadt Einbeck haben 
einen finanziellen Schaden grob fahrlässig, 
wenn nicht gar vorsätzlich herbeigeführt. 
Dennoch werden sie dafür nicht zur Re-
chenschaft gezogen. Ein desaströses Signal 
an den Steuerzahler.

Jan Vermöhlen
vermoehlen@steuerzahler-nub.de

Für das jetzt verschwendete Geld
 hätte bereits ein ebenerdiger Raum 

angebaut werden können.

ALTERNATIVE INVESTITION

Das Bundesver-
waltungsgericht 

Leipzig wies eine 
aussichtslose Klage 

der Stadt Einbeck 
ab - wie erwartet. Die 

Gerichtskosten für 
FKG�ȨDGTƔȨUUKIG�-NCIG�
trägt der Steuerzahler.

Bundesverw
altungsgericht, Foto: M

ichael M
oser
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Ein Wohngebiet, ein Breitensportverein 
und ein überbelegtes Fußballfeld: Das 
klingt nach einer explosiven Mischung. 
Ist es auch. Am Ende steht ein 130 m lan-
ger und 6  m hoher Zaun am Spielfeld – 
ein Zaun, den niemand will und niemand 
braucht.

Schwerin (MV). Inmitten eines grünen 
Wohngebiets der Landeshauptstadt Schwe-
rin befindet sich der Sportplatz des Neu-
mühler Sportvereins. Die Gründung dieses 
Vereins datiert auf das Jahr 1946. 

Auf diesem Sportplatz ist es mittlerwei-
le voll geworden: Zehn Mannschaften im 
Punktspielbetrieb und zwei weitere Mann-
schaften teilen sich das begehrte Grün. Re-
gelmäßig wird gekickt. Und damit jeder mal 
drankommt, wird auch quer über den ei-
gentlichen Platz trainiert. Der Sportplatz sei, 
so die Stadtverwaltung, mit neun Stunden 
monatlich überbelegt.

Dieses rege Vereinsleben – auch nach 
Trainingsschluss – sorgt längst nicht bei allen 
für Freude. Manche Anwohner zeigen sich 
genervt: Ihnen gehe es um die Lautstärke, 
lassen sie über ihren Anwalt ausrichten. Man 
habe sich daher einen Lärmschutzzaun ge-
wünscht, verrät ein Anwohner in einem Ge-
spräch mit dem Bund der Steuerzahler. Des-
halb dürfte die Freude auf dieser Seite groß 
gewesen sein, als im Sommer Baufahrzeuge 
anrückten. Doch die währte nur kurz: Errich-
tet wurde nicht etwa ein Lärmschutzzaun 
oder ein Ballfangnetz aus Polypropylen, wie 
dies an Fußballplätzen hinter Toren üblich ist. 
Frei nach dem Motto „nicht kleckern, sondern 
klotzen“ entstand entlang der Querfeldstre-
cke stattdessen ein fester Zaun, 130 m lang 
und 6 m hoch, zum stolzen Gesamtpreis von 
91.993,30  Euro (inklusive Planungskosten). 
Hinter den eigentlichen Toren gibt es nämlich 
bereits ein Netz, das vor allzu kühn geschos-
senen Bällen Schutz bietet. Die fast um die 

Schwarzbuch 2020/21
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wurde dieser Zaun in Schwerin errichtet. Haben wollte den Zaun vor Ort eigentlich niemand.

Foto: M
ichaela Skott

Ein Zaun, 
den niemand will

Der gigantische Zaun um das 
Fußballfeld in Schwerin löst 
das Lärmproblem nicht.
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Hälfte preiswertere Alternative eines Netzes 
sei nicht so langlebig, sagt die Stadt und wur-
de deshalb nicht in Betracht gezogen. 

Nun gibt es also einen 130 m langen Zaun, 
der das Lärmproblem nicht löst. „Das ist wie 
ein Hochsicherheitsgefängnis – für zehn Bäl-
le in dreißig Jahren“, meint ein Anwohner. 
Beim Verein ist man irritiert: „Wir wurden 
erst kurz vor Baubeginn überhaupt in Kennt-
nis gesetzt.“ Auch der zuständige Ortsbeirat 
fühlt sich bei dieser Entscheidung nicht ein-
gebunden. Und obwohl es auf beiden Seiten 
des Platzes Wohnanlieger gibt, wird es bei 
dem Zaun auf nur dieser Seite bleiben. 

Schönen Urlaub auf Hafen-Balkonien!
Aufgrund der Corona-Pandemie und der 
damit verbundenen Einschränkungen 
war „Urlaub auf Balkonien“ 2020 so beliebt 
wie nie. Als ob Hanau es geahnt hätte: Be-
reits Ende 2019 hatte die Stadt mit dem 
„Hafenbalkon“ eine luxuriöse Möglichkeit 
für die Ferien daheim geschaffen. Dumm 
nur, dass das rund 80.000  Euro teure Ob-
jekt fest auf der Erde installiert ist und so 
gar keine überragenden Ausblicke bietet.

Hanau (HE). Die sogenannte Regional-
parkroute der Regionalpark RheinMain 
GmbH ist schon seit Jahren ein zuverläs-
siger Lieferant von Schwarzbuch-Fällen. 
Die Gesellschaft, die unter anderem von 
13 Kommunen und dem Land Hessen ge-
tragen wird, soll das Rhein-Main-Gebiet als 
Erholungs- und Erlebnisraum aufwerten. 
Dabei schießt man oft übers Ziel hinaus. 

Der Hanauer „Hafenbalkon“, ein 4,80 mal 
5,50 m großes Sitzobjekt am Mainufer im 
Stadtteil Steinheim ist wieder so ein bizarrer 
Fall. Dafür wurden insgesamt 80.650 Euro 
ausgegeben, von denen die Stadt Hanau 
29 Prozent und die Dachgesellschaft Regi-
onalpark Ballungsraum RheinMain GmbH 
71  Prozent übernahm. Letztere erhält ne-

ben Drittmitteln des Flughafenbetreibers 
Fraport, einem öffentlichen Unternehmen, 
auch Geld vom Land Hessen.

Die überdimensionale Ruhebank aus 
Holz samt Plattform aus Cortenstahl ist 
aus Sicht der Stadt Hanau „mehr als eine 
schlichte Sitzgelegenheit (…), sondern zu-
gleich Gestaltungsobjekt und Kunstwerk“. 
Laut Regionalpark-Projektbeschreibung 
soll sie „einen spannenden Ausblick auf den 
nördlichen, flussseitigen Teil des Hanauer 
Hafens mit dem alten Zollamtsgebäude 
und seiner großen Uhr“ bieten.

Über die Schönheit des Ausblicks lässt 
sich sicher streiten, denn natürlich gehört 
auch die vielfältige Industriekultur zum 
Rhein-Main-Gebiet. Doch hätte es dafür 
einen solch großen, rostigen Koloss ge-
braucht? Zweifel sind angebracht, denn 
in unmittelbarer Umgebung befinden sich 
mehrere gewöhnliche Bänke, die man ein-
fach nur näher ans Ufer hätte setzen müs-
sen. Und selbst ein völlig neues Sitzmöbel 
hätte wohl kaum die finanziellen Dimensio-
nen des „Hafenbalkons“ erreicht. Anders als 
der Name verspricht, bietet der „Hafenbal-
kon“ auch keinen besseren Blick als andere 
Sitzgelegenheiten, denn er ragt nicht über 
das Ufer hinaus, sondern ist fest auf der 
Erde installiert. Beim Anblick stellt sich die 
Frage, wofür es die gewöhnungsbedürftig 
rostigen Cortenstahlplatten vor der Sitz-
bank überhaupt noch braucht.

Bei der Stadt Hanau ist man dennoch 
mächtig stolz auf das Objekt, das „das oh-
nehin reizvolle Mainufer noch ein Stück 
attraktiver“ machen soll. Die Begründung 
des zuständigen Stadtrats macht jedoch 
stutzig, ob ein Urlaub auf „Hafenbalkonien“ 
wirklich so erholsam ist: Schließlich habe 

man von dort neben den im Hafen ab- oder 
zuladenden Frachtschiffen sowie auf dem 
Main passierenden Fluss-Kreuzfahrtschif-
fen auch die Steinheimer Brücke mit ihrem 
ständigen Bahn- und Straßenverkehr sowie 
den regen Flugverkehr am Himmel im Blick 
(und Ohr, möchte man anfügen). Sicher 
stellen sich viele der besonders von (Flug-)
Lärm und Hektik geplagten Bewohner des 
dicht besiedelten Verkehrsknotenpunkts 
Rhein-Main Erholung anders vor. Bei die-
sem Preis-Leistungs-Verhältnis des „Hafen-
balkons“ ist das Motto des Corona-Jahrs 
2020 „Wir bleiben zu Hause“ definitiv nahe-
liegender.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT 

Wieder einmal ist ein Regionalpark-Pro-
jekt im Rhein-Main-Gebiet unnötig auf-
wendig ausgefallen. Bescheidenere Lö-
sungen wie einfache Sitzbänke hätten sich 
zu deutlich niedrigeren Kosten realisieren 
lassen.

Moritz Venner
venner@steuerzahler-hessen.de

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT 

Nach Aussage des zuständigen Ortsbei-
rats wurde er in die Entscheidung, einen 
Ballfangzaun von diesen Ausmaßen an die-
ser Stelle aufzustellen, nicht eingebunden. 
Auch die Anwohner fühlen sich in ihrem 
Ärger nicht verstanden, denn ihr Problem – 
der Lärm – wurde nicht gelöst. So gibt es hier 
einen Zaun, den niemand braucht und den 
offenbar niemand will.

Michaela Skott
presse@steuerzahler-mv.de

Für 80.000 Euro hätten 
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Ob sich die Feldhams-
ter hier wohlfühlen? 
Die geplante Hamster-
zuchtstation in 
Sangerhausen zieht 
über 10 Jahre hinweg 
erhebliche Kosten 
nach sich.Fo
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struktur“. Nach Fertigstellung der Station 
sollen dort mindestens 10 Jahre lang Hams-
ter gezüchtet und auf Ausgleichsflächen 
ausgesetzt werden. Gemäß Feldhamster-
konzept und Auflage des Landkreises sind 
über diese Laufzeit jährlich so viele Feld-
hamster auszusetzen, dass eine Dichte von 
vier Tieren je ha auf jeder der drei Hamster-
schonflächen gewährleistet ist. Wird nach 
Ablauf von 10  Jahren die Zieldichte nicht 
erreicht, müssen Zucht- und Auswilderung 
über den Zeitraum hinaus fortgesetzt wer-
den. Die drei Hamsterschonflächen mit je-
weils 10 ha sind entsprechend dem Feld-
hamsterkonzept sogar grundbuchrechtlich 
zu sichern. 

Rechnet man nun die angestrebte Ziel-
dichte von 4 Hamstern je ha für alle 3 Aus-
gleichsflächen von je 10 ha hoch, ergibt 
dies insgesamt 120 Feldhamster. Bei allen 
Kosten für die Hamsterzuchtstation und 
die mindestens 10-jährige Bewirtschaftung 
von insgesamt ca. 2,3 Mio. Euro bedeutet 
dies pro „Ziel-Hamster“ einen Aufwand von 
fast 20.000 Euro.

Die neue Hamsterzuchtstation soll dem 
bereits vorhandenen Tierheim in Sanger-
hausen angeschlossen werden. Zusätzlich 
zum Personal des Tierheims bedarf es eines 
wissenschaftlichen Mitarbeiters, der sich 
speziell mit den Anforderungen bezogen 
auf die Paarung von Hamstern beschäftigt. 
Die Stadt kalkuliert dafür zusätzlich mit jähr-
lichen Personalkosten von maximal 125.000 
Euro. Weitere 40.000 Euro pro Jahr fallen für 
die hamsterfreundliche Bewirtschaftung 
von Ausgleichsflächen an. Dort soll wahr-
scheinlich ein Drei-Gänge-Menü für die 
Hamster gesichert werden, denn Monokul-
turen können auf Dauer für die Tiere prob-
lematisch sein.

Die strengen Vorgaben des Bundesna-
turschutzgesetzes verursachen aber nicht 
nur in finanzieller Hinsicht einen gewaltigen 
Aufwand: Vierteljährliche Berichte an die 
Untere Naturschutzbehörde, Dokumenta-

tionen, Erfolgskontrollen und Monitoring 
bewirken bei den beteiligten Behörden er-
hebliche Arbeits- und demzufolge Personal-
belastungen. 

Aus Sicht der Steuerzahler ist dieser ge-
waltige Aufwand für die Neuzucht einer 
Feldhamster-Population nicht nachvollzieh-
bar. Denn wegen des Bundesnaturschutz-
gesetzes und der strengen Beobachtung 
des BUND soll nun der Steuerzahler für alle 
Fehler beim Artenschutz herhalten. So wur-
de – durch die Versiegelung von Agrarflä-
chen für Straßenbau, Gewerbegebiete oder 
auch punktuell für Windenergieanlagen – 
der Lebensraum des Hamsters immer wei-
ter eingeschränkt oder sogar zerstört. Jetzt 
ist der Hamster vom Aussterben bedroht. 

Für die Stadt Sangerhausen erhöhen die 
jährlichen Betriebskosten den bereits vor-
handenen Konsolidierungsdruck erheblich. 
Wohl auch deshalb hat sich eine Mehrheit 
im Stadtrat von Sangerhausen im Septem-
ber 2020 doch noch entschlossen, gegen 
den Bau der Hamsterzuchtstation vorzuge-
hen. Es bleibt zu hoffen, dass die Stadt als 
Bittsteller Erfolg hat und die rechtskräftig 
bestehenden Auflagen des Landkreises aus 
dem Jahr 2015 rückgängig gemacht werden 
können.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Maßnahmen zum Artenschutz kosten 
Geld. Feldhamster brauchen einen Lebens-
raum mit der entsprechenden Bodenquali-
tät, gleichzeitig werden mit Gewerbeflächen 
oder Infrastruktur Arbeitsplätze geschaffen 
oder gesichert. Eine Hamsterzuchtstation 
mit erheblichen Kosten über 10 Jahre hin-
weg sind aus Steuerzahlersicht jedoch au-
ßergewöhnlich und völlig überzogen. Hier 
bedarf es sinnvollerer Konzepte.

Ralf Seibicke
seibicke@steuerzahler-
sachsen-anhalt.de

Ein Zuchthotel für Feldhamster 
In Sangerhausen sollen bald für viel Geld 
Feldhamster gezüchtet und auf Hamster-
schonflächen ausgesetzt werden. Der-
zeit sind für die Errichtung der Hamster-
zuchtstation 833.000  Euro und für die 
jährliche Bewirtschaftung ca. 150.000 Euro 
geplant. Weil ein Hamsterkonzept vorsieht, 
dass die Stadt mindestens 10  Jahre lang 
Feldhamster züchten soll, kommen min-
destens 1,5  Mio. Euro an laufenden Kosten 
zusammen.

Sangerhausen (ST). Eigentlich ging es 
um die Erweiterung eines Gewerbegebie-
tes. Die dauerhafte vollständige Nutzung 
des Gewerbegebietes konnte zwar bisher 
nicht erreicht werden. Doch jetzt soll we-
nigstens beim Bau einer Hamsterzuchtsta-
tion rangeklotzt werden.

Im Zusammenhang mit der Erweite-
rung des Gewerbegebietes „An der Wasser-

schluft“ muss sich die Stadt Sangerhausen 
schon seit Jahren mit der streng geschütz-
ten Art des Feldhamsters beschäftigen. Das 
Gewerbegebiet von ca. 10 ha soll von Feld-
hamstern besiedelt gewesen sein. Beim 
Nachstellen und Einfangen wurde aller-
dings kaum ein Exemplar entdeckt – viel-
leicht deshalb, weil in unmittelbarer Nähe 
die BAB 38 gebaut worden war.

Im Dezember 2015 hatte die Unte-
re Naturschutzbehörde des Landkreises 
Mansfeld-Südharz einen Bescheid zu den 
Feldhamstern erlassen, dessen Konzept 
nun umgesetzt werden soll. Eine Hamster-
zuchtstation soll, bei gesicherter Finanzie-
rung, 2021 bis 2022 gebaut werden und 
nach derzeitigem Stand ca. 833.000  Euro 
kosten. Das Land beteiligt sich mit rund 
700.000  Euro für den Artenschutz aus 
Fördermitteln der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
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Eene Meene Heck – und du musst weg
Auf der Rheininsel Niederwerth errichtete 
der Landesbetrieb Mobilität eine Totholz-
hecke – als illegalen Schwarzbau. Weil 
eine nachträgliche Baugenehmigung we-
gen des Hochwasserschutzes nicht erteilt 
werden kann, muss die Hecke wieder ent-
fernt werden. Bau und Abriss der Hecke 
kosten zusammen mehr als 30.000 Euro.

Niederwerth (RP). Mitten im Rhein zwi-
schen Koblenz und Vallendar liegt die Orts-
gemeinde Niederwerth. Die kleine Gemein-
de in Rheinland-Pfalz ist eine Insel im Rhein 
und daher durch Überschwemmungen 
gefährdet. Auf der nur ca. 1,4  km² großen 
Insel unterhält der Landesbetrieb Mobilität 
(LBM) eine Ausgleichsfläche für Eingriffe in 
die Natur. Weil sich dort der ungebetene 
Riesenbärenklau breitgemacht hatte und 
der Bewuchs mitunter die Pflege der Aus-
gleichsfläche erschwerte, mähte der LBM die 

unerwünschte Bepflanzung nieder und er-
richtete im Herbst 2018 eine mehr als 500 m 
lange Totholzhecke.

Totholzhecken sind durch gestapeltes 
Grünzeug, Äste und Zweige errichtete Wäl-
le, in deren Schutz neue Pflanzen gedeihen 
und die auch von Vögeln, Mäusen und In-
sekten besiedelt werden. Weil das locker 
aufgeschichtete Holz schnell verrottet, 
sprach der LBM gegenüber dem Bund der 
Steuerzahler von einem „vergänglichen Le-
bensraum“.

Doch in Niederwerth war die Totholzhe-
cke besonders schnell vergänglich: Sie wur-
de nämlich ohne Baugenehmigung errich-
tet. So stand der landeseigene Betrieb mit 
den zuständigen Behörden über die geplan-
te Totholzhecke in Kontakt und ging davon 
aus, dass mit der „Kontaktaufnahme eine 
einvernehmliche Vorgehensweise zwischen 
allen Beteiligten erzielt wurde“, wie er dem 
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BdSt mitteilte. Doch welch ein Irrtum! Durch 
dieses behördliche Missverständnis war die 
25.000 Euro teure Totholzhecke praktisch als 
illegaler Schwarzbau errichtet worden.

Oft reichen vollendete Tatsachen aus, um 
nachträglich eine fehlende Genehmigung zu 
erhalten – zumindest, wenn staatliche Stel-
len betroffen sind. Hier aber nicht: In einem 
Überschwemmungsgebiet sind Wälle und 
Anlagen, die den Wasserabfluss behindern 
könnten, gesetzlich verboten. Spätestens bis 
zum Frühjahr 2021 soll die Totholzhecke wie-
der verschwinden. Die Kosten dafür werden 
auf bis zu 7.000 Euro geschätzt.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Eigentlich kann sich das niemand aushe-
cken – mehr als 30.000 Euro an Steuergeld 
werden verschwendet, damit eine Hecke aus 
Grünschnitt, Ästen und Zweigen errichtet 
wird, um dann wieder entfernt zu werden. 
Auch wundert man sich als Bürger, dass ein 
Landesbetrieb den Unterschied zwischen ei-
ner Kontaktaufnahme und einer Genehmi-
gung nicht kennt. 

Frank Senger
f.senger@bdst-rlp.de

Die umstrittene Hecke 
in Niederwerth muss 

wieder weg, da sie 
schwarz errichtet 

wurde. Die Kosten für 
den Steuerzahler: rund 

30.000 Euro.

Übertriebene Brückensanierung
Die meisten Gifhorner Bürger wussten ver-
mutlich nicht einmal von der Existenz der 
denkmalgeschützten Napoleonsbrücke. 
Obwohl sie längst keine verkehrstechni-
sche Funktion mehr hat, ließ sich die Stadt 
Gifhorn die Sanierung der Brücke stolze 
200.000 Euro kosten.

Gifhorn (NI). Will ein Ortsunkundiger 
diese Brücke besichtigen, muss er unter 
Umständen länger suchen: Wegweiser oder 
Hinweisschilder gibt es nicht. Ihren Namen 
verdankt die steinerne Bogenbrücke aus 
Bruchsteinmauerwerk Napoleon Bonapar-
te, der sie 1803/1806 mit seinen Truppen 
passiert haben soll. Die Brücke aus dem Jahr 
1750 war einst Teil der historischen Handels- 
und Heerstraße von Braunschweig nach 
Lüneburg und steht unter Denkmalschutz. 
Durch das niedersächsische Denkmal-
schutzgesetz ist die Stadt Gifhorn zu ihrem 
Erhalt verpflichtet. Bei der Sanierungsent-
scheidung waren ihr also ein Stück weit die 
Hände gebunden.

Bei der konkreten Umsetzung der Sa-
nierung schoss die Stadtverwaltung je-
doch über das Ziel hinaus: Statt zu einem 
rein denkmalschutzgerechten Erhalt der 

Brücke entschied sich die Stadtverwaltung, 
die instabile Brücke wieder „erlebbar“ – also 
begehbar – zu machen. Auf Nachfrage des 
Bundes der Steuerzahler teilte die Stadt 
mit, weitere Sanierungsvarianten, aus de-
nen der Stadtrat hätte wählen können, sei-
en seitens der Verwaltung nicht erarbeitet 
worden.

Um die Begehbarkeit der Brücke zu ge-
währleisten, musste sie allerdings auch 
modernen Anforderungen an Statik und Si-
cherheit genügen. So musste beispielswei-
se direkt neben dem historischen Geländer 
– dessen Höhe aus Denkmalschutzgründen 
nicht verändert werden durfte – ein weiteres, 
nur minimal höheres Metallgeländer instal-
liert werden. Dieses dient als Umlaufsperre 
und hindert gleichzeitig KFZ an der Befah-
rung der historischen Brücke.

Besonders ärgerlich ist die aufwendige 
Sanierung deshalb, weil die Napoleonsbrü-
cke so gut wie niemand nutzt, weil sie – ge-
nau genommen – ins Nirgendwo führt. Auch 
wenn die Stadt Gifhorn darauf verweist, dass 
die Brücke in ein Rad- und Wanderwegenetz 
eingebunden sei, endet der Weg am Nord-
ende der Brücke in einer Sackgasse. Auch 
der Wasserlauf, den die Brücke einst über-
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spannte, ist nur noch ein kleiner Tümpel. Die 
wenigen Radfahrer und Wanderer, die sich in 
das Waldstück verirren, können daher eben-
so gut den Weg nutzen, der schon seit vielen 
Jahren direkt neben der Brücke verläuft.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT 

Der Denkmalschutz hat seine Berechti-
gung, sollte jedoch nicht zum Selbstzweck 

Würden Sie mit einem  
launischen Hamburger chatten?
„Rendezfood“ heißt das „CreateMedia.
NRW“-Projekt für die Konzeptionierung 
einer neuen App, bei der Nahrungsmit-
teln Charakterzüge verliehen werden, die 
Nutzer mit Essen chatten können – und 
das, damit sie emotional an das Produkt 
gebunden werden. Der Clou dabei ist: Ge-
richte können eifersüchtig werden, wenn 
das letzte Date, „Rendezfood“, schon eine 
Weile her ist.

Nordrhein-Westfalen. Mit der App „Ren-
dezfood“ soll die digitale Transformation im 
Werbungs- und Anzeigengeschäft vorange-
trieben werden. Es werden eine neue Plattform 
und Schnittstellen entwickelt, die mit Chatbots 
und Augmented Reality neue Interaktionsfor-
men zwischen Nahrungsmitteln und Kunden 
erlauben. Durch Personifizierung erhalten die 
beworbenen Produkte spezifische Charak-
tereigenschaften (z. B. ein launischer Burger), 

wodurch Nutzer mit Marketingmaßnahmen 
adressiert werden können, so das Ministerium 
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und 
Energie des Landes Nordrhein-Westfalen auf 
Anfrage des Bundes der Steuerzahler. Es wer-
de damit ein Innovationsimpuls für die zukünf-
tige Entwicklung der gesamten Medien- und 
Kreativwirtschaft erwartet, von dem auch an-
dere Branchen profitieren sollen.

Die 1,45 Mio. Euro teure App wird von der 
EU mit insgesamt 673.000  Euro finanziert, 
vom Land NRW mit 317.000 Euro und mit pri-
vaten Mitteln in Höhe von 460.000 Euro. Im 
März 2022 soll die App veröffentlicht werden, 
Zielgruppe sind lokale Gastronomen und 
Einzelhändler. Sie können ihre Angebote in 
die App eingeben, und die Nutzer werden 
dann entsprechend ihrer Vorlieben infor-
miert, wenn sie in die Nähe eines Ladenlo-
kals mit dem passenden Angebot kommen. 
Mit dem Gericht ihrer Wahl können sie auch 
chatten und so Aktionscodes freispielen. 

Unfreiwillige Komik zeigt übrigens das 
Werbevideo für das Projekt:  Eine App-Nut-

zerin wird von einer veganen Currywurst 
ausgerechnet in eine Pommesbude ge-
lockt. Ob man im Bundesministerium für 
Ernährung, das für weniger Salz, Fett und 
Zucker in Fertigprodukten kämpft, und im 
NRW-Ministerium für Landwirtschaft, das 
sich für regionale und saisonale Produkte 
statt für Fast Food einsetzt, auch darüber 
lachen kann? Den Steuerzahlern dürfte das 
Lachen vergehen.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT 

Bei aller Sympathie für die Förderung 
moderner Technologien: Die Werbewirt-
schaft sollte selbst in der Lage sein, ihre 
Forschung zu finanzieren. „Launische Bur-
ger“, die eifersüchtig werden und meckern, 
wenn man sie eine Zeitlang nicht isst, müs-
sen jedenfalls nicht vom Steuerzahler be-
zahlt werden.

Jens Ammann
ammann@steuerzahler-nrw.de

werden. Mitteleinsatz und Nutzen müssen 
in einem akzeptablen Verhältnis zueinander 
stehen. Dann eröffnet sich „Eigentümern“ 
auch ein gewisser Spielraum, den sich Steu-
erzahler in Gifhorn gewünscht hätten.

Jan Vermöhlen
vermoehlen@steuerzahler-nub.de

Mehr auch auf: www.schwarzbuch.de

Über diese Brücke soll Napoleon geschritten sein. Bei der notwendigen Sanierung schoss die Stadt 
Gifhorn über das Ziel hinaus und entschied sich, die Brücke wieder begehbar zu machen. 
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Ob dieser Burger 
eifersüchtig geworden 
ist, weil man ihn lange 

nicht gegessen hat? Die 
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„Rendezfood“ verrät es. 
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Sie haben einen 
Verschwendungsfall direkt 

vor Ihrer Haustür? 
Dann melden Sie uns 

diesen mit "Fall melden" 
auf unserer Homepage:

www.schwarzbuch.de/
aktiv-werden/Fall-melden
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Teure Diener

Teure Diener

Die Intendantin des Tanztheaters Wuppertal wurde nach gut einem Jahr von der Stadt fristlos ge-
kündigt. Von Gerichten wurde dies als unwirksam erklärt. Den Schaden hat der Steuerzahler. 
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Die Stadt Wuppertal hat einmal mehr eine 
Führungskraft achtkantig rausgeworfen. 
Schon 2017 hatten wir im Schwarzbuch 
berichtet, dass sich die Stadt nach nur ei-
nem Jahr Amtszeit von ihrem Dezernen-
ten für Bürgerbeteiligung getrennt hatte. 
Jetzt traf es die Intendantin des Tanzthe-
aters Wuppertal, der vor Ablauf ihres Ver-
trags gekündigt wurde. Wieder einmal 
zahlen das die Bürger. 

Wuppertal (NW). Mitte Juli 2018 wurde 
der Intendantin des Tanztheaters Wuppertal 
nach nur gut einem Jahr im Amt fristlos ge-
kündigt. Der Vertrag lief eigentlich bis Ende 
Juli 2022. Nach Darstellung der Stadt, die 
zu 100  Prozent am Tanztheater Wuppertal 
beteiligt ist, hatte es erhebliche Konflikte 
zwischen der Intendantin und weiteren Lei-
tungskräften des Tanztheaters gegeben. Zu-

dem warf man der Intendantin Versäumnis-
se bei der Planung der Spielzeit 2018/2019 
vor. Doch diese setzte sich zur Wehr und 
klagte auf Wiedereinstellung und Zahlung 
ihres Monatsgehalts von 11.500 Euro brutto 
seit ihrer Kündigung. 

Zwischen Sommer 2018 und Dezember 
2019 gab es mehrere Verhandlungen vor 
dem Arbeitsgericht Wuppertal, dem Lan-
desarbeitsgericht NRW und dem Bundes-
arbeitsgericht. In allen Verfahren wurde 
die Kündigung als unwirksam erklärt, die 
angeführten Gründe reichten für eine frist-
lose Kündigung nicht aus. Nach dem ein-
deutigen Urteil des Arbeitsgerichts Wup-
pertal ging die Stadt dennoch in Berufung: 
„Die Auffassung des Arbeitsgerichtes Wup-
pertal wurde damals seitens der Tanzthea-
ter Wuppertal Pina Bausch GmbH und der 
Stadt Wuppertal nicht geteilt.“ Dass die 

Miese
Vorstellung

Wuppertal hat ein Problem mit 
seinen Führungskräften. Am 
Ende zahlt das der Steuerzahler.
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Kündigung der Intendantin unrechtmäßig 
ist, stellte das Landesarbeitsgericht auch 
in zweiter Instanz fest. Das Gericht merkte 
zudem an, dass es nicht einmal eine „wirk-
same kündigungsvorbereitende Abmah-
nung“ gegeben habe. Eine Revision gegen 
dieses Urteil wurde nicht zugelassen. Da-
gegen reichte die Stadt Wuppertal dann 
beim Bundesarbeitsgericht Beschwerde 
ein, die abgewiesen wurde. 

Obwohl die gerichtlichen Auseinander-
setzungen über eine Weiterbeschäftigung 
der Intendantin noch liefen, wurde zum 
1.  Januar 2019 ihre Stelle neu besetzt. Im 
Januar 2020 kam es dann zu einer außerge-
richtlichen Einigung. Die Intendantin ver-
zichtete auf eine Wiedereinstellung, und 
die Parteien einigten sich über die finan-
ziellen Ansprüche; über die Summe wur-
de Stillschweigen vereinbart. Für welchen 
Zeitraum die Intendantin Gehaltsfortzah-
lungen erhält, ob weitere Zahlungen wie 
Abfindungen, Prämien oder Schadener-
satz vereinbart wurden – zu alldem erfah-
ren die Bürger nichts. Nach WDR-Berich-
ten handelt es sich um Gesamtkosten im 
siebenstelligen Bereich. Hinzu kommen 

Prozess- und Verfahrenskosten für das 
Tanztheater, zu denen die Stadt ebenfalls 
keine Angaben macht. Die Rechnung wird 
aber wohl der Steuerzahler begleichen. Die 
Vorfälle rund um die fristlose Kündigung 
wurden auch intern geprüft. Über den In-
halt dieser Besprechungen wurde aller-
dings Verschwiegenheit vereinbart.

Das Landesarbeitsgericht jedenfalls 
stellte fest, dass es seitens der Stadt und 
des Tanztheaters an Versuchen gefehlt 
habe, die Streithähne an einen Tisch zu 
bringen und zu einer Klärung und Deeska-
lation der Situation beizutragen. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Beim Tanztheater und bei der Stadt scheint 
niemand in der Lage zu sein, bei Konflikten 
frühzeitig gegenzusteuern. Stattdessen set-
zen die Verantwortlichen auf eine teure Kün-
digung, langwierige Rechtstreitigkeiten und 
darauf, dass die Bürger für diese miese Vorstel-
lung zahlen. 

Andrea Defeld
defeld@steuerzahler-nrw.de

Die ungeliebte 
und teure Kammer
Seit 2019 sollen alle Pflegefachkräfte in 
der neu gegründeten Pflegeberufekam-
mer Schleswig-Holstein Pflichtmitglieder 
sein und Beiträge zahlen. Doch davon ist 
man noch weit entfernt, weil sich viele 
Betroffene nicht registrieren lassen und 
ihren Beitrag verweigern. Darum musste 
das Land 3,6 Mio. Euro zuschießen. Immer-
hin kommt jetzt aber eine Urabstimmung 
unter allen Pflegenden.

Schleswig-Holstein. Als die damals 
rot-grüne Regierungskoalition im Schles-

wig-Holsteinischen Landtag im Juli 2015 
das Gesetz zur Errichtung der Pflegebe-
rufekammer beschloss, war man davon 
überzeugt, den rund 30.000  Angehörigen 
der Pflegeberufe etwas Gutes zu tun. Denn: 
Eine repräsentative Befragung hatte erge-
ben, dass die hauptberuflichen Pflegekräfte 
eine bessere Vertretung wünschten. 

Doch offenbar war längst nicht allen 
klar, dass eine Kammer mit Zwangsmit-
gliedschaft und Zwangsbeitrag verbunden 
ist. Gegenüber den bekannten Kammerbe-
rufen unterscheiden sich die Pflegekräfte 

dadurch, dass sie überwiegend im Ange-
stelltenverhältnis tätig sind, ein unterdurch-
schnittliches Gehaltsniveau haben und es 
sehr viele Teilzeitbeschäftigte gibt, denen es 
schwerfällt, den Beitrag aufzubringen. Den-
noch trat eine erste Kammerversammlung 
zusammen und beschloss die Beitragssat-
zung, die mit dem Jahr 2019 beginnen soll-
te. Dagegen gab und gibt es scharfe Protes-
te mit regelmäßigen Demonstrationen vor 
dem Landeshaus. 

Bis heute sind weder alle Pflegekräfte 
registriert noch hat es einen ersten regulä-
ren Beitragseinzug gegeben. Doch es gibt 
Kosten: Die Pflegeberufekammer mit Sitz 
in Neumünster beschäftigt rund 30  Voll-
zeitkräfte, die sich überwiegend mit der 
Registrierung der Mitglieder beschäftigen. 
Als Anschubfinanzierung hatte der Land-
tag seinerzeit 600.000 Euro zur Verfügung 
gestellt. Die restlichen Kosten wurden zu-

nächst über Kredite finanziert, die langfris-
tig die Beiträge erhöhen werden. Folge war 
der Wunsch nach einer zusätzlichen Lan-
desfinanzierung. Jetzt gibt es einen Kom-
promiss: Der Landtag stellt für 2019 noch 
einmal 3  Mio.  Euro Anschubfinanzierung 
zur Verfügung, 2020 müssen dann aber alle 
Beiträge fristgerecht eingetrieben werden. 
Im Gegenzug soll es im ersten Quartal 2021 
eine Urabstimmung unter allen registrier-
ten Mitgliedern geben, ob diese eine Pfle-
geberufekammer mit Pflichtmitgliedschaft 
und Zwangsbeitrag behalten wollen. Lehnt 
die Mehrheit der Pflegekräfte die Kammer-
mitgliedschaft ab, erweist sich die Grün-
dung als eine sehr teure Fehlentscheidung.

Pflegeberufekammer auch in Niedersachsen

Im benachbarten Niedersachsen wur-
de im Jahr 2017 ebenfalls eine Pflegeberu-

+P�5EJNGUYKI�*QNUVGKP�YWTFG�GKPG�2ƔGIGDGTWHGMCOOGT�GKPIGHȨJTV��&KGUG�KUV�DKUJGT�CWHITWPF�XQP�
Zwangsmitgliedschaft und -beitrag wenig beliebt. Jetzt soll es eine Urabstimmung geben.
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Skurriler Westafrika-Trip 
des Ältestenrates
Im Januar 2020 gönnte sich der Ältesten-
rat des Landtages von Rheinland-Pfalz 
mit rund 20 Personen eine fünftägige „In-
formationsreise“ nach Burkina Faso und 
in den Senegal. Den Steuerzahler hat die 
Reise fast 50.000 Euro gekostet. Aller-
dings hat sich der Ältestenrat ausgiebig 
über Themen informiert, die nichts mit 
seinen parlamentarischen Aufgaben zu 
tun haben.

Rheinland-Pfalz. Wenn die Mitglieder 
von Fachausschüssen des Landtages von 
Rheinland-Pfalz ihren Horizont erweitern 
und sich weiterbilden wollen, dann sind In-
formationsreisen ins Ausland ein beliebtes 
Mittel. Reiselustig ist aber auch der Ältesten-
rat, der in jeder Wahlperiode eine Auslands-
reise unternimmt, obgleich er vornehmlich 
für organisatorische und protokollarische 
Aufgaben zuständig ist.

Im Januar 2020 ging es in die westafri-
kanischen Länder Burkina Faso und Sene-
gal. An der fünftägigen Reise haben rund 

20 Personen teilgenommen. Angesichts 
der Größe der Reisegruppe fielen die Kos-
ten mit über 47.000 Euro entsprechend 
hoch aus. 

Wer nun meint, dass der Ältestenrat in 
erster Linie das Gespräch mit ausländischen 
Politikern suchte, um z. B. über die Feinhei-
ten einer Tagesordnung zu fachsimpeln, 
sieht sich enttäuscht. Tatsächlich machten 
laut Plan die Gesprächstermine mit den 
Parlamentariern aus Burkina Faso und dem 
Senegal zusammen keine fünf Stunden aus. 
Bereits dem Besuch eines Viehhalter- und 
Minimolkereiprojekts in Tambolo widmete 
der Ältestenrat mehr Zeit – fast einen ganzen 
Reisetag. Einen hohen Stellenwert genoss 
auch die afrikanische Fischerei, über die sich 
die Politiker gleich bei zwei Terminen aus-
giebig informieren ließen. 

Ebenso wenig durften z. B. ein Gespräch 
mit dem Oberhaupt der Mossi, ein interre-
ligiöser Dialog mit mehreren Religionsver-
tretern sowie der Besuch eines Caritas- und 
eines Straßenkinder-Projekts fehlen. Dem 

fekammer gegründet, der alle landesweit 
rund 90.000 Pflegekräfte pflichtweise bei-
treten mussten. Auch dort entbrannte ein 
Streit um Zwangsmitgliedschaft und Beiträ-
ge. Anders als in Schleswig-Holstein hat die 
niedersächsische Landespolitik im Herbst 
2019 allerdings zugesagt, die Finanzierung 
der Kammer dauerhaft zu übernehmen, 
wenn diese im Gegenzug auf eine Beitrags-
erhebung verzichtet. In einem ersten Schritt 
sollten 6 Mio. Euro für die Beitragsjahre 2018, 
2019 und 2020 fließen. Teile der Kammer 
fürchteten allerdings die hiermit verbunde-
ne Abhängigkeit von der Politik, sodass sich 
auch gegen diese Lösung Widerstand regte. 
Auch in Niedersachsen sollte daher eine Ur-

abstimmung Klarheit schaffen: Die deutliche 
Mehrheit der Mitglieder sprach sich dabei im 
Sommer 2020 gegen den Fortbestand der 
Kammer aus. Die endgültige Auflösung der 
„Pflegekammer Niedersachsen“ steht bevor.

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Eine Kammer, die von den Pflichtmitglie-
dern nicht gewünscht wird, ist überflüssig. 
Also: abwickeln und kein neues Geld hinter-
herwerfen!

Rainer Kersten
schleswig-holstein@
steuerzahler-sh.de

Besuch eines Binnenvertriebenenlagers 
haben sich die Politiker laut Plan immer-
hin rund zwei Stunden gewidmet – um 
anschließend zum Mittagessen mit dem 
Botschafter zu schreiten. Ohnehin waren 
Gespräche, Essen und Empfänge bei den 
Botschaften einige der zeitaufwendigsten 
Aktivitäten.

Was hat nun dieses Reiseprogramm mit 
den Aufgaben des Ältestenrates zu tun? Und 
welche Erkenntnisgewinne konnte er für 
seine Arbeit mitnehmen? Dazu erklärte der 
Landtagspräsident in den Medien, dass ein 
wichtiges Zeichen der Solidarität angesichts 
zunehmender terroristischer Bedrohun-
gen gesetzt worden sei und man sich über 
Migration wie Fluchtursachen informiert 
habe. Auch die Pressestelle des Landtages 
argumentierte gegenüber dem BdSt in ers-
ter Linie so. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Jedes Gremium und jeder Fachausschuss 
des Landtages hat seine Aufgabengebie-
te, aus denen sich die thematische Ange-
messenheit von Auslandsreisen ergibt. Wer 
nun außenpolitische Ambitionen hegt, hat 
sich mit dem Ältestenrat definitiv das fal-
sche Gremium ausgesucht. Dasselbe gilt für 
Viehwirtschaft, Fischerei, karitative Projekte 
usw., für die es Fachausschüsse gibt. Trotz 
des bombastischen Rechtfertigungsversu-
ches hatte das Reiseprogramm weitgehend 
nichts mit den parlamentarischen Aufgaben 
des Ältestenrates zu tun. Insofern wäre die-
se politische Kaffeefahrt den Steuerzahlern 
besser erspart geblieben. 

René Quante
r.quante@bdst-rlp.de

In Westafrika hat sich 
der Ältestenrat des 

Landtages von 
Rheinland-Pfalz auf 

Steuerzahlers Kosten 
u.a. über die Viehhal-

tung, Molkerei und 
Fischerei informiert.
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11 Radzählstellen:
OGJT�CNU�GKPG�JCNDGǭ/KNNKQP�'WTQ

Die baden-württembergische Landes-
hauptstadt hat entschieden, in neue Dau-
erzählstellen für Fahrradfahrer zu inves-
tieren. Diese Geräte zählen aber nicht nur 
die Radfahrer, sondern zeigen die Zahl in 
einem Display an. Für Bau und Betriebskos-
ten wird in den ersten 10 Jahren mit Kosten 
von 520.000 Euro gerechnet. 

Stuttgart (BW). Stuttgart möchte, dass 
noch mehr Menschen auf das Fahrrad um-
steigen. So wurden in den vergangenen 
Jahren zahlreiche neue Radwege gebaut, 
die Ausleihmöglichkeiten erweitert und 
2020 auch ein temporärer Radweg auf einer 
Hauptverkehrsroute eingerichtet. Daneben 
setzt man auch auf Radzählstellen. Laut 
Stadt sollen diese Zählsäulen zusätzlich fürs 
Radfahren werben und den Vorbeifahren-
den signalisieren, dass sie als Verkehrsteil-
nehmer wichtig für eine nachhaltige Mobi-
lität sind.

Insgesamt will die Stadt 11 neue Dauer-
zählstellen einrichten, 10 von ihnen erhalten 
ein Infoterminal. Für den Bau einschließlich 
der Stromanschlüsse rechnet die Stadt mit 
Kosten von 520.000 Euro. Darin sind die Be-
triebskosten für die ersten 10 Jahre enthal-
ten. Mit bis zu 175.000 Euro werden die neu-
en Stuttgarter Fahrradzählstationen vom 

Bundesverkehrsministerium im Rahmen 
des Programms „Saubere Luft 2017-2020“ 
gefördert. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Es ist nachvollziehbar, dass der Radver-
kehr gestärkt werden soll. Da kann man auch 
zählen. Sparsamer wäre es aber, wenn nur 
gezählt wird und auf aufwendige Displays 
verzichtet worden wäre.

Michael Beyer
haushalt@steuerzahler-bw.de
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Kein Grund zum Schmunzeln
„Humorig“ und „zum Schmunzeln“ sollte 
eine „Aufmerksamkeits-Kampagne“ sein, 
mit der das Jubiläumsjahr „30 Jahre Fried-
liche Revolution und Deutsche Einheit“ 
eingeleitet wurde. Für die Kampagne hat 
das Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat 9 Mio. Euro ausgegeben. 
Bekommen hat der Steuerzahler Bilder 
und Videos von Dackeln, weißen Socken in 
Sandalen und anderen Klischees über die 
Deutschen.

Bund. Ende des Jahres 2019 waren bun-
desweit Plakate und Videos von Menschen 
mit weißen Socken in Sandalen, treu schau-
enden Dackeln und akkurat geschnittenen 
Hecken zu sehen. Was auf den ersten Blick 
wie eine luftleere Satire auf deutsche Eigen-
arten anmutet, war bei genauerem Hinsehen 
eine millionenschwere Kampagne der Bun-
desregierung.

Die Videoclips und Plakate waren Teil ei-
ner „Aufmerksamkeits-Kampagne“ des Bun-
desministeriums des Innern, für Bau und 
Heimat (BMI), die den Auftakt des Jubiläums 
„30  Jahre Friedliche Revolution und Deut-
sche Einheit“ begleitete. Nach Auskunft des 
Ministeriums sollte die Kampagne „zu Beginn 
des Jubiläumsjahres zum Nachdenken über 
Deutschland anregen“. Dafür sei ein „humo-
riger, niedrigschwelliger Auftritt zum The-
ma ‚Typisch Deutsch‘“ mit dem Ziel gewählt 
worden, „Neugier auf das Jubiläum zu we-
cken und ‚über sich selbst‘ zu schmunzeln“. 
Für dieses Ziel seien „historische und geogra-
fische Besonderheiten bildlich und szenisch 
umgesetzt“ worden, um den Gedanken zu 
unterstreichen: „Deutschland ist eins: vieles“.

Die „Das ist sooo deutsch“-Kampagne 
lief bundesweit von Anfang Oktober bis 
Mitte Dezember 2019 mit Außenwerbung, 
TV-Spots und in Online-Medien. Besondere 
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deos von Dackeln, weißen Socken in Sandalen und anderen Klischees über die Deutschen ausgegeben.

Die Stärkung des Radverkehrs ist ein gutes Ziel. 
Die teuren Radfahrzählsäulen braucht es nicht.
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Für rund 40.000 Euro erhält man bereits 
ein neues Mannschaftstransportfahr-

zeug für die Jugendfeuerwehr.

Schwerpunkte waren dabei „Hochfrequenz-
standorte“ wie Bahnhöfe, Flughäfen und Ver-
kehrsknotenpunkte sowie Städte mit weniger 
als 100.000 Einwohnern, um die Wahrnehm-
barkeit insbesondere in Ostdeutschland zu 
ermöglichen, wie das BMI auf Nachfrage des 
Bundes der Steuerzahler mitteilte. Insgesamt 
seien Kosten von rund 8,85 Mio. Euro entstan-
den – unter anderem für die Konzeption, Pro-
duktion und mediale Verbreitung.

Da fast 9 Mio. Euro viel Geld für eine Kam-
pagne sind, die vorrangig Neugier auf ein Ju-
biläum wecken und zum Nachdenken und 
Schmunzeln anregen soll, wollte der BdSt zu-
dem wissen, ob Alternativen geprüft worden 
seien. Das Ministerium teilte dazu lediglich 
mit, dass man zur Umsetzung der Kampa-
gne dem Votum der Kommission „30 Jahre 
Friedliche Revolution und Deutsche Einheit“ 

gefolgt sei. Inwieweit erörtert wurde, ob eine 
Kampagne überhaupt notwendig und sinn-
voll ist oder ob die angepeilten Ziele nicht 
auch mit weniger Steuergeld hätten erreicht 
werden können, blieb allerdings offen.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Die Bürger zum Nachdenken und 
Schmunzeln anzuregen, ist nicht die vorran-
gige Aufgabe der Bundesregierung. Besser 
hätte sie selbst darüber nachdenken sollen, 
ob eine solche Kampagne notwendig ist. Mit 
Blick auf die hohen Kosten dürfte dem Steu-
erzahler zumindest das Schmunzeln vergan-
gen sein.

Philipp Behm
p.behm@steuerzahler.de

Geschenktes Kunstwerk wird teuer
Die Skulptur „Muschelläufer“ des Künst-
lers Martin Wolke wurde im August 2005 
der Stadt Ahrensburg gestiftet. Doch jetzt 
ist das Kunstwerk marode und erfordert 
eine Sanierung. Will die Stadt die Skulp-
tur weiter ausstellen, kommen Kosten von 
29.000 Euro auf die Steuerzahler zu.

Ahrensburg (SH). Anlässlich seines 25-jäh-
rigen Jubiläums stiftete der Rotary-Club Ah-
rensburg seiner Heimatstadt die Skulptur 
„Muschelläufer“ des Künstlers Martin Wolke. 
Das auf dem zentralen Rondeel in der In-
nenstadt aufgestellte Kunstwerk konnte aus-
drücklich und vor allem von Kindern bespielt 
werden. Der Clou: Ruft man in die kleine Mu-
schel des Muschelläufers hinein, sorgt eine 
Audiotechnik dafür, dass der Ton verstärkt aus 
der großen Muschel herauskommt. 

Doch die Skulptur war nicht für die Ewig-
keit gebaut: Bereits 2007 musste die Stadt 
Reparaturen für 10.000  Euro in Auftrag ge-
ben. 2010 wurde beschlossen, Reparaturen 

nur noch dann durchzuführen, wenn sie die 
Verkehrssicherungspflicht betreffen. Im No-
vember 2019 war es so weit: Ein technischer 
Prüfbericht stellte die Standsicherheit in-
frage. Deshalb wurde die Plastik im Februar 
2020 abgebaut und einer Fachfirma zur Scha-
densanalyse übergeben. Abbau und Trans-
port kosteten insgesamt ca. 5.000 Euro. Dort 
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ALTERNATIVE INVESTITION

wurde als Hauptproblem festgestellt, dass 
die Figur vollständig mit PU-Schaum gefüllt 
ist, der sich bei Feuchtigkeit ausdehnt und zu 
Rissen in der GFK-Hülle führt. Diesen Fehler 
habe der Künstler zu verantworten, meint die 
Stadt, und fordert ihn zur notwendigen Nach-
besserung für rund 6.500 Euro auf.

Doch selbst wenn der Künstler diese Kos-
ten übernimmt, würde der Steuerzahler noch 
einmal kräftig zur Kasse gebeten werden: Für 
Eigenanteil, die Herstellung einer Fallschutz-
fläche rund um die Skulptur – damit abstür-
zende Kinder nicht zu Schaden kommen –, 
für die Reparatur der Audiotechnik und einen 
neuen Elektroanschluss müsste die Stadt ins-
gesamt rund 29.000 Euro aufwenden. 

Bis Redaktionsschluss waren sich die 
Stadtvertreter einig, nur dann über eine 
Wiederaufstellung der Figur zu beraten, 
wenn der Künstler seinen Eigenanteil von 
6.500  Euro zusagt. Bis dahin wird das ge-
schenkte Kunstwerk in einer Halle des städ-
tischen Bauhofs eingelagert.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Auch ein geschenktes Kunstwerk kann 
für die Stadt teuer werden.

Rainer Kersten
schleswig-holstein
@steuerzahler-sh.de

Die der Stadt Ahrens-
burg gestiftete Skulp-
tur „Muschelläufer“ 
ist marode. Dadurch 
können erhebliche 
Kosten auf die Stadt 
zukommen.Fo
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„Dance Cube“ – 
mobile Mini-Disco
Um für Energieeffizienz zu werben, tourte 
im Auftrag der Bundesregierung der „Dance 
Cube“ durch Deutschland. Die mobile Disco 
wurde damit beworben, dass sie durch die 
Bewegungsenergie der Tanzenden betrie-
ben werden könne. Bei näherem Hinsehen 
erweist sich das als schöner Schein.

Bund. Um die Deutschen zu einem be-
wussteren Umgang mit Energie zu bewe-
gen, gibt die Bundesregierung Jahr für Jahr 
viel Geld ebendieser Bürger aus. In den 
Jahren 2016 bis 2018 kam dafür der „Dance 
Cube“ zum Einsatz. Der „Dance Cube“ ist in 
einem umgebauten mobilen Schiffscon-
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Filmförderung de luxe
Seit Jahren leistet sich Mecklenburg-Vor-
pommern zwei Filmförderungen. Der Weg 
zur Förderung führt über eine Auswahl-
kommission, die mit Medienexperten be-
setzt ist. Doch manchmal scheinen auch 
diese beiden Förderungen nicht auszurei-
chen. Und so erhält ein Abschlussfilmpro-
jekt Fördermittel über einen dritten Weg: 
den Vorpommern-Fonds.

Mecklenburg-Vorpommern. Kaum wird 
es warm und es zeigt sich zartes Grün in 
der Natur, wird Mecklenburg-Vorpommern 
zur beliebten Filmkulisse. Teams aus aller 
Welt waren schon hier, bekannte und we-
niger bekannte Filme wurden gedreht. Viel 
Sonne, das besondere Licht, ursprüngliche 
Motive – Gründe gibt es viele, weshalb sich 
die Filmemacher für Mecklenburg-Vorpom-
mern entscheiden. Auch die Filmförderung 
des Landes gehört dazu. Die gab es bis zur 
Jahresmitte 2020 nämlich gleich im Dop-
pelpack: die kulturelle und wirtschaftliche 
Filmförderung (später kulturwirtschaftliche 
Filmförderung). Gefördert werden Stoff- und 

Projektentwicklung, Produktion, Vertrieb, 
Verleih und Abspiel. Wer sich um eine För-
derung bemüht, muss einen Antrag einrei-
chen. Eine Auswahlkommission, besetzt mit 
Medienexperten, entscheidet. 

Eine Produktion in der jüngsten Ver-
gangenheit musste diesen Weg allerdings 
nicht gehen. Das Spielfilmdrama „Alle re-
den übers Wetter“, so der Arbeitstitel, ist 
der Abschlussfilm einer Nachwuchsregis-
seurin an der Deutschen Film- und Fern-
sehakademie Berlin GmbH. Das Gesamt-
budget ist mit 407.300  Euro eher klein 
und speist sich, wie in der Branche üb-
lich, aus den Fördertöpfen verschiedener 
Bundesländer. Darunter: 7.500  Euro aus 
Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2019, 
weil sich die Regisseurin und ihr Team das 
kleine Örtchen Krackow in Vorpommern 
als Drehkulisse ausgesucht hatten. Hier 
wurde jedoch weder die kulturelle noch 
die kulturwirtschaftliche Filmförderung 
angezapft, sondern das Geld kommt aus 
dem Vorpommern-Fonds und damit aus 
jenem Topf, den das Land zu Beginn der 

tainer untergebracht. Und der Dreh zur Ener-
gieeffizienz? 

Das Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) 
bewarb den Einsatz dieser kleinen Disco damit, 
dass die „Tänzerinnen und Tänzer die Musik- 
und LED-Lichtanlage sowie zwei Smartpho-
ne-Ladesäulen mit ihrer Bewegungsenergie 
betreiben“ könnten. Dafür seien unter der Tanz-
fläche Generatoren eingelassen worden, die 
„jeden Hüftschwung und Tanzschritt in Elek-
trizität“ umwandelten. Ergänzt durch ein So-
larmodul auf dem Dach, sei der „Dance Cube“ 
somit sogar „energieautark“ – also auf keine ex-
terne Energiequelle angewiesen. 

Rund 1,8 Mio. Euro haben Konzept, Miete, 
Lagerung und Einsatz des „Dance Cube“ in 
den Jahren 2016 bis 2018 gekostet.

Ziel der Aktion war laut BMWi, für das Zu-
kunftsthema Energieerzeugung und -effizi-
enz spielerisch Aufmerksamkeit zu wecken 

und ein Bewusstsein für die wertvolle Res-
source Energie zu vermitteln. Dafür tourte 
der „Dance Cube“ in drei Jahren saisonweise 
von Volksfest zu Volksfest. Insgesamt kamen 
34 Stationen zusammen, in der Regel mit ei-
nem Aufenthalt von drei Tagen. Am „Dance 
Cube“ beantworteten Energieberater Fragen 
rund um das Thema Energieverbrauch und 
gaben Tipps zum Stromsparen.

Inwieweit sich die Tänzer über den Ener-
gieverbrauch des „Dance Cube“ und ihren 
eigenen Beitrag dazu informiert haben, 
ist nicht bekannt. Fakt ist jedoch, dass das 
vollmundige Versprechen der Energieautar-
kie bei näherem Hinsehen nur ein schöner 
Schein war. Auf Nachfrage des Bundes der 
Steuerzahler teilte das Wirtschaftsminis-
terium nämlich mit: „Die Annahme einer 
autarken Energieversorgung trifft nicht zu“. 
Wie viel Strom über die Solaranlage erzeugt 

Mehr Schein als Sein: 
Der „Dance Cube“ sollte 
im Auftrag der Bundes-

regierung für Ener-
IKGGHƓ\KGP\�YGTDGP��

Angeblich wurde die 
mobile Disco nur durch 
die Bewegungsenergie 

der Tänzer betrieben. 
Das war aber bei nähe-

rem Hinsehen nicht so.
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wurde, war gar nicht erst erfasst worden. 
Auskunft gab das BMWi lediglich über den 
Strom, der mittels der Generatoren im Bo-
den „ertanzt“ wurde: In den drei Jahren wa-
ren es insgesamt rund 1,8 kWh. Das ist reich-
lich wenig und dürfte nicht einmal gereicht 
haben, um beide Smartphone-Ladesäulen 
während des Einsatzes des „Dance Cube“ zu 
betreiben – ganz zu schweigen von der Mu-
sik- und Lichtanlage.

Dass über Energieerzeugung und -ef-
fizienz informiert wird, ist zunächst nicht 
verkehrt. Fraglich ist jedoch, ob der „Dance 
Cube“ dafür geeignet war und die Kosten 
rechtfertigt. Es wurde suggeriert, dass allein 
das Tanzen ausgereicht hätte, die Mini-Dis-
co zu betreiben – dabei müsste den Ver-

antwortlichen im Ministerium klar gewesen 
sein, dass dies nicht funktioniert. So wird 
die PR-Maßnahme unfreiwillig zum Sym-
bol diverser steuerfinanzierter Energiewen-
de-Maßnahmen des Bundes, die bei nähe-
rem Hinsehen eher schöner Schein sind.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Energie effizient einzusetzen, ist durch-
aus sinnvoll. Weniger sinnvoll ist es hinge-
gen, wenn der Bund dafür mit einer mobilen, 
angeblich energieautarken Vorzeige-Disco 
wirbt, die nicht hält, was sie verspricht.

Philipp Behm
p.behm@steuerzahler.de
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Wahlperiode aufgelegt hatte, um „die Stär-
kung des Landesteils Vorpommern“ voran-
zubringen. 

Doch weshalb wurden nicht die vor-
handenen Filmförderungen genutzt? Die 
zuständigen Fachstellen bestätigen dem 
Bund der Steuerzahler, dass ein Antrag auf 
Filmförderung nicht vorgelegen habe. Das 
widerspricht dem Vergabeprozedere des 
Vorpommern-Fonds, nach dem alle Anträge 
zunächst daraufhin geprüft werden müssen, 
ob sie anderweitig förderfähig sind. Auf die-
se Ungereimtheit angesprochen, beruft sich 
das Land auf eine mündliche Nachfrage bei 
der Filmförderung und führt die zwischen-
zeitliche Neustrukturierung der Filmförde-
rung im Land als Grund für die gegensätzli-
chen Aussagen an. Auf diesem Weg hätte das 
Büro des Parlamentarischen Staatssekretärs 
für Vorpommern die Auskunft erhalten, dass 
Abschlussfilme nicht förderfähig seien und 
sich dann für eine Vergabe entschieden. 

Doch der Fall bleibt unklar: In der Ver-
gangenheit wurden sehr wohl Abschluss-
filme gefördert. Als Entschuldigung für die 
Förderung außerhalb des üblichen Proze-
deres kann auch nicht die Neustrukturie-
rung geltend gemacht werden, denn die 
meisten Beteiligten sind seit Jahren in dem 
Geschäft tätig. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Aus gutem Grund gibt es für die Förde-
rung etablierte Verfahren und Auswahlgre-
mien, die mit Experten besetzt sind. Einmal 
mehr offenbart sich hier eine Schwäche des 
Vorpommern-Fonds. Mittel werden ohne 
ausreichende fachliche Expertise vergeben 
und das Geld der Steuerzahler mit einer ge-
wissen Beliebigkeit ausgegeben. 

Michaela Skott
presse@steuerzahler-mv.de
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Werbung für Münzen
Um den Verkauf seiner Gedenk- und Samm-
lermünzen anzukurbeln, hat der Bund seine 
Münz-Verkaufsstelle aufgefrischt und eine 
Werbekampagne gestartet, die den Steuer-
zahler Hunderttausende Euro kostet. Dass 
günstigere Alternativen ernsthaft geprüft 
worden sind, kann bezweifelt werden.

Bund. „Münze Deutschland“ heißt seit 
31.  Januar 2020 die Marke, unter der der 
Bund seine Sammler- und Gedenkmünzen 
verkauft. Zuvor waren die Münzen jahrzehn-
telang unter der Bezeichnung „Offizielle 
Verkaufsstelle für Sammlermünzen“ (VfS) 
vertrieben worden – ein etwas in die Jahre 
gekommener und komplizierter Begriff, wie 
die Verkaufsstelle feststellte. Zudem habe 
der technische Fortschritt und der demogra-
fische Wandel eine grundlegende Moderni-
sierung der Marke und der dazugehörigen 

Kommunikationswege notwendig gemacht. 
Parallel zum Relaunch der Marke und dem 
Internetauftritt wurde auch eine Werbe-
kampagne gestartet. Unter dem Motto 
„#WasUnsPrägt“ wurden neben Social-Me-
dia-Aktivitäten auf Facebook, Instagram und 
YouTube-Anzeigen in Zeitungen und Banner 
auf Webseiten geschaltet. 

Zur Einordnung: „Münze Deutschland“ ist 
ein Betrieb gewerblicher Art, der innerhalb 
des Bundesverwaltungsamts angesiedelt 
ist. Der Bund verdient seit Jahren mit sei-
nem Monopol auf die Ausgabe von Münzen 
gutes Geld. Doch die Zahl der privaten und 
gewerblichen Kunden, die Münzen über die 
VfS erworben haben, ist in den vergangenen 
zehn Jahren um rund ein Viertel gesunken. 
Dies ist wohl einer der Gründe für den Re-
launch und die Werbekampagne. Denn 
mit der Neugestaltung der Marke und der 

Imagekampagne sollten der Bekanntheits-
grad der Münzen in der Bevölkerung wieder 
gesteigert und „möglichst hohe und dau-
erhafte Einnahmen für den Bund generiert 
werden“, wie „Münze Deutschland“ auf An-
frage des Bundes der Steuerzahler mitteilt. 

Nicht äußern will sich der Bund zu den 
Kosten des Markenrelaunchs und beruft 
sich dabei auf Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse. Der BdSt erfuhr jedoch durch 
mehrfaches Nachbohren, dass sich allein 
die Kosten für die Imagekampagne auf rund 
627.000 Euro belaufen.

Und wozu dies alles? Die Imagekampa-
gne sei die „erfolgsversprechende Maßnah-
me zur Sicherung und Steigerung der Ein-
nahmen“. Und: „Die Ziele des Bundes wären 
ohne den Markenrelaunch und einer damit 
verbundenen Kampagne schwer erreich-
bar“, teilt „Münze Deutschland“ mit. Neben 
den Verkaufszahlen würden insbesonde-
re die Reichweite der Social-Media-Kanäle 
und der Webseite ausgewertet, die Wirkung 
einer Imagekampagne sei jedoch nicht un-
mittelbar messbar, so „Münze Deutschland“ 
weiter. Ob eine Wirtschaftlichkeitsuntersu-

chung durchgeführt wurde und welche Al-
ternativen geprüft wurden, bleibt bei dieser 
Antwort offen.

Auch wenn der Bund mit dem Verkauf der 
Münzen Geld verdient, müssen Kosten und 
Nutzen der Werbemaßnahmen in einem 
angemessenen Verhältnis stehen. Dafür ist 
es notwendig, dass mögliche Alternativen 
abgewogen werden, die wirtschaftlichste 
Maßnahme gewählt und der Erfolg kontrol-
liert wird. Dass dies hinreichend geschehen 
ist, ist aus der Antwort der „Münze Deutsch-
land“ nicht ersichtlich. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Auch wenn der Bund mit dem Verkauf 
der Münzen Geld verdient, muss er wirt-
schaftlich mit dem Geld der Steuerzahler 
umgehen. Dass dies bedacht wurde, kann 
bezweifelt werden. Dies ist umso erstaunli-
cher, als gerade das Bundesfinanzministeri-
um für den Münz-Verkauf verantwortlich ist.

Philipp Behm
p.behm@steuerzahler.de

Hunderttausende 
Euro hat der Steuer-
zahler für eine  
Werbekampagne 
bezahlt, um den 
Münzenverkauf des 
Bundes anzukurbeln. Fo
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Kohleausstieg – teurer als nötig
Der politisch beschlossene Kohleausstieg 
in Deutschland kostet den Steuerzahler 
Milliarden. Dabei war ein Ausstieg durch 
europäische Verfahren bereits vorgege-
ben. Das wäre für den Steuerzahler ver-
mutlich deutlich günstiger gewesen.

Bund. Nach der Kernenergie steigt 
Deutschland auch aus der Verstromung von 
Kohle aus – das haben Bundestag und Bun-
desrat im Juli 2020 beschlossen. Bis spätes-
tens 2038 soll das letzte Kohlekraftwerk vom 
Netz gehen.

Superlative de luxe
Ein Spielplatz der Superlative wird in Mühl-
hausen errichtet. Dann machen Planungs-
fehler das Projekt noch teurer. 

Mühlhausen (TH). Spielplätze in der 
Stadt sind Ausdruck von Lebensqualität für 
Kinder und Eltern. Bei der Planung neuer 
Spielplätze schießen die Verantwortlichen 
manchmal aber über das Ziel hinaus – zum 
Beispiel im thüringischen Mühlhausen. Dort 
wird derzeit ein Prestigeprojekt gebaut: 
Der Spielplatz am Petriteich wird eine the-
menbezogene Spiellandschaft, für die ur-
sprünglich mit Kosten von immerhin schon 
866.000 Euro geplant wurde. Nun, nachdem 
die Planungen konkreter werden, stellt sich 
heraus, dass der Spielplatz nochmal um 
245.000 Euro teurer werden soll. 

Grund für diese Kostenexplosion sind Pla-
nungsfehler: So wurde der Untergrund unge-
nügend beachtet und ein Bodenaustausch 
notwendig. Außerdem wurde an wichtigen 
Stellen einfach vergessen, eine Beleuchtung 
einzuplanen.

Für den Bau des Prestige-Spielplatzes 
fallen nach derzeitigem Stand nun rund 
1,1  Mio. Euro Kosten an – rund ein Viertel 
mehr als geplant. Schlimmer noch: Bei die-
ser Kalkulation sind die Unterhaltungskosten 
noch gar nicht berücksichtigt.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Auch Spielplätze müssen sorgfältig ge-
plant werden. Eine Kostenexplosion von 
mehr als einem Viertel zeugt von Planungs-
mängeln. Hier hätte die Stadtverwaltung 
von Beginn an genauer hinschauen müssen, 
um eine Überschreitung der Kostenplanung 
in dieser Höhe zu vermeiden. 

Dr. Wolfgang Oehring
w.oehring@
steuerzahler-thueringen.de

Foto: B
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Ein geplanter Prestigespielplatz im thüringischen 
Mühlhausen wird deutlich teurer als geplant.

Statt viel Geld in wenige Prestigeprojekte 
zu stecken, wäre es sinnvoller, vorhandene 
Spielplätze zu sanieren. Für 245.000 Euro 

können zwei Spielplätze modernisiert und 
auf integratives Niveau gebracht werden.

ALTERNATIVE INVESTITION

Dabei setzt die Bundesregierung mit 
gesetzlichen Regelungen auf einen für die 
Steuerzahler vergleichsweise teuren Weg. 
Viele Experten sind sich einig, dass der Aus-
stieg aus der Kohleverstromung auch durch 
den bereits bestehenden Europäischen 
Handel mit Emissionszertifikaten hätte er-
reicht werden können, in dem u. a. die Ener-
giewirtschaft bereits erfasst ist.

Zur Erinnerung: Die vom Emissionshan-
del erfassten Kraftwerksbetreiber müssen 
für jede ausgestoßene Tonne Treibhausgas 
ein entsprechendes Zertifikat vorweisen. Um 
sicherzustellen, dass die europäischen Ziele 
zur Senkung der CO2-Emissionen erreicht 
werden, sinkt die Zahl dieser Emissionsbe-
rechtigungen, die EU-weit begrenzt sind, 
von Jahr zu Jahr. Die Kosten der Zertifikate, 
die an der Energiebörse gehandelt werden, 
waren in den vergangenen Jahren stark ge-
stiegen. Dies machte den Einsatz von Koh-
lekraftwerken betriebswirtschaftlich immer 
unattraktiver, mehr und mehr Kraftwerke 
wurden abgeschaltet, sodass der Anteil 
des Kohlestroms am deutschen Strom-Mix 

im vergangenen Jahr deutlich um rund ein 
Fünftel im Vergleich zum Vorjahr sank.

Trotz der Warnungen vieler Experten hat 
sich die Bundesregierung nun für ein „Koh-
leausstiegsgesetz“ entschieden. Damit soll 
die Stein- und Braunkohleverstromung bis 
spätestens 2038 beendet werden – durch 
eine Kombination aus Ausschreibungen zur 
Abschaltung, Ordnungsrecht sowie einem 
öffentlich-rechtlichen Vertrag, der auch Ent-
schädigungszahlungen vorsieht. Zusätzlich 
wurden mit dem „Strukturstärkungsgesetz“ 
Maßnahmen beschlossen, die strukturelle 
Verwerfungen in den betroffenen Revieren 
abfedern sollen.

Die beschlossenen Maßnahmen werden 
viel Geld kosten, auch wenn die genaue 
Höhe noch unklar ist. Bekannt sind bereits 
die Kosten für Entschädigungszahlungen für 
die Betreiber der Braunkohlekraftwerke von 
bis zu 4,35 Mrd. Euro und bis zu 5 Mrd. Euro 
für ein „Anpassungsgeld“ für ältere Beschäf-
tigte im Kohlesektor. Für die Umsetzung der 
Maßnahmen sollen neue Personalstellen 
geschaffen werden; die Bundesregierung 
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Das Bundeswirtschaftsministerium in Berlin ist auch zuständig für die Energiepolitik. Mit dem 
politisch beschlossenen Kohleausstieg wurde ein Weg eingeschlagen, der teurer ist als nötig.
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Streit um Sitzbänke an der Trave
Das Traveufer in Lübeck-Travemünde sollte 
attraktiver werden. Doch mit der Aufstel-
lung von Sitzbänken hatten die Verantwort-
lichen kein Glück: Während es auf der einen 
Flussseite Ärger über die Platzierung der Rü-
ckenlehnen gab, sorgte auf der gegenüber-
liegenden Seite der Preis von 20.000  Euro 
netto pro Sitzbank für Empörung.

Lübeck-Travemünde (SH). An der West-
seite der Travemündung wollte die Lübeck 
Port Authority den Vorplatz attraktiver ge-
stalten. Dazu wurden fünf neue Sitzbänke 
für insgesamt rund 31.000  Euro netto er-
richtet. Doch die ersten Nutzer beschwerten 
sich: Bei drei Bänken war die Rückenlehne 
so montiert, dass man nicht auf den Fluss, 

sondern auf die wenig attraktiven Hinter-
häuser der anliegenden Bebauung schau-
te. Es stellte sich heraus: Das war genau so 
beabsichtigt – der Hafenbetreiber hatte es 
nämlich den am Ufer liegenden Sportboots-
besitzern nicht zumuten wollen, von den 
Sitzbänken aus in ihre Kajüten zu schauen. 
Dieser „Schildbürgerstreich“ wurde unter 
anderem in verschiedenen satirischen Bei-
trägen im Fernsehen aufgegriffen. Um diese 
Kritik verstummen zu lassen, wurden die Rü-
ckenlehnen kurzerhand ganz entfernt. Doch 
auch das gefiel den Spaziergängern nicht, 
sodass sich letztlich die Lübecker Bürger-
schaft mit dem Thema beschäftigte und be-
schloss, wieder Rückenlehnen zu montieren 
– diesmal mit Blick aufs Wasser. Das ganze 
Hin und Her kostete rund 2.000 Euro sowie 
zahlreiche Vermerke und Arbeitsstunden 
von Sachbearbeitern. 

Wenig besser ging es der Stadt, als sie auf 
der gegenüberliegenden Flussseite die neu 
angelegte Priwall-Promenade mit neuen 
Sitzmöbeln ausstattete. Sage und schreibe 
580.000 Euro netto gab man für 29 Bänke 

aus. Es sollten keine 08/15-Sitzmöbel sein. 
Mit den Bänken in Schiffsform und ihrer 
Beleuchtung sollte vielmehr ein Alleinstel-
lungsmerkmal dieser Promenade geschaf-
fen werden. Angeblich ist dies eine Auflage 
des Förderbescheids über 70  Prozent Kos-
tenbeteiligung aus Regionalfördermitteln. 
Ohne Frage sind die 4,5 m langen und 1,2 m 
breiten Bänke mit Rücken- und Armlehnen 
für bis zu 14 Personen aus Robinien-Kanthöl-
zern ein Hingucker. Doch es kann nicht sein, 
keine „Standardausstattung“ zu wollen und 
dies zum Ziel öffentlicher Förderung zu ma-
chen – schließlich muss der Steuerzahler für 
diesen Luxus geradestehen.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Alleinstellungsmerkmale kann man nicht 
nur mit hohen Kosten erreichen. Beschei-
denheit ist auch eine Zier.

Rainer Kersten
schleswig-holstein@
steuerzahler-sh.de

Auf beiden Seiten 
der Trave zeigte die 
Hansestadt Lübeck 
mit der Aufstellung 
von Sitzbänken wenig 
Geschick. Fo
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schätzt die jährlichen Kosten hier auf rund 
10,4 Mio. Euro. 

Unklar ist, was das Abschalten der 
Steinkohlekraftwerke kosten wird, da dies 
zum Teil über Ausschreibungen laufen 
soll. Unklar ist ebenso, wie viel der Bund 
für Zuschüsse zu den Übertragungsnetz-
entgelten und an stromkostenintensive 
Unternehmen zahlen wird, falls durch den 
Ausstieg die Strompreise steigen. Eine gro-
ße Unbekannte ist auch, wie viel weniger 
der Bund durch die Stilllegung der euro-
päischen Emissionszertifikate einnehmen 
wird, statt sie – wie geplant – zu versteigern. 
Dies könnte notwendig sein, damit durch 
den Kohleausstieg die gesamteuropäi-
schen Treibhausgasemissionen auch tat-
sächlich sinken und sich nicht einfach von 
Deutschland in andere europäische Staa-
ten verlagern. Laut Experten könnten sich 
die Haushaltsmindereinnahmen dafür bis 
2050 auf rund 19 Mrd. Euro belaufen. Die 
genaue Anzahl der stillzulegenden Zertifi-
kate und die damit entgangenen Minder-
einnahmen können noch nicht beziffert 
werden – diese Anzahl soll später durch 
Gutachten ermittelt werden. 

Der größte Kostenblock für den Bundes-
haushalt im Zusammenhang mit dem Koh-
leausstieg wurde jedoch mit dem „Struk-
turstärkungsgesetz“ beschlossen. Es sieht 
Finanzhilfen für die betroffenen Braunkohle-
länder von 14 Mrd. Euro und weitere 26 Mrd. 
Euro für zusätzliche Maßnahmen des Bun-

des vor – beispielsweise für den Aufbau von 
Infrastruktur und die Ansiedelung von Bun-
deseinrichtungen in den Regionen. Inwie-
weit die insgesamt 40 Mrd. Euro tatsächlich 
sinnvoll für den Strukturwandel eingesetzt 
werden, wird die Zeit zeigen.  

Trotz vieler Unsicherheiten bleibt festzu-
stellen, dass der politisch beschlossene Koh-
leausstieg auch ohne die Mittel zur Abfede-
rung der Folgen des Strukturwandels den 
Steuerzahler viele Milliarden Euro kosten 
wird. Klar ist auch, dass der eingeschlagene 
Weg wohl teurer als nötig ist, um das Ziel 
zu erreichen. Gut auf den Punkt brachten 
es die „Wirtschaftsweisen“ 2019: „In einem 
System mit Emissionshandel ist eigentlich 
kein gesonderter Eingriff und subventio-
nierter Ausstieg aus Kohle notwendig. Der 
Kohleausstieg würde mit steigendem CO2-
Preis mittelfristig sowieso kommen, je nach 
Grenzvermeidungskosten möglicherweise 
sogar früher als nun geplant.“

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Der Kohleausstieg ist für den Steuerzahler 
teurer als nötig, da die Politik per Beschluss 
auf einen nationalen Alleingang gesetzt hat 
statt auf den bereits bestehenden CO2-Preis 
im Europäischen Emissionshandel. Das ist 
teure Symbolpolitik.

Philipp Behm
p.behm@steuerzahler.de
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Teure Ostergrüße
Eigentlich sollte man sich freuen, wenn ein 
Brief des Ministerpräsidenten mit Grüßen 
zum bevorstehenden Osterfest ins Haus 
flattert. Mit Blick auf die angefallenen Kos-
ten hält sich die Begeisterung der sächsi-
schen Steuerzahler aber in Grenzen.

Sachsen. In diesem Jahr erhielten alle 
sächsischen Bürger auf dem Postweg Oster-
grüße vom Landesvater. Darin erläutert er die 
Sichtweise der Staatsregierung zum Stand 
der Corona-Pandemie in Sachsen und die 
bisher eingeleiteten Maßnahmen. 

Kritische Stimmen zu dieser Aktion spre-
chen von einer belanglosen Ansammlung 
von Durchhalteparolen ohne den gerings-
ten faktischen Informationsgehalt. Andere 
meinen, der Ministerpräsident habe zwar 
viel geschrieben, aber die Botschaft kön-
ne man nicht verstehen. Selbst als Beru-
higungspille sei der Brief nicht geeignet. 
Zudem enthalte er widersprüchliche Aus-
sagen. Eine kostenneutrale Ansprache im 

Rundfunk oder Interviews in der Presse hielt 
die Staatskanzlei dagegen für ungeeignet, 
weil nach ihrer Auffassung nur mit einem 
persönlichen Schreiben alle sächsischen 
Haushalte flächendeckend erreichbar ge-
wesen seien bzw. dieser Vermittlungsweg in 
dieser außergewöhnlichen Situation beson-
ders geeignet gewesen sei.

Eine ganz schön teure Entscheidung: 
Denn die Kosten für die Erstellung und 
Zustellung des Briefes belaufen sich auf 
426.217,54 Euro.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Vor dem Hintergrund der enormen wirt-
schaftlichen Auswirkungen der Corona-Krise 
auf Privathaushalte und Gewerbebetriebe 
hätte man die eingesetzten Mittel für direkte 
Hilfen an Betroffene verwenden sollen.

Thomas Meyer
info@steuerzahler-sachsen.de

Stiftung Datenschutz 
muss aufgelöst werden!
Mit hohen Zielen und 10 Mio. Euro Steuer-
geld gründete der Bund vor einigen Jah-
ren die Stiftung Datenschutz. Der Bund 
der Steuerzahler warnte bereits 2011 vor 
der Gründung der Stiftung – und sollte lei-
der recht behalten.

Bund. 2013 nahm die von der Bundesre-
gierung gegründete Stiftung Datenschutz 
ihre Arbeit auf, vom Steuerzahler mit einem 
Stiftungskapital von 10  Mio. Euro ausge-
stattet. Ziel der Stiftung war, Produkte und 
Dienstleistungen auf Datenschutzfreund-
lichkeit zu prüfen, den Selbstdatenschutz 
durch Aufklärung zu verbessern, ein Daten-
schutzaudit zu entwickeln sowie die Bildung 
im Bereich Datenschutz zu stärken. 

Sowohl die inhaltlichen als auch die fi-
nanziellen Pläne zur Gründung der Stiftung 
kritisierte der Bund der Steuerzahler bereits 
2011 bei seiner „Aktion Frühjahrsputz“, die 
jedes Jahr neue Einsparpotenziale im Bun-

deshaushalt aufzeigt. Aus Sicht des Steuer-
zahlerbundes war die neue Stiftung in der 
geplanten Form überflüssig – die politisch 
gestellten Aufgaben hätten bereits längst 
etablierte Organisationen wie etwa „Stiftung 
Warentest“ erfüllen können. Alternative Lö-
sungsvorschläge des BdSt kämen die Steu-
erzahler „allesamt günstiger, als eine neue, 
teure Stiftung ins Leben zu rufen“, so unsere 
wörtliche Kernaussage damals.

Leider haben sich die Befürchtungen 
bestätigt: Inhaltlich konnte die Stiftung die 
hochgesteckten Ziele nie erbringen. „Die Auf-
gabe zur Entwicklung eines ‚Datenschutz-
audits‘ – nach aktueller Terminologie: Da-
tenschutzzertifizierungssystem – wurde von 
einem öffentlich geförderten Konsortium 
bei der Universität Kassel übernommen“, teilt 
das zuständige Bundesinnenministerium im 
Sommer 2020 mit. Und weiter: „Eine Prüfung 
von Produkten und Dienstleistungen auf de-
ren Datenschutzfreundlichkeit erfolgt durch 

426.218 Euro zahl-
ten die sächsischen 

Steuerzahler für diese 
Ostergrüße von ihrem 
Ministerpräsidenten.  
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Die Stiftung Daten-
schutz hat die hoch-

gesteckten Ziele nicht 
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gerät sie in Schwierig-
keiten (Symbolbild). 
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die Stiftung Warentest; ein paralleles Prüf-
system bei der Stiftung Datenschutz wäre, 
mit Blick auf die sparsame Verwendung 
öffentlicher Mittel, nicht effizient.“ Somit 
sind die Aufgaben der Stiftung im Laufe der 
Jahre fast komplett zusammengeschmol-
zen. Selbst wenn die Stiftung noch alle Ur-
sprungsziele in ihrer auf der Homepage ver-
öffentlichten Satzung anpreist: Geblieben ist 
nur noch das Themenfeld Aufklärung und 
Bildung zum Datenschutz.

Zum Niedergang der Stiftung gehört 
auch der finanzielle Faktor. Die Ursprungs-
idee des Innenressorts, die Stiftung haupt-
sächlich selbst durch Zinserträge aus dem 
steuerfinanzierten Stiftungskapital von 
10 Mio. Euro zu finanzieren, war nicht trag-
fähig. Wegen der Niedrigzinsphase ist dieses 
Konzept nie aufgegangen. 

Zur Deckung der Ausgaben erhielt die 
Stiftung seit ihrer Gründung obendrein mehr 
als 1 Mio. Euro Fördermittel vom Ministeri-
um, auch musste sie zuletzt stark von der 
Kapitalsubstanz leben. Daher waren Ende 
2019 nur noch 8,44 Mio. statt der anfängli-
chen 10  Mio. Euro Stiftungskapital vorhan-
den. „Vom Stiftungsvermögen für laufende 
angemessene Ausgaben verwendet wurden 
seit 2012 bis zu diesem Zeitpunkt insgesamt 
1,56 Mio. Euro“, konkretisiert das Ministerium 
gegenüber dem BdSt.

Künstlerische Marketing-Pyramide als 
neuer Goldstandard?
Um für das neugebaute Kongresszentrum 
eine Auszeichnung zu erhalten, errichtet 
die Stadt Wiesbaden eine begehbare Pyra-
mide als Kunst am Bau – für 500.000 Euro. 
Dabei hat sie das gar nicht nötig.

Wiesbaden (HE). Die hessische Landes-
hauptstadt Wiesbaden riss in ihrer Stadtmit-
te die alten Rhein-Main-Hallen als Veranstal-

tungszentrum ab und baute an der gleichen 
Stelle ein neues Kongresszentrum, das 
RheinMain CongressCenter (RMCC). 2018 
eröffnet, bietet es Platz für Kongresse und 
renommierte, bundesweit beachtete Events 
wie den Ball des Sports oder Parteitage. 

Die Stadt vertraute aber nicht nur auf ihr 
eigenes Marketing oder die zentrale Lage des 
RMCC. Vielmehr strebte sie bei der Deutschen 

Foto: M
oritz Ven
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Vor dem neuen RheinMain CongressCenter in Wiesbaden soll für ca. eine halbe Mio. Euro eine Pyra-
mide entstehen, um eine Auszeichnung zu erhalten. Das wäre nicht nötig gewesen.

Gesellschaft für nachhaltiges Bauen e.V.  
(DGNB) eine Auszeichnung mit dem Stan-
dard „Gold“ an. Eine Bedingung dafür: Kunst 
am Bau. Daher lobte der städtische Eigen-
betrieb für Messe, Kongress und Tourismus 
(TriWiCon) eigens einen Wettbewerb aus. 
Als Siegerentwurf setzte sich eine treppen-
förmige Pyramide durch, deren Spitze den 
Himmel reflektiert und deren Stufen zum 
Sitzen einladen sollen. 

Für das Wettbewerbsverfahren, zwei 
Baumgutachten, die Leistung des Projekt-
planungsbüros sowie eine Vorplanung des 
Landschaftsarchitekten fielen bisher bereits 
100.000 Euro an. Weitere 400.000 Euro sind 
für die Errichtung vor dem RMCC bis Mitte 
2021 eingeplant. Die Pyramide soll bis zu  
4 m hoch werden. Ob der Kostenrahmen 
eingehalten werden kann, ist jedoch noch 
nicht absehbar, schließlich sind die Schät-
zungen bereits mehr als 3 Jahre alt.

Laut der auszeichnenden DGNB bedeutet 
nachhaltiges Bauen „einen bewussten Um-
gang und Einsatz vorhandener Ressourcen, 
die Minimierung von Energieverbrauch und 

ein Bewahren der Umwelt“. Inwieweit „Kunst 
am Bau“ dazu beiträgt, ist aber mehr als frag-
lich, vor allem, wenn dafür eine halbe Million 
Euro Steuergeld fließt. Ebenso fragwürdig 
ist das Motiv der Stadt, die sich mit der Pyra-
mide ein höheres Ansehen erhofft und das 
Kunstwerk als eine „Marketing-Investition“ 
sieht. Immerhin hat das RMCC die erhofften 
Auszeichnungen erhalten: Am Ende wurden 
es sogar „Platin“ und „Diamant“.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Wiesbaden und sein renommiertes 
RMCC haben eine Pyramide vor der Haustür 
zur Imagesteigerung nicht nötig. Steuergeld 
ist nicht dazu da, fragwürdige Bedingungen 
zu erfüllen, um eine Auszeichnung eines pri-
vaten Anbieters zu erhalten.

Jochen Kilp
kilp@steuerzahler-hessen.de

Schwerfällig zieht beim Innenministeri-
um die Erkenntnis ein, dass eine Grundsatz-
entscheidung über den Fortbestand der 
Stiftung nötig wird. Es gibt zu erkennen: „Das 
Stiftungskapital der Stiftung Datenschutz ist 
bis zur baldigen Klärung der langfristigen 
Entwicklung der Stiftung variabel verzinst 
mit kurzer Laufzeit angelegt.“ Und als wenn 
das Innenministerium mit seiner Stiftung 
nicht schon genug Probleme hätte, brachte 
die im Kanzleramt ansässige Staatsministe-
rin für Digitalisierung im Sommer 2020 die 
neue Bundeszentrale für digitale Aufklärung 
an den Start. Ein Schwerpunkt dieser Bun-
deszentrale: das Thema Datenschutz.

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Der Bund der Steuerzahler bekräftigt 
seine Kritik an der Stiftung Datenschutz aus 
dem Jahr 2011. Weder wurden die gestell-
ten Aufgaben erfüllt, noch konnte ein scho-
nender Umgang mit dem Stiftungskapital 
sichergestellt werden. Aus unserer Sicht ist 
die Entscheidung überfällig, die Stiftung 
Datenschutz aufzulösen. Dies ist umso drän-
gender, weil immer mehr Steuergeld verlo-
ren geht. 

Sebastian Panknin
s.panknin@steuerzahler.de

Teure Imagepflege Teure Imagepflege

Video dazu auf www.schwarzbuch.de
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Die neue Leitstelle der Feuerwehr Han-
nover sollte ihren Dienst ursprünglich im 
Dezember 2017 aufnehmen. Wie die Stadt 
dem Bund der Steuerzahler mitteilte, ist 
mit einer Inbetriebnahme inzwischen frü-
hestens Mitte 2021 zu rechnen. Grund: Ein 
langwieriger Streit zwischen der Landes-
hauptstadt Hannover und dem beauftrag-
ten Bauunternehmen. Der Streit scheint 
zwar endlich beigelegt, allerdings mit teu-
ren Folgen für die Steuerzahler.

Hannover (NI). Im Dezember 2015 unter-
zeichneten die Stadt Hannover und das be-
auftragte Unternehmen einen Vertrag über 
den zweiten Bauabschnitt der Feuer- und 
Rettungswache 1 am Weidendamm, in dem 
die vollständige Planung sowie die schlüs-
selfertige Übergabe im Dezember 2017 für 
54,5 Mio. Euro vereinbart wurden.

Nach der Vertragsunterzeichnung kam 
es jedoch zu Konflikten zwischen dem Bau-
unternehmen und der Landeshauptstadt. 
Die Stadt warf der Baufirma zahlreiche Bau-

mängel vor und überdies, „nicht mit ausrei-
chendem Personaleinsatz“ zu arbeiten. Das 
Bauunternehmen konterte, die Stadt habe 
immer neue Änderungswünsche vorge-
bracht, damit den Baufortschritt behindert 
und höhere Kosten verursacht. Ein Beispiel: 
Ursprünglich sollte auch die Polizeizentrale 
in den Neubau einziehen, später wich man 
davon ab. Ein erstes Mediationsverfahren 
zwischen den beiden Parteien scheiterte 
bereits im Sommer 2017. 

Weil der Fertigstellungstermin im Zuge 
der Auseinandersetzungen gleich mehrfach 
verschoben werden musste, sah sich die 
Stadt im Frühjahr 2018 gezwungen, aus Si-
cherheitsgründen 4,8 Mio. Euro in die Hand 
zu nehmen, um eine alte Funkleitstelle in 
der Calenberger Neustadt noch einmal auf-
zurüsten. Diese hätte eigentlich in den Neu-
bau am Weidendamm umziehen sollen. Die 
Zusatzkosten wollte die Stadt nun dem Bau-
unternehmen in Rechnung stellen. 

Auch der Umzug weiterer Verwaltungs-
einrichtungen der Landeshauptstadt wurde 

Insgesamt wird der zweite Bauabschnitt der Feuer- und Rettungswache 1 am Weidendamm bis zu 
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Später fertig 
und auch noch 
viel teurer

Hannovers neue Feuer- und 
Rettungswache kostet die 
Steuerzahler Millionen
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durch die Verzögerung am Weidendamm be-
einträchtigt. Diese sind noch immer im Keller 
des alten Bürgeramts in der Leinstraße un-
tergebracht – ein marodes Gebäude, das von 
städtischen Angestellten bereits freigemacht 
wurde und längst abgerissen sein sollte. Der 
Stadtrat beschloss im Juni 2020 jedoch, dass 
statt Abrissbagger nun Bauarbeiter anrücken 
und das Gebäude einer Brandschutzsanie-
rung unterziehen sollen. Damit können die 
Räumlichkeiten als Bürofläche so lange wei-
ter genutzt werden, bis der Neubau fertig ist. 
Kostenpunkt: 533.000 Euro.

Ebenfalls im Juni 2020 verständigten 
sich Stadt und Bauunternehmen auf ei-

nen Vergleich, um den Jahre andauernden 
Baustellenstreit endlich beizulegen. Ge-
genüber dem BdSt erklärte die Stadt, dem 
Bauunternehmen bis zu 12,5  Mio.  Euro zu 
zahlen, sofern es seine finanziellen Ansprü-
che gutachterlich nachweisen kann. Von 
der angekündigten Inrechnungstellung der 
zwischenzeitlichen Ersatzmaßnahmen ist 
hingegen keine Rede mehr. 

Insgesamt wird der zweite Bauabschnitt 
der Feuer- und Rettungswache am Wei-
dendamm (inklusive Leitstellentechnik) bis 
zu 88  Mio.  Euro und damit rund 33  Mio. 
Euro mehr kosten als vorgesehen. Der BdSt 
schätzt, dass rund die Hälfte der Mehrkosten 
– ca. 17,5 Mio. Euro – durch sorgfältiges und 
vorausschauendes Bauen vermeidbar gewe-
sen wäre.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Nachträgliche Planänderungen bei öf-
fentlichen Bauten kommen den Steuer-
zahler meist teuer zu stehen. Die Rolle der 
Stadtverwaltung in dem Leitstellen-Chaos 
muss schnell aufgearbeitet werden, damit 
es bei künftigen Bauprojekten nicht erneut 
zu teuren Überraschungen kommt.

Jan Vermöhlen
vermoehlen@steuerzahler-nub.de 

Chaotisches Controlling

Für 17,5 Mio. Euro hätten 
40 Löschfahrzeuge 

oder 115 Rettungswagen 
angeschafft werden können.

ALTERNATIVE INVESTITION

Corona-Soforthilfen: Geld auf Knopfdruck
Das Land Berlin übertraf sich und andere 
Bundesländer bei der Ausschüttung von 
Corona-Soforthilfen für Solo-Selbstständige 
und Kleinunternehmer. Fehlende Kontrollen 
riefen Betrüger auf den Plan. Weiche Kriteri-
en begünstigten auch jene Antragsteller, die 
nicht unbedingt auf Fördermittel angewie-
sen waren. 

Berlin. Am 19.3.2020 hatte der Ber-
liner Senat die Corona-Soforthilfe II für So-

lo-Selbstständige und Kleinunternehmer 
beschlossen. Die Zuschüsse von bis zu 
5.000 Euro aus Landesmitteln sollten akute 
Liquiditätslöcher stopfen und die Soforthilfe 
aus Bundesmitteln ergänzen. 

Bereits 8 Tage später öffnete die Investi-
tionsbank Berlin (IBB) im Auftrag des Lan-
des Berlin die Geldschleusen und überwies 
innerhalb von nur 2 Wochen rund 1,6 Mrd. 
Euro an 191.500 Antragsteller – so schnell 
und unbürokratisch wie in keinem anderen 

Bundesland. In einer Kombination aus Bun-
des- und Landesmitteln gab es für Unterneh-
men mit maximal 5 Beschäftigten Zuschüs-
se von bis zu 14.000 bzw. 15.000 Euro bei bis 
zu 10 Beschäftigten.

Für Verwirrung sorgten bei den Antrag-
stellern die unterschiedlichen Voraussetzun-
gen der Programme. Insbesondere bei der 
Frage, wofür die Soforthilfe II verwendet wer-
den darf, gab es für Anträge bis einschließ-
lich 1.4.2020 gravierende Unterschiede. Bis 
dahin war die Verwendung der Zuschüsse 
aus Landesmitteln auch für die Gehälter der 
Beschäftigten und entgangene Unterneh-
mereinkünfte erlaubt. Die Verwendung der 
Bundesmittel war für Personalkosten und 
zur Deckung privater Lebenshaltungskosten 
hingegen ausdrücklich verboten. Eine Ein-
schränkung für beide Programme, dass die 
Tätigkeit im Haupterwerb ausgeübt werden 

muss, gab die IBB erst ab dem 31.3.2020 vor.
Die kombinierte Beantragung aus Landes- 
und Bundesmitteln wurde dann nach einer 
Bearbeitungspause bereits am 6.4.2020 auf 
Beschluss des Senats in ein einheitliches 
Bundesprogramm überführt. Hierdurch 
standen dann Zuschüsse für Unternehmen 
mit bis zu 5  Beschäftigten in Höhe von 
9.000 Euro und für 6 bis 10 Beschäftigte in 
Höhe von 15.000 Euro zu Verfügung. 

Bis dahin waren aber in 5 Tagen bereits 
rund 900 Mio. Euro von der IBB an mehr als 
100.000 Unternehmen, Solo-Selbstständige 
und Freiberufler überwiesen worden. Bis 
zum Ende des Programms hat die IBB ins-
gesamt knapp 1,8 Mrd. Euro an 212.455 An-
tragsteller ausgezahlt, aber auch rund 
28.000 Anträge abgelehnt.

Der Vorstandsvorsitzende der IBB be-
stätigte in einem Fernsehbeitrag, dass eine 

Die Investitionsbank 
Berlin öffnete die 
Geldschleusen für die 
Corona-Hilfen. Fehlen-
de Kontrollen riefen 
Betrüger auf den Plan. Fo
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Giftiges und teures Erbe 
Jahrelang wurden Warnhinweise zum Ge-
fährdungspotenzial der Giftschlammgru-
be Brüchau ignoriert. Auch die behördliche 
Überwachung versagte nicht zum ersten 
Mal. Die dadurch jetzt notwendigen Maß-
nahmen könnten den Steuerzahler rund 
100 Mio. Euro kosten. 

Brüchau (ST). In dem Endbericht einer 
gutachterlichen Untersuchung zur Gift-
schlammgrube Brüchau wurde im Mai 2020 
festgestellt, dass die Grube undicht ist und 
somit möglicherweise über Jahre Schad-
stoffe in das Grundwasser und in die Um-
welt gelangt sind. Für das zuständige Lan-
desamt für Geologie und Bergwesen (LAGB) 
jedoch waren konkrete Gefahren für Mensch 
und Umwelt vor diesem Zeitpunkt angeb-
lich nicht erkennbar. 

Nunmehr kommt das LAGB zu der Fest-
stellung, dass die Abfallentsorgungsanla-
ge vollständig zu beseitigen ist. Von den 
im Gutachten genannten drei alternativen 
Möglichkeiten wird allein die Variante „Aus-
kofferung“, verbunden mit dem Abtransport 
des Gefahrenguts, als geeignete Lösung an-

gesehen. Diese Lösung ist allerdings auch 
die teuerste Variante für den Steuerzahler. 
Nach Expertenmeinungen können hier 
Kosten von 80 Mio. Euro bis 150 Mio. Euro 
entstehen. Die vom Gutachter vorgeschla-
gene Vorzugsvariante, die Grube abzudich-
ten, wäre mit grob geschätzten Kosten von 
„nur“ rund 20,9 Mio. Euro verbunden. Diese 
Möglichkeit oder eine Umlagerung auf dem 
Gelände zieht das Ministerium aber nicht 
ernsthaft in Betracht. 

Unbestritten ist, dass im Interesse der 
Gesundheit der Bürger endlich gehandelt 
werden muss. Wie konnte es aber dazu 
kommen, dass ein derart enormer Aufwand 
zur Beseitigung des Gefährdungspotenzials 
und Renaturierung der Giftschlammgrube 
geleistet werden muss? Hätte durch ein frü-
heres Eingreifen der zuständigen Behörden 
die entstandene Situation verhindert oder 
abgemildert werden können? Diese Fragen 
wollte oder konnte das Wirtschaftsministe-
rium auf Nachfrage des Bundes der Steuer-
zahler nicht bzw. nicht ausreichend beant-
worten. „Diese Frage stellt sich nicht“, heißt 
es aus dem Wirtschaftsministerium. 

Die Einlagerung von Rückständen und 
Abfällen aus der Erdgasindustrie begann 
schon 1972. Rund 100.000  m3 Reststoffe 
aus 40 Jahren Erdgasförderung lagern in der 
ehemaligen Ziegelei-Tongrube auf einer dün-
nen Mergelschicht, die den Giftcocktail vom 
Grundwasser trennt. Bedeckt ist der Bohr-
schlamm mit einer dünnen Wasserschicht, 
damit keine giftigen Dämpfe austreten. Im 
Volksmund wird die Giftschlammgrube da-
her auch „Silbersee“ genannt. Durch das Gut-
achten wurde endlich auch bekannt, welche 
zum Teil sehr gefährlichen Stoffe dort lagern. 

Bereits im Jahr 2000 hatte das Staatliche 
Amt für Umweltschutz Magdeburg darauf 
hingewiesen, dass die Grube undicht ist. Ge-
handelt wurde weder durch die Aufsichts- 
noch durch die Fachbehörde, weil eine aku-
te Gefährdung nicht vorgelegen haben soll. 
Warum insbesondere die zuständige Auf-
sichtsbehörde, das Landesamt für Geologie 
und Bergwesen, über Jahre nicht reagiert 
hat, ist unbegreiflich. Seit 1991 ist das Lan-
desbergamt für die Aufsicht zuständig. 

Es ist nicht das erste Mal, dass die für die 
Aufsicht zuständige Landesbehörde bei ei-
ner Deponie versagt. Die ehemaligen Ton-
gruben in Möckern und Vehlitz kosten den 
Landeshaushalt und damit den Steuerzah-
ler bis heute rund 25 Mio. Euro, auch des-
halb, weil die Schadensverursacher kaum 
herangezogen werden können. Besonders 
bedenklich ist, dass ein Handeln der Lan-
desverwaltung erst durch externen Druck, 
insbesondere Bürgerinitiativen und Kom-
munen vor Ort, ausgelöst wurde. 

Ob neben dem Behördenversagen even-
tuell auch Gesetze verletzt worden sind, 
soll jetzt ein parlamentarischer Untersu-
chungsausschuss im Landtag klären. Das 
Wirtschaftsministerium hat sich schon fest-
gelegt: Es sehe keinen Anlass dafür, „Konse-
quenzen für das Verwaltungshandeln der 
Bergbehörde abzuleiten“.

Umso dringlicher muss die Wirtschaft-
lichkeit der vom Gutachter vorgeschlage-
nen Alternativen berücksichtigt werden. 
Die Landesanstalt für Altlastenfreistellung 

Identitätsprüfung im Sinne der Vorlage eines 
Personalausweises bei der IBB nicht habe 
stattfinden müssen. Die Prüfung habe sich 
darauf bezogen, dass die Überweisung auf 
ein Konto erfolgte, bei dem Kontoinhaber 
und Kontoeröffner deckungsgleich gewe-
sen seien. Deutlicher benannte ein Vertre-
ter des Landeskriminalamts den Grund für 
die unzureichenden Kontrollen: „Wir wis-
sen, dass die IBB aufgrund des politi-
schen Willens hier keine großartigen Prü-
fungen am Anfang vorgenommen hat. 
Dadurch ist natürlich die Tatgelegen-
heit zum Betrügen sehr groß gewesen.“

Immerhin konnte die IBB Mitte Juli davon 
berichten, dass 16.352 Antragsteller Zuschüs-

Die Giftschlammgrube Brüchau ist laut Untersuchung undicht. Damit sind möglicherweise über 
Jahre Schadstoffe in das Grundwasser und in die Umwelt gelangt. Hinweise wurden ignoriert.

Foto: Bund der Steuerzah
ler Sachsen-A
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se in Höhe von 109 Mio. Euro zurückgezahlt 
hätten und für alle rund 246.000 Anträge in-
zwischen ein kompletter Datenabgleich mit 
den Finanzämtern durchgeführt worden ist.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Berlin hat die Soforthilfen  II bereits 
72  Stunden vor der Bekanntgabe der Kri-
terien durch den Bund für einen zu großen 
Empfängerkreis und ohne ausreichende An-
tragsprüfungen gestartet – und damit viel zu 
überstürzt gehandelt. 

Alexander Kraus
kraus@steuerzahler-berlin.de

Chaotisches Controlling Chaotisches Controlling
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sieht dies ebenso. Aussagen von Politikern, 
dass Geld in diesem Zusammenhang keine 
Rolle spielen dürfe, sind nicht akzeptabel. 
Laut Wirtschaftsministerium sehen die Vor-
schriften des Bundesberggesetzes und die 
Spezialregelungen der allgemeinen Bun-
desbergverordnung keine Prüfung oder 
Abwägung der Kosten des Stilllegungsvor-
habens vor. Der verantwortliche Bergbau-
unternehmer soll die Kosten tragen. Dabei 
wird offensichtlich ausgeblendet, dass die 
Kostenübernahme durch die Betreiber 
auch schon in der Vergangenheit nicht ge-
klappt hat.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Durch das zu späte Handeln der zustän-
digen Aufsichtsbehörden in der Landesver-
waltung wird mit hoher Wahrscheinlichkeit 

ein erheblicher Millionenaufwand für den 
Steuerzahler entstehen. Der Schaden, der 
durch ein früheres Handeln vermeidbar 
gewesen wäre, ist nicht konkret zu bezif-
fern. Besonders bedenklich ist, dass das 
Landesbergamt letztlich erst durch exter-
nen Druck tätig wurde und sich viel zu spät 
zu einer vollständigen Untersuchung und 
Aufklärung entschlossen hat. Jetzt endlich 
müssen die geeigneten, erforderlichen, 
aber auch angemessenen Maßnahmen er-
griffen werden, Verantwortlichkeiten fest-
gestellt und Konsequenzen für diesen Fall, 
aber auch für die generelle Arbeit des Lan-
desbergamtes, gezogen werden – im Inter-
esse der Steuerzahler. 

Ralf Seibicke
seibicke@
steuerzahler-sachsen-anhalt.de

IT-Chaos beim Bund
Mit der Neuaufstellung der IT-Systeme der 
Ministerien und Bundesbehörden hat sich 
die Regierung übernommen. Die Projekt-
ausgaben sind bereits auf 3,4 Mrd. Euro ge-
stiegen – und weitere Kostensteigerungen 
stehen ins Haus.

Bund. Es ist eines der größten Reformpro-
jekte der Bundesregierung – die IT-Moder-
nisierung der Bundesverwaltung. Das seit 
2015 laufende Mammutprojekt „IT-Konsoli-
dierung Bund“ hat nicht weniger zum Ziel, 
als die völlig zersplitterte IT-Landschaft der 
rund 200  verschiedenen Bundesbehörden 
auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen, 
Rechenzentren, Prozesse und Dienste zu 
bündeln sowie die Sicherheit und Effizienz 
zu erhöhen, um die gesamte Bundes-IT sta-
bil, kontrollfähig und wirtschaftlich zu be-
treiben. 

Der Plan ist bisher, bis 2025 alles un-
ter Dach und Fach zu haben. Doch nach 

Projektbeginn zeigte sich schnell, dass die 
Regierung die komplexe Reformaufgabe 
unterschätzt hatte. So mussten fortlaufend 
umfangreiche Änderungen und Erweite-
rungen am Projekt vorgenommen und für 
viel Steuergeld externe Berater angeheuert 
werden. 257,6 Mio. Euro gab die Regierung 
bereits bis Anfang 2020 für teures Experten-
wissen aus; bis zum derzeit geplanten Pro-
jektende sollen sich die Beraterkosten noch-
mals auf mindestens 578,2 Mio. Euro mehr 
als verdoppeln. 

Wie sehr das IT-Projekt aus dem Ruder 
gelaufen ist, lässt sich schon allein daran 
ermessen, dass die Regierung die ursprüng-
lich taxierten Projektgesamtkosten zur Bün-
delung der anfangs rund 100 verschiedenen 
Rechenzentren und mehr als 1.200 Server-
räume sowie der diversen IT-Dienste und 
Lizenzen grob auf einen „mittleren dreistel-
ligen Millionenbetrag“ geschätzt hat. Dieses 
Geld verschlingen jetzt allein die angeheu-

erten Beratungsunternehmen – die aktuell 
kalkulierten Gesamtkosten sind auf 3,4 Mrd. 
Euro in die Höhe geschossen.

Doch damit dürfte das Ende der Fahnen-
stange noch nicht erreicht sein. Wegen des 
Management-Chaos und der Kostenexplo-
sion splittete die Regierung das Projekt in-
zwischen auf: Das zuvor zentral zuständige 
Innenministerium hat seit diesem Jahr nur 
noch Teil-Kompetenzen inne, wichtige Pro-
jektaufgaben werden nun vom Finanzres-
sort verantwortet, und das übergreifende 
Controlling der IT-Konsolidierung ist beim 
Bundeskanzleramt platziert. Durch die Um-
organisation wird derzeit auch das Projekt 
neu analysiert: Eine neue Prioritätenplanung 
wird erstellt sowie eine „grundlegende Aktu-
alisierung der Maßnahmen- und Ausgaben-
planung“ für bedeutsame Teilprojekte. 

Das klingt bedrohlich für die Steuerzah-
ler – so drohen weitere Mehrkosten und ein 
Reißen des Zeitplans über das Jahr 2025 hi-
naus. Damit steht die Wirtschaftlichkeit des 
Gesamtprojekts offen infrage, denn bereits 
die aktuelle, aber auch wohlwissend über-

holte Kalkulation sieht eine Rentabilität der 
neu aufgestellten IT-Landschaft frühestens 
für das Jahr 2037 vor. Eine Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung aus dem Jahr 2018 attes-
tierte dem Gesamtprojekt trotz höherer 
Ausgaben immer noch einen messbaren 
Effekt, „welche aber insbesondere aus qua-
litativ-strategischen Gründen unverändert 
positiv ausfiel“, so die Antwort der Regierung. 
Mit anderen Worten: Die Regierung rechnet 
sich das Mammutprojekt schön.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Abermals hat die Regierung den Auf-
wand eines Großprojekts maßlos unter-
schätzt – mit teuren Folgen für die Steu-
erzahler. Durch die bisherige und weiter 
drohende Kostenexplosion sowie das 
schwerfällige Vorankommen der IT-Reform 
droht das Projekt unterm Strich kaum posi-
tive Effekte zu entfalten.

Sebastian Panknin
s.panknin@steuerzahler.de

Die Moder nisierung 
der IT-Systeme der 
Bundesverwaltung 

ist komplett aus dem 
Ruder gelaufen – mit 
teuren Folgen für die  

Steuerzahler. 
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Nutzlos-Brücke 
wird teurer

Nie vermisst und doch wieder 
aufgebaut werden soll die 
Hamburger Maurienbrücke.

Kostenexplosion

$GTGKVU�KO�5EJYCT\DWEJ���������YWTFGP�FKG�2NȓPG�\WO�9KGFGTCWHDCW�FGT�$TȨEMG�KP�FGT�/CWTKGPUVTC-
ße kritisiert, weil direkt in der Nähe andere Brücken existieren. Jetzt steigen auch noch die Kosten.
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Die Hamburger Maurienstraße soll durch 
eine Fußgänger- und Fahrradbrücke ver-
bunden werden, dabei gibt es in direktem 
Umfeld bereits zwei Brücken. Und schon vor 
dem ersten Spatenstich sind die Kosten um 
33 Prozent, auf fast 2,5 Mio. Euro, gestiegen.

Hamburg. Bereits im Schwarzbuch 
2019/20 hatten wir über die Planung der 
Maurienbrücke berichtet. Sie soll künftig 
über den Osterbekkanal führen – und dies, 
obwohl bereits zwei Brücken, 100  m und 
200 m entfernt, vorhanden sind.

Pläne zum Wiederaufbau der Maurien-
brücke, die im Zweiten Weltkrieg zerstört 
worden war, liegen bereits seit rund 30 
Jahren vor – allerdings scheint seit 1945 nie-
mand diese Brücke vermisst zu haben. Das 

zuständige Bezirksamt Hamburg-Nord teilte 
dem Bund der Steuerzahler noch 2018 mit, 
dass die Brücke voraussichtlich 1,85  Mio. 
Euro kosten würde; schon ein Jahr später 
hieß es plötzlich, die Kosten würden sich 
auf rund 2,5 Mio. Euro belaufen. Die Kosten-
steigerung von 618.000 Euro rühre aus einer 
„vertieften Betrachtungsweise“. Während die 
knapp 2 Mio. Euro anscheinend ausgekno-
belt worden waren, hat man nun genauer 
hingeschaut. Und festgestellt, dass die Brü-
cke 33 Prozent mehr kosten wird. Auch der 
Protest der Anwohner gegen das Bauprojekt 
lässt das Bezirksamt nicht einlenken. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Nur weil Geld zur Verfügung steht, muss 
man es nicht ausgeben. Und wenn schon vor 
dem ersten Spatenstich aus 1,85 Mio. Euro 
fast 2,5  Mio. Euro werden, sollte man dies 
durchaus als schlechtes Omen für den wei-
teren Projektverlauf deuten und spätestens 
jetzt endlich genauer hinsehen.

Lorenz Palte
mail@steuerzahler-hamburg.de

Mit 2,5 Mio. Euro könnte man 
rund 80.000 Schulkinder mit einem 

Fahrradhelm ausstatten.

ALTERNATIVE INVESTITION
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Sanierung des Augsburger Staatstheaters
Die Kostenexplosion bei der Sanierung des 
Augsburger Staatstheaters erhitzt die Ge-
müter. Schon in der Planungsphase sind 
die Kosten von Jahr zu Jahr gestiegen. Dies 
setzt sich auch während der Bauausfüh-
rung fort. Die Kosten für das Großprojekt 
werden sich fast verdoppeln. Der Bund der 
Steuerzahler befürchtet, dass das Thea-
ter zu einer Kostenfalle und am Ende weit 
mehr als 320 Mio. Euro verschlingen wird.

Augsburg (BY). Die Sanierung des Augs-
burger Staatstheaters wird zu einem Mam-
mutprojekt werden. Im Jahr 2016 hat der 
Stadtrat die Theatersanierung – Großes Haus 
mit Bühne, Zuschauerraum und Garderoben 
sowie Erweiterungsneubau mit Probebüh-
nen, Werkstätten und Büros – mit einem Kos-
tenrahmen von 186,3 Mio. Euro beschlossen. 
Seitdem hat sich vieles geändert. Es sind 
nicht nur die Sanierungskosten stetig ange-
stiegen, auch die Organisation des Theaters 
wurde umgestaltet. So ist das Theater Augs-
burg zum 1. September 2018 ein Staatsthea-
ter geworden. Die Stadt Augsburg bleibt aber 

weiterhin Eigentümerin der Theatergebäude. 
Betrieben wird das Augsburger Staatstheater 
von einer neu errichteten Stiftung. 

Somit müssen die Betriebskosten des The-
aters nicht mehr allein von der Stadt Augs-
burg getragen werden. Sie werden zwischen 
dem Freistaat Bayern und der Stadt Augsburg 
jeweils hälftig aufgeteilt. Die Verstaatlichung 
hat aber keine Auswirkung auf die Generalsa-
nierung. Diese bleibt in städtischer Hand. 

Seit dem Jahr 2016 sind der Stadt Augs-
burg allerdings die Sanierungskosten da-
vongelaufen. Diese sind allein durch Bau-
preissteigerungen auf inzwischen 215,5 Mio. 
Euro gestiegen. Zuletzt hat die Preissteige-
rung bei etwa 5 Prozent jährlich gelegen. Da 
die Generalsanierung des Augsburger Staats-
theaters jedoch bis ins Jahr 2026 andauern 
wird, werden die Kosten weiter steigen. 

So ist bei dem Erweiterungsneubau, in 
dem unter anderem Verwaltung und Werk-
stätten untergebracht werden sollen, die bis-
herige Schätzung nicht einzuhalten. Sie war 
erst mit 72 Mio. Euro angesetzt worden, ging 
dann im Zuge von Erschwernissen (Brand-
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schutz, hoher Grundwasserstand) auf 125 Mio.  
Euro hoch und sollte schließlich durch Um-
planungen auf 92 Mio. Euro eingedämmt 
werden. Geklappt hat das allerdings nicht. 

Mittlerweile rechnet man für einen funk-
tionsfähigen Erweiterungsneubau mit Kos-
ten in Höhe von mindestens 115 Mio. Euro. 
Dann läge die Gesamtsanierung für Großes 
Haus und Neubau bei 246 Mio. Euro. Rechnet 
man die Baupreissteigerungen für die kom-
menden Jahre ein, käme man bestenfalls 
auf 283,1 Mio. Euro (2,5 Prozent Steigerung) 
beziehungsweise auf bis zu 321,4 Mio. Euro  
(5 Prozent Steigerung).

Warum werden die Kosten für die Sanie-
rung des Augsburger Staatstheaters so in 
die Höhe schnellen? Jeder private Bauträ-
ger würde in die Insolvenz gehen, wenn er 
so planen und so mit den Kosten umgehen 
würde. Ursachen für die erheblichen Mehr-
kosten sind neben allgemeinen Kostenstei-
gerungen auch bauseitige Erschwernisse 
bzw. Überraschungen. Allein beim ersten 
Bauabschnitt, dem Großen Haus, bestehend 
aus Bühne, Zuschauerraum und Garderoben, 
werden die Kosten höher ausfallen. Zwar hat 
man bei Planungsbeginn im Jahr 2016 einen 
Kostenpuffer in Höhe von rund 22,7 Mio. Euro 
eingeplant, der allerdings schon komplett 
aufgebraucht ist, da noch vor Beginn der ei-
gentlichen Bauarbeiten bei Untersuchungen 
am Gebäude Erschwernisse aufgetreten sind. 

So ist zum Beispiel das Fundament schwä-
cher als angenommen. Es muss verstärkt 
werden, indem Zement mit Hochdruck in den 
Untergrund gespritzt wird. Zusätzliche Kosten 
für archäologische Ausgrabungen sowie für 
die Interimsspielstätte sind hinzugekommen. 

Auch wenn die Sanierung des Augsburger 
Staatstheaters in Höhe von 75 Prozent der för-
derfähigen Kosten aus staatlichen Mitteln be-
zuschusst wird, bedeutet das wenig Trost für 
die Steuerzahler. Denn gleich aus welchem 
Finanzierungstopf die Mittel fließen, handelt 
es sich dabei stets um das Geld der Steuer-
zahler. Diese werden in jedem Fall die gewal-
tige Kostensteigerung zu schultern haben. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Angesichts der bisherigen Kostenent-
wicklung bei der Sanierung des Augsburger 
Staatstheaters steht zu befürchten, dass am 
Ende weit mehr als 320 Mio. Euro gleichsam 
„verspielt“ sein werden. Zu hoffen bleibt, dass 
das Theater nicht zu einer „Lechphilharmo-
nie“ ausarten wird. Auf welch ein finanzielles 
Abenteuer hat man sich da eingelassen? 

Maria Ritch
maria.ritch@steuerzahler-bayern.de

Die Kosten für die 
Sanierung des Augs-
burger Staatstheaters 
steigen permanent. 
Der Bund der Steuer-
zahler fürchtet, dass es 
am Ende weit mehr als 
320 Mio. Euro werden.Fo
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„Museum des 20. Jahrhunderts“ – 
große Hoffnungen, höhere Kosten
In Berlin soll ein neues Museum für die 
Kunst des 20.  Jahrhunderts errichtet 
werden. Schon vor dem ersten Spaten-
stich sind die veranschlagten Kosten 
explodiert. Umplanungen und voreilige 
Beschlüsse haben dazu geführt, dass die 
zunächst bereitgestellten 200  Mio. Euro 
nicht reichen werden.

Bund. Im Herzen Berlins soll die Natio-
nalgalerie um einen Neubau am Kulturfo-
rum erweitert werden – das „Museum des 
20. Jahrhunderts“. Bedeutende Werke, die 
bisher zu großen Teilen in Depots schlum-
mern, sollen auf der neuen Ausstellungsflä-
che gezeigt werden. Zudem sollen Angebo-
te von Sammlern, die ihre Kunstwerke der 
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Nationalgalerie überlassen wollen, wahr-
genommen werden, um diese Kunst der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Nicht 
zuletzt verbindet sich mit dem Neubau die 
Hoffnung, dass das Kulturforum in der Nähe 
des Potsdamer Platzes städtebaulich aufge-
wertet wird.

Mit dem neuen Museumsprojekt verbin-
den sich jedoch nicht nur viele Hoffnungen, 
sondern auch hohe Kosten für die Steuer-
zahler. Gemessen an den Kosten pro Qua-
dratmeter soll das „Museum des 20.  Jahr-
hunderts“ voraussichtlich fast doppelt so 
teuer werden wie das Humboldt-Forum, das 
– ebenfalls als hochklassiger Museumsneu-
bau – jüngst in Berlin errichtet wurde.

Bemerkenswert ist vor allem, dass die 
im Bundeshaushalt veranschlagten Kos-
ten bereits vor dem ersten Spatenstich 
um 80  Prozent gestiegen sind – auf jetzt 
364,2 Mio. Euro. Das sind rund 164 Mio. Euro 
mehr als die 200 Mio. Euro, die der Deutsche 
Bundestag 2014 erstmalig für das Projekt be-
willigt hatte. Hinzu kommen möglicherwei-
se Mehrkosten von 52,2 Mio. Euro für künf-
tige Bau-Indexsteigerungen und 33,8  Mio. 

Euro für Risikokosten, wie das Bundesfinanz-
ministerium laut der Beauftragten der Bun-
desregierung für Kultur und Medien (BKM) 
ermittelt hat. Damit beliefe sich die Gesamt-
summe auf stolze 450,2 Mio. Euro.

Wie konnte es zu einer derartigen Kos-
tensteigerung kommen? Die Gründe sind 
vielfältig, wobei erneut typische Muster von 
Baukostensteigerungen öffentlicher Bau-
projekte erkennbar sind: mangelnde Kos-
tentransparenz, Umplanungen und voreilige 
Beschlüsse.

Laut BKM sind gestiegene Baupreise auf-
grund der Konjunktur ein Grund für die hö-
heren Kosten. Baupreise und Risikokosten 
würden nun mitkommuniziert, was „bislang 
unüblich“ gewesen sei. 

Auch Umplanungen haben den Bau teurer 
gemacht: Die ursprünglich geplante Grund-
fläche des Gebäudes wurde nachträglich um 
rund 15 Prozent verkleinert, u. a. um den Ab-
stand zu einer benachbarten Kirche zu ver-
größern; die Ausstellungsfläche wurde jedoch 
nicht entsprechend reduziert. Um diesen 
Platz zu schaffen, soll der Bau – mit höheren 
Kosten – mehr in die Tiefe getrieben werden. 

Mangelnde Kos-
tentransparenz, 

Umplanungen und 
voreilige Beschlüsse: 
Die üblichen Gründe 

bei öffentlichen 
Bauprojekten lassen 

auch die Kosten beim 
Bau des „Museum des 

20. Jahrhunderts“ 
in Berlin drastisch 

ansteigen. 
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Zudem wurde das Bauprojekt zu einem 
sehr frühen Stadium im Haushalt veran-
schlagt. Bereits Ende 2014 beschloss der 
Bundestag, für den Museumsneubau in den 
kommenden Jahren bis zu 200 Mio. Euro be-
reitzustellen. Grundlage war jedoch lediglich 
eine „Variantenuntersuchung zum Standort“, 
wie die BKM auf Anfrage des Bundes der 
Steuerzahler mitteilte. Den angenommenen 
Kosten lag noch keine standortspezifische 
Gebäudeplanung zugrunde. Dass das Pro-
jekt damit zum Zeitpunkt des Beschlusses 
bereits reif für eine ordentliche Veranschla-
gung im Haushalt war, darf bezweifelt wer-
den – im Regelfall sollten Baumaßnahmen 
erst dann veranschlagt werden, wenn Pla-
nungen vorliegen, mit denen Kosten, Ter-
mine und Qualitäten eines Projekts sicher 
beurteilt werden können. Eine fundierte 
Kostenberechnung erfolgte jedoch erst im 
Herbst 2019, wie die BKM weiter informierte. 
Auf Basis dieser Kostenberechnung sind nun 

364,2 Mio. Euro im Haushalt eingestellt, um 
den Bau bis 2026 fertigzustellen.

Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass 
der Bundestag die Mittel weiter wird auf-
stocken müssen. Denn: Die vom Bundes-
finanzministerium ermittelten Baukosten-
steigerungen und Kosten für Risiken, die 
nun immerhin „mitkommuniziert“ wer-
den, sind im Bundeshaushalt bisher nicht  
eingestellt.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Öffentliche Bauprojekte sollten erst 
dann im Haushalt veranschlagt werden, 
wenn konkrete Planungen und Kostenbe-
rechnungen vorliegen. Andernfalls drohen 
diese Projekte zur Kostenfalle für die Steu-
erzahler zu werden.

Philipp Behm
p.behm@steuerzahler.de

Turmbau mit Tücken
Am Ulmer Donauufer wurde der Berblin-
ger Turm errichtet. Bereits vorher war klar, 
dass bei der Statik nachgebessert werden 
muss und sich die ursprünglich veran-
schlagten Kosten nicht halten lassen. Für 
die Steuerzahler bedeutete das eine Kos-
tensteigerung um 50 Prozent. 

Ulm (BW). In der baden-württembergi-
schen Stadt Ulm wird 2020 ein großes Ju-
biläum gefeiert: Der berühmte Schneider 
Albrecht Berblinger wäre 250  Jahre alt ge-
worden. Zahlreiche Veranstaltungen wurden 
auf die Beine gestellt, um an den Flugpionier 
zu erinnern, der einst mit einem selbst ge-
bauten Flugapparat die Donau überqueren 
wollte. Viele Events mussten wegen der Co-
rona-Pandemie abgesagt bzw. verschoben 
werden, doch der Berblinger Turm konnte 
eröffnet werden. Das Denkmal in Form ei-

ner Spindeltreppe aus Stahl am Ulmer Do-
nauufer erinnert an die Stelle, wo Albrecht 
mit seinem Flugapparat absprang. Der Turm 
kann beleuchtet werden und ist 20 m hoch; 
als besonderes Markenzeichen können Be-
sucher auf dem Weg nach oben einem Hör-
spiel lauschen. 

Nach Auslobung eines Wettbewerbs und 
anschließendem Vertrag mit den Künstlern 
plante die Stadt mit Kosten von 500.000 Euro 
– ein Pauschalpreis. Die Stadt wies bereits 
im Vorfeld die Künstler darauf hin, dass aus 
statischen wie archäologischen Gründen ein 
größerer Eingriff in den Boden möglichst 
vermieden werden sollte. Nach einiger Zeit 
stellte sich jedoch heraus, dass die ursprüng-
lichen Annahmen des durch die Künstler be-
auftragten Statikers unrealistisch waren. Die 
Folgen: eine Überarbeitung samt erhebli-
cher Kostensteigerung, die laut Stadt auf die 
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Klosterburg wird zur Hochschule umgebaut
Bei dem Ausbau der mittelalterlichen 
Klosterburg Kastl zu einer modernen 
„Hochschule für den öffentlichen Dienst 
in Bayern“ liefen dem Freistaat Bayern die 
Kosten aus dem Ruder: Die Ausgaben für 
das anspruchsvolle Projekt sind von ver-
anschlagten rund 37 Mio. Euro auf 60 Mio. 
Euro gestiegen.

München/Kastl (BY). In der mittelalterli-
chen, seit zehn Jahren leerstehenden Klos-
terburg in Kastl im Landkreis Amberg-Sulz-
bach werden künftig Teile der Hochschule 
für den öffentlichen Dienst in Bayern (HföD) – 
Fachbereich Polizei – untergebracht, um zu-
sätzliche Kapazitäten für die Bereitschafts-
polizei zu schaffen.

Der Freistaat Bayern ist als Eigentümer 
der Klosterburg zum Erhalt des Denkmals 
verpflichtet. Ursprünglich sollten die Um-
bau- und Erhaltungsmaßnahmen rund 
37  Mio. Euro kosten; mittlerweile hat der 

Bayerische Landtag einen Kostenrahmen 
von 60 Mio. Euro genehmigt. Die Mehrkosten 
sind nach Mitteilung des Bayerischen Staats-
ministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr 
„aufgrund der bestehenden Bausubstanz 
baulich bedingt, zum anderen der konjunk-
turbedingten Preisentwicklung geschul-
det“. Ursächlich für die Kostensteigerung 
waren u. a. archäologische Funde, Schad-
stoffe, Hausschwammbefall und massive 
Schäden am historischen Dachstuhl. Erst 
während der Bauphase hatte sich offenbar 
herausgestellt, dass sich die Bausubstanz 
in einem wesentlich schlechteren Zustand 
befand als es zunächst ersichtlich war. So 
mussten zum Beispiel Betondecken aus den 
1950er-Jahren saniert und teilweise ersetzt 
sowie erhebliche Mengen an Schadstoffen 
wie Asbest ausgebaut und entsorgt werden. 
Am historischen Dachstuhl wurden massive 
statische Schäden festgestellt, die aufwen-
dig beseitigt wurden. 

Kostenexplosion

„Der tatsächliche Zustand der mittelal-
terlichen Bausubstanz, welche über meh-
rere Jahrhunderte von vielen Generationen 
in den verschiedensten Bereichen der Klos-
terburganlage umgebaut und überarbeitet 
wurde, konnte erst im Zuge der Abbruch- 
und Rückbauarbeiten umfänglich erfasst 
werden“ – so die Mitteilung des Bayerischen 
Staatsministeriums für Wohnen, Bau und 
Verkehr.

Im März dieses Jahres wurde das fertige 
Unterkunftsgebäude von 60 Studenten des 
Fachbereichs Polizei bezogen; die Ausbauar-
beiten im Hauptgebäude und den weiteren 
Gebäudetrakten sind dagegen noch voll im 

Gang. Mit der baulichen Gesamtfertigstel-
lung des Projekts wird bis zum Sommer 
2023, mit anschließendem Beginn des Stu-
dienbetriebs, gerechnet. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Die Sanierung historischer Gebäude 
kann allzu leicht zu bösen Überraschungen 
führen. Umso wichtiger ist es, die Substanz 
im Vorfeld gründlich zu untersuchen. Zu 
hoffen bleibt, dass die Kosten nicht weiter 
explodieren und die Hochschule planmä-
ßig bis Sommer 2023 ihren Betrieb aufneh-
men kann.

Maria Ritch
maria.ritch@steuerzahler-bayern.de

Für 750.000 Euro hätte die Stadt Ulm 
mehrere Kinderspielplätze 

bauen können.

ALTERNATIVE INVESTITION
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hohen statischen Anforderungen insgesamt 
und die schwierigen Baugrundverhältnis-
se im Besonderen zurückzuführen sind. So 
wurden es schließlich 750.000 Euro, für die 
die Steuerzahler aufkommen müssen. 

Immerhin ist der Turm für bis zu 30 Besu-
cher gleichzeitig frei zugänglich. Zwischen-
zeitlich war nämlich gemunkelt worden, dass 
eine Besichtigung nur mit Führung möglich 
sei bzw. nur eine Windung der Spindeltrep-
pe frei begehbar wäre. Dann hätte man wohl 
von einem Treppenwitz sprechen können.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Das vermeintlich neue Ulmer Wahrzei-
chen kostet die Steuerzahler deutlich mehr 
als ursprünglich geplant. „Augen zu und 
durch“ lautete offenbar irgendwann das 
Motto. Ein Abbruch des Projekts hätte laut 

Stadt annähernd die vollständigen Kosten 
verursacht. Diese Blamage wollte man sich 
jedoch ersparen.

Michael Beyer
haushalt@steuerzahler-bw.de

Die Kosten für den 
Ausbau der mittel-
alterlichen Klosterburg 
Kastl zu einer mo-
dernen „Hochschule 
für den öffentlichen 
Dienst in Bayern“ sind 
von veranschlagten 
TWPF���ǭ/KQ��'WTQ�CWH�
60 Mio. Euro gestiegen.Fo

to
: M

ar
ia

 R
it

ch
/M

ic
ha

el
 S

to
ck

er



115114 Schwarzbuch 2020/21 Schwarzbuch 2020/21Kostenexplosion Kostenexplosion

Landtagssanierung außer Rand und Band
Die Generalsanierung des rheinland-pfälzi-
schen Landtagsgebäudes wird immer teu-
rer und teurer. Angefangen hatte das Pro-
jekt mit geschätzten Kosten von 25  Mio. 
Euro. Schrittweise ging es dann hoch: 40, 
50, 60 und zuletzt 67  Mio. Euro. Abge-
schlossen ist das Projekt noch nicht. In-
sofern stehen die Chancen nicht schlecht, 
dass auch die Kostenmarke von 70  Mio. 
Euro gesprengt wird. Eine Kostendecke-
lung des Großprojekts hatte der Landtag 
wiederholt abgelehnt.

Mainz (RP). Das altehrwürdige Deutsch-
haus in Mainz ist seit rund 70 Jahren der Sitz 
des Landtages von Rheinland-Pfalz. Nach 
vielen Jahrzehnten der Nutzung ist die bau-
liche Mängelliste reichlich lang geworden. 
Dazu kamen eine veraltete Technik und ein 
ungenügender Brandschutz. Kurz gesagt – 
das Landtagsgebäude war ein Sanierungsfall.

Auf Basis einer Machbarkeitsstudie be-
schloss der Landtag Anfang 2013 die „Gene-
ralsanierung mit kleinem Anbau“ als „wirt-
schaftliche Variante“. Die Kosten wurden 

überschlägig auf 25  Mio. Euro geschätzt. 
Anschließend fand in 2013/2014 ein Archi-
tektenwettbewerb statt. Der Siegerentwurf 
sieht eine weitgehende Entkernung des 
Gebäudes vor. Räume, Gänge, Treppen und 
Aufzüge werden zur verbesserten Funk-
tionalität neu angeordnet. So sollen die 
Besucherströme besser gelenkt und die 
Sicherheit erhöht werden. Der Plenarsaal 
wird vergrößert und soll auch mehr Besu-
chern Platz bieten. Zudem wird u. a. Barrie-
refreiheit hergestellt, die Technik moderni-
siert, ein neues Restaurant gebaut und der 
Brandschutz verbessert. 

Laut Finanzministerium lag die Kosten-
schätzung für den Siegerentwurf schon bei 
40 Mio. Euro. Doch nachdem die Pläne wei-
ter detailliert und verfeinert wurden, kam die 
Kostenberechnung im Herbst 2015 auf satte 
52 Mio. Euro. Angesichts dieser Kostenexplo-
sion gab es einen öffentlichen Aufschrei. Eine 
Baukommission prüfte Einsparpotenziale und 
kam auf ein mageres Volumen von rund 3 Mio. 
Euro. Der BdSt forderte, parlamentarisch ei-
nen Kostendeckel zu beschließen, aber das 

In Weingarten gehen 
die Kosten durch die Decke
Die Erweiterung des Feuerwehrhauses 
in Weingarten steht unter keinem guten 
Stern. Schon vor Baubeginn geraten die 
Kosten außer Kontrolle. 

Weingarten (BW). Im oberschwäbischen 
Weingarten wird schon seit geraumer Zeit 
die Erweiterung des Feuerwehrhauses ge-

plant. Bereits 2012 beantragte die Freiwillige 
Feuerwehr Weingarten, das damals 30  Jahre 
alte Feuerwehrhaus zu sanieren und zu er-
weitern, im Sommer 2013 entschied sich der 
Gemeinderat dann für einen Ausbau. Es folgte 
ein Architekturwettbewerb, der im Frühjahr 
2017 juriert wurde. Im April 2018 beschloss 
der Gemeinderat schließlich den Bau. Bis zum 

Ein Paradebeispiel dafür, wie die Gesamtkosten eines umstrittenen Großprojekts niedrig gerechnet 
werden, um sich die Zustimmung zu sichern: das Landtagsgebäude in Mainz.
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fand keine Gegenliebe im Landtag. Die neue 
Planung wurde mit 49 Mio. Euro genehmigt. 

Ende 2015 begannen schließlich die Sa-
nierungsarbeiten. Doch bereits Mitte 2017 
gab der Landtagspräsident bekannt, dass 
die Gesamtkosten auf rund 60  Mio. Euro 
steigen würden. Der BdSt forderte erneut 
einen Kostendeckel, aber darauf ließ sich 
der Landtag wieder nicht ein. Und welch 
Überraschung: Im Mai 2020 verkündete der 
Landtagspräsident, dass sich die Kosten auf 
67 Mio. Euro erhöhen. Bis Anfang 2021 sollen 
die Arbeiten abgeschlossen werden und der 
Landtag wieder im Deutschhaus tagen. 

Doch wie kommt man in nur acht Jah-
ren von 25 auf 67 Mio. Euro? An vielseitigen 
Erklärungen dafür hat es der Landespolitik 
nie gemangelt. So haben anfangs z. B. der 
Hochwasserschutz, der Abriss wie Neubau 
des Restaurants in Passivhausqualität und 
Veränderungen der Tragstruktur gefehlt. Auch 
erwiesen sich der Baugrund und die Bausub-
stanz noch schlechter als gedacht. Aufgrund 
der Haushaltssystematik kamen erst später die 
Kosten z. B. für die Medientechnik, Möbel und 
sonstige Ausstattung des Landtagsgebäudes 
dazu. Nicht zu vergessen wären dann noch die 
Zusatzkosten für den Denkmalschutz, Kunst 
am Bau, erhöhte Honorare und konjunkturell 
bedingte Baukostensteigerungen.

In Rheinland-Pfalz würde es wohl nie-
manden wundern, wenn am Ende noch die 

Kostenmarke von 70  Mio. Euro gesprengt 
wird. Doch man stelle sich den öffentlichen 
Aufschrei vor, wenn dieses Budget bereits 
2013/2014 vorsorglich angesetzt oder von 
der Landespolitik offen als Kostenziel kom-
muniziert worden wäre. Dann wäre das 
Großprojekt wohl stark abgespeckt worden, 
als es noch möglich war. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Die Landtagssanierung ist ein Paradebei-
spiel dafür, wie die Gesamtkosten eines um-
strittenen Großprojekts niedrig gerechnet 
werden, um sich die politische und öffentli-
che Zustimmung zu sichern. Später steigen 
die Kosten per Salami-Taktik schrittweise an, 
weil mehr oder minder „überraschend“ Po-
sitionen gefehlt haben, die Baumaßnahme 
schwerer umzusetzen ist als gedacht und 
ohnehin alles teurer wird als angenommen. 
Eine Kostenschätzung soll der Steuerzah-
ler ernst nehmen – bis sie von der nächsten 
Schätzung überholt wird. Dann wird der 
Steuerzahler von der Politik darüber aufge-
klärt, dass das alte Papier eigentlich schon 
immer ein Fall für den Reißwolf war. Da über-
rascht es nicht, dass sich der Landtag nie auf 
einen Kostendeckel einlassen wollte.

René Quante
r.quante@bdst-rlp.de
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Sommer 2020 war also zwar viel geplant und 
beschlossen worden – mit den Bauarbeiten 
begonnen hatte man bis dato aber nicht.

Die Entwicklung der voraussichtlichen 
Kosten für das Projekt kann nur als drama-
tisch bezeichnet werden. Laut übereinstim-
menden Presseberichten standen ursprüng-
lich Kosten in Höhe von 4,1  Mio. Euro im 
Raum; zum Zeitpunkt des Baubeschlusses 
im April 2018 lag die Kostenschätzung aber 
bereits bei 5,68  Mio. Euro. Der Gemeinde-
rat beschloss daraufhin einen Kostendeckel 
von 5,7 Mio. Euro. Bei der Ausarbeitung der 
Werkplanung ergaben sich Mehrkosten u. a. 
für Altlastenbeseitigung, Hangsicherung 
und Wasserhaltung. Laut der Stadt wurde 
die Kostenberechnung fortgeschrieben – 
im Herbst 2019 mit einer erheblichen Kos-
tensteigerung. Der Gemeinderat stimmte 
im November 2019 der Kostenschätzung in 
Höhe von 8,1 Mio. Euro zu. Doch dann stell-
te ein externer Projektsteuerer fest, dass 
u.  a. einzelne Posten zu gering angesetzt 
worden waren, insbesondere der Nebenkos-
tenansatz entsprach nicht den bereits ge-
schlossenen Verträgen mit Fachplanern und 
Gutachtern. Das ergab nun eine Erhöhung 
der Projektkosten auf 9,16  Mio. Euro; unter 
Berücksichtigung der zu erwartenden Bau-
preisentwicklung käme man sogar auf einen 
Betrag von 10,35 Mio. Euro. Diese Kalkulation 
würde einen Anstieg der Kosten von mehr als 

80 Prozent im Vergleich zum Baubeschluss 
vor knapp zwei Jahren bedeuten.

Einsparmöglichkeiten wurden zum Teil 
deshalb verworfen, weil sonst z. B. Landes-
zuschüsse nicht fließen würden. Immerhin 
entschied der Gemeinderat, auf eine teure 
Sichtbetonfassade zu verzichten und damit 
200.000 Euro einzusparen. Weitere Einspar-
potenziale in Höhe von 300.000 Euro sollen 
noch ermittelt werden. Zuletzt ging man von 
Kosten für das Feuerwehrgerätehaus in Höhe 
von mindestens 8,7 Mio. Euro aus. 

Leider zeigte sich die Stadt Weingarten 
alles andere als auskunftsfreudig. Auf die 
Anfrage des Bundes der Steuerzahler wurde 
inhaltlich nicht eingegangen. Immerhin be-
quemte sich die Stadt in ihrer Antwort, auf 
die im Internet veröffentlichten Sitzungsun-
terlagen zu verweisen, in denen sich die rele-
vanten Informationen finden lassen würden.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Für die Steuerzahler bleibt nur zu hoffen, 
dass die Kosten für die Erweiterung des Feu-
erwehrhauses während der Bauphase nicht 
noch weiter aus dem Ruder laufen. Positiv 
ist, dass während der Planung zumindest ei-
nige Einsparpotenziale geprüft wurden.

Michael Beyer
haushalt@steuerzahler-bw.de

Sanierung der 
Neuen Pinakothek in München
Die notwendige Generalsanierung der 
Neuen Pinakothek in München wird we-
sentlich teurer als geschätzt.

München (BY). Die 1981 errichtete Neue 
Pinakothek, deren kulturpolitisch herausra-
gende Sammlungsbestände zu den bedeu-
tendsten in Europa gehören, wird nach rund 

40 Jahren grundlegend saniert. Dabei wird 
das schadstoffbelastete Bestandsgebäude 
weitgehend auf den Rohbau zurückgebaut 
und ertüchtigt. Auch die gesamte Gebäude-
technik wird neu installiert. 

In einer „sehr frühen Grobkostenschät-
zung seitens der Bauverwaltung, die auf 
überschlägigen Werten beruhte, der aber 

Die Baukosten für 
die Generalsanierung 

der Neuen Pinakothek 
in München sollen 

WO�TWPF����ǭ2TQ\GPV�
höher ausfallen 

als geplant.

Foto: M
aria R

itch
/M

ichael Stocker

noch keine Planung zugrunde lag“, ging 
man von 80  Mio. Euro Sanierungskosten 
aus, wie das Bayerische Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst dem Bund der 
Steuerzahler auf Anfrage mitteilte. 2019 wur-
den jedoch „die Gesamtkosten aller Teilbau-
maßnahmen der Sanierung auf insgesamt 
231,13 Mio. Euro“ beziffert. „Den Umfang der 
zu erwartenden künftigen Baupreissteige-
rungen bis zur Baufertigstellung (sog. Bau-
preisindex) schätzt die Bauverwaltung auf 
weitere 32 Mio. Euro“, so das Ministerium wei-
ter. Damit würden die Baukosten um rund 

190  Prozent höher ausfallen als geschätzt. 
Die reine Bauzeit soll fünfeinhalb Jahre be-
tragen, wobei allerdings hohe Terminrisiken 
aufgrund der baukonjunkturellen Lage be-
stehen.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Das Museumsgebäude kann hoffentlich 
ohne Verzögerungen wiedereröffnet wer-
den – vollständig saniert und im Sinne der 
Steuerzahler auch ohne weitere Kostenstei-
gerungen.

Maria Ritch
maria.ritch@steuerzahler-bayern.deMehr auch auf: www.schwarzbuch.de

Kölns Geschichte wird immer teurer
Ob Rheinboulevard, Zentralbibliothek 
oder Kölner Oper: In der Domstadt laufen 
Bauprojekte oft aus dem Ruder. Nun sind 
auch die Baukosten beim Archäologiepro-
jekt „MiQua“ von 48 Mio. auf 95 Mio. Euro 
gestiegen. Weitere Steigerungen für die 
finanziell angeschlagene Stadt sind nicht 
ausgeschlossen.

Köln (NW). Fachleute graben und sie-
ben seit fünf Jahren auf dem Platz vor dem 
historischen Rathaus in Köln. Dort soll ein 
neues Museum entstehen. Das Besondere 
daran: In einem unterirdischen Rundgang 
unterhalb des Rathausplatzes will die Stadt 
zeigen, was von einem römischen Statthal-
terpalast, einem mittelalterlichen jüdischen 
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Viertel und einem Goldschmiedeviertel die 
Jahrhunderte überdauert hat. „MiQua” heißt 
das Projekt, das diese unter der Erde liegen-
de Archäologische Zone mit einem oberhalb 
liegenden Jüdischen Museum verbindet. Ar-
chäologiefans werden allerdings weiterhin 
warten müssen. Wann das Museum eröffnet 
und was es tatsächlich am Ende kosten wird, 
ist derzeit unklar. 

Ein Sachstandsbericht der Stadt nennt 
die Ursachen für die Verzögerungen und 
Preissteigerungen: Allein der Stahlpreis 
habe sich in dieser Zeit verdreifacht, ein 
beteiligtes Bauunternehmen Insolvenz an-
gemeldet und sechs Unternehmen wegen 
Bauverzögerungen ihre Verträge gekündigt. 
Die Stadt musste daher sieben Aufträge neu 
ausschreiben.  

2017 war für das Museum als Eröffnungs-
termin Ende 2019 vorgesehen, später korri-
gierte man den Zeitpunkt der Eröffnung auf 
Ende 2020. Jetzt ist eine Eröffnung nicht vor 
August 2024 geplant. Doch selbst dieser Ter-

min ist unsicher, denn wenn sich für sieben 
Gewerke keine Interessenten finden, drohen 
weitere Verzögerungen. 

Auch die Kosten explodierten: 2010 
ging der Rat davon aus, dass das Projekt 
48 Mio. Euro kosten würde. Nach einer Neu-
berechnung im Jahr 2011 lagen die pro-
gnostizierten Kosten dann bei knapp 52 Mio. 
Euro. Und 2017 stiegen sie auf 77 Mio. Euro 
inklusive Risikopuffer und Einrichtungskos-
ten. Doch auch das ist längst Geschichte: 
Aktuell rechnet die Stadt mit 95 Mio. Euro 
inklusive Risikopuffer – also fast das Dop-
pelte dessen, was ursprünglich geplant war. 
Eine genauere Kostenprognose wird es erst 
im Herbst 2020 geben, wenn die Ergebnisse 
der Neuausschreibungen vorliegen. 

Wieder einmal ist die finanziell angeschla-
gene Domstadt auf die Verlockungen der 
Fördermittel hereingefallen, denn zunächst 
sah es so aus, als könne sie mit dem Zuschuss 
des Landes das Prestigeprojekt irgendwie 
stemmen. Doch die Kostensteigerungen 

wird wohl die Stadt tragen müssen. Aus ei-
nem Sachstandsbericht der Verwaltung geht 
hervor, dass sich die Fördermittel des Landes 
nicht erhöhen werden: Sie betragen weiter-
hin 32,7  Mio. Euro, während der Finanzie-
rungsanteil der Stadt auf 62,3 Mio. Euro steigt. 

Wie die Stadt die Mehrkosten finanzieren 
will, und welche Projekte für das „MiQua“ 
geschoben oder gestrichen werden müs-
sen, beantwortete die Stadt bis Redaktions-
schluss nicht. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Wieder zeigt sich, dass sich eine finanziell 
angeschlagene Stadt wie Köln auf Großpro-
jekte mit unkalkulierbaren Risiken nicht ein-
lassen darf. Die Stadt sollte dringend prüfen, 
ob und wie sie beim Projekt „MiQua“ um-
steuern kann.  

Andrea Defeld
defeld@steuerzahler-nrw.de

Regierungsterminal droht Kostenexplosion
Das Chaos um den Flughafen BER zieht 
weiter Kreise – das neue Regierungstermi-
nal kommt später und wird wohl deutlich 
teurer als geplant. Auf viele Jahre hinaus 
wird die Flugbereitschaft der Bundesre-
gierung ineffizient an drei verschiedenen 
Standorten arbeiten müssen.

Bund/Brandenburg. Modern, leistungs-
fähig und repräsentativ – so soll das neue 
Regierungsterminal der Bundesregierung 
am Flughafen Berlin-Brandenburg BER sein. 
Wenn es denn einmal fertig ist. Das wird je-
doch länger dauern als gedacht: Vor Ende 
2032 wird das, nach aktuellen Planungen, 
nicht der Fall sein. Wesentlicher Grund dafür 
ist das Hick-Hack um die immer wieder ver-
schobene Eröffnung des BER. Somit erzeugt 
der neue Berlin-Flughafen nicht nur milliar-
denschwere Mehrkosten für die Steuerzahler, 
sondern auch noch teure Kollateralschäden. 

Zum Hintergrund: Die Flugbereitschaft des 
Verteidigungsministeriums ist auf drei Stand-
orte verteilt und jettet ranghohe deutsche 
Politiker zu wichtigen Terminen quer durch 
Deutschland und rund um die Welt. Derzeit 
umfasst die Truppe mehr als 1.200  Frauen 
und Männer. Hinzu kommen 21  Flugzeu-
ge und Hubschrauber, die vornehmlich am 
Hauptsitz Köln – 18 Flugzeuge – stationiert 
sind, aber auch in Berlin-Tegel – 3 Hub-

schrauber. Am dritten und neuen Standort 
mit einem Interims-Regierungsterminal am 
Flughafen BER in Schönefeld sind hingegen 
keine Luftfahrzeuge stationiert. Erst mit der 
Fertigstellung des dauerhaften Regierungs-
terminals in Schönefeld soll die zersplitterte 
Flugbereitschaft komplett am BER-Standort 
zusammengezogen werden. Bis dahin wird 
es weiterhin Tausende unnötiger Leerflüge 
zwischen Köln und Berlin geben.

Bereits seit Herbst 2018 ist das Inte-
rims-Regierungsterminal in Schönefeld fer-
tigstellt, kann aber wegen des BER-Chaos 
erst seit Herbst 2020 von der Flugbereitschaft 
genutzt werden. Allein für die zwischenzeit-
liche Bewachung des ungenutzten Interims 
sind Kosten von mehr als 2,3 Mio. Euro ange-
fallen. Auch wird das Interim in Schönefeld 
vorerst keinen Platz bieten, um Flugzeuge 
oder Hubschrauber dort dauerhaft zu stati-
onieren; stattdessen wird das Verteidigungs-
ministerium für viel Steuergeld von Privatfir-
men über viele Jahre hinweg Hallenplätze 
am BER anmieten müssen, um zumindest 
zeitweise einige kleinere Flugzeuge vor Ort 
zur Verfügung haben zu können.

Das dauerhafte Regierungsterminal – ur-
sprünglich auf 299  Mio. Euro taxiert, liegt 
die offizielle Kostenschätzung derzeit bei 
344  Mio. Euro –, das nicht nur der Flugbe-
reitschaft, sondern auch dem Empfang von 

Köln hat sich bei 
dem Projekt „MiQua“ 
zu sehr auf Förder-
mittel verlassen. Die 
Kostensteigerungen 
wird hingegen wohl 
die Stadt allein tragen 
müssen. Fo
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Staatsgästen dienen soll, wird noch lange 
auf sich warten lassen. Der Bund wird erst 
2026 mit den Terminal-Bauarbeiten begin-
nen können, weil er erst Ende 2025 die nö-
tigen Flächen von der Flughafengesellschaft 
erhalten wird. 

Die aktuelle Verschiebung des geplanten 
Fertigstellungstermins von 2028/2029 auf 
2032 wird es unumgänglich machen, dass 
die Standorte der Flugbereitschaft in Köln 
und Berlin-Tegel jahrelang weiterbetrieben 
werden müssen – beide zusammen kosten 
deutlich mehr als 12 Mio. Euro im Jahr. Ins-
besondere Tegel wird aufgrund der Verzöge-
rungen wohl länger genutzt werden müssen 
als bisher bekannt – die aktuell noch geplan-
te Verlegung der Hubschrauber zum BER 
2029 basiert nämlich auf der überholten 
Einschätzung, dass das Regierungsterminal 
spätestens 2029 vollständig bezogen wer-
den kann. Somit wird die Politik-Hauptstadt 
Berlin wohl für mindestens 10  Jahre zwei 
Standorte der Flugbereitschaft finanzieren 
müssen – im Norden in Tegel, im Süden in 
Schönefeld.

Derweil sitzt die Bundesregierung am 
2. Nachtrag der Bauunterlage für das neue 
Regierungsterminal. Der wird wohl erst 
Mitte 2024 fertig sein, es dann aber umso 

mehr in sich haben: Das Verteidigungsmi-
nisterium hat bereits durchblicken lassen, 
„dass zur Leistungssteigerung der FlBschft 
BMVg (Anm.: die Flugbereitschaft) zusätz-
liches Personal und Fluggerät am zukünf-
tigen Regierungsflughafen BER stationiert 
werden muss. Dieser erhebliche Mehrbe-
darf ist bei den weiteren Planungen zu be-
rücksichtigen“. 

Mit anderen Worten: Den Steuerzahlern 
droht eine kräftige Kostenexplosion beim 
neuen Regierungsterminal am BER!

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Das BER-Desaster nimmt kein Ende. Das 
jahrelange Missmanagement am Berliner 
Großflughafen reißt nun auch wegen der 
Flugbereitschaft neue Löcher in die Kasse 
der Steuerzahler. Das Standort-Wirrwarr der 
Flugbereitschaft mit vielen Leerflügen ist 
teuer wie ineffizient, und die zusätzlich dro-
hende Kostenexplosion beim Regierungs-
terminal erhöht den Frust noch mehr. Der 
Flughafen Berlin-Brandenburg ist wahrlich 
kein gutes Pflaster für Steuerzahler!

Sebastian Panknin
s.panknin@steuerzahler.de

Neubau der Stadthalle in Lohr a. Main kommt 
teurer zu stehen als ursprünglich gedacht 
In der Stadt Lohr a. Main wurde eine neue 
Stadthalle errichtet. Am Schluss sind hö-
here Kosten entstanden als zunächst  
geplant.

Lohr a. Main (BY). In der Stadt Lohr a. Main 
mussten bis 2017 größere Veranstaltungen in 
Turnhallen stattfinden. Um diesen Zustand zu 
beenden, wurde eine zweifellos erforderliche 
neue Stadthalle errichtet, die eine hohe Ak-
zeptanz und Auslastung aufweist sowie sehr 
gute Besucherzahlen.

Jedoch sind bei dem ehrgeizigen Pro-
jekt die Kosten nicht unerheblich gestie-
gen. Ursprünglich sollte das Projekt Kosten 
in Höhe von rund 15,3 Mio. Euro netto er-
fordern. Diese sind auf knapp 20 Mio. Euro 
netto gestiegen. Die Gründe hierfür sind 
vielfältig. Zusatzwünsche und Mehrausstat-
tung, wie zum Beispiel aufsteigendes Ge-
stühl und eine Konzertmuschel im Hubbe-
reich der Bühnenanlage, führten ebenso zu 
Mehrkosten wie auch zusätzliche Maßnah-
men zur Barrierefreiheit. Zudem wurde die 
Tiefgarage erweitert sowie eine PV-Anlage 

errichtet. Die Haustechnik sowie die Ver-
anstaltungs- und Bühnentechnik wurden 
optimiert, was wiederum die Kosten in die 
Höhe trieb. Generelle Baupreissteigerungen 
von 2012 – 2017, konjunkturbedingte höhe-
re Ausschreibungsergebnisse und teilweise 
Nachträge sowie höhere Baunebenkosten, 
bedingt durch bauliche Erweiterungsmaß-
nahmen, trugen zu einer weiteren Kosten-
steigerung bei. 

Dieses Beispiel zeigt wieder einmal, dass 
öffentliche Bauvorhaben oft nicht in dem 
vorgegebenen Kostenrahmen umgesetzt 
werden können.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Auch wenn die Erforderlichkeit des Neu-
baus einer Stadthalle in Lohr a. Main außer 
Frage steht, sind wieder einmal die Steuer-
zahler die Leidtragenden der knapp 30-pro-
zentigen Kostensteigerung.

Maria Ritch
maria.ritch@steuerzahler-bayern.de

Die Errichtung der zweifellos erforderlichen Stadthalle in Lohr a. Main kostet über 4 Mio. Euro netto 
mehr als ursprünglich geplant – ein Beispiel dafür, dass öffentliche Bauprojekte oft teurer werden.
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Die Flugbereitschaft 
des Bundesverteidi-
gungsministeriums 

jettet Top-Politiker 
um die Welt, ist aber 

auf drei verschiedene 
Standorte verteilt. Das 

KUV�VGWGT�WPF�KPGHƓ-
zient, und das neue 

Regierungsterminal 
als künftiger Zentral-
standort in Schönfeld 

wird noch lange auf 
sich warten lassen.
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Verkehrsexperten sind sich einig, dass ein 
eigens für Radfahrer und Fußgänger ge-
bauter Bahnübergang mit automatischer 
Schrankenanlage die Verkehrssicherheit 
erhöht – aber nur, wenn man ihn auch ge-
fahrlos und unfallfrei erreichen kann. 

Gelenau (Kamenz, SN). Seit 20  Jahren 
streiten die Pedalritter des Allgemeinen Deut-
schen Fahrradclubs für einen durchgängigen 
straßenbegleitenden Radweg an der Staats-
straße 95 zwischen Pulsnitz und Kamenz. Der 
Radweg schien zum Greifen nah, als im Zuge 
der Erneuerung des Bahnübergangs bei Gele-
nau für den Straßenverkehr im Abstand von 
ca. 50 m ein eigener Übergang für Radfahrer 
und Fußgänger mit automatischer Schran-
kenanlage geschaffen wurde. Das war 2010!

Doch bis heute ist das Bauprojekt in die-
sem Abschnitt nicht über das Planungssta-

dium hinausgekommen, obwohl der Bau 
des Radwegs in der Radverkehrskonzeption 
Sachsens hohe Priorität genießt. Einzig die 
automatische Schrankenanlage verrichtet 
seit Jahren unverdrossen ihren Dienst – und 
verursacht jährlich vierstellige Betriebs- und 
Wartungskosten.     

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Der Radweg muss schnell gebaut und die 
Anbindung des eigens für Fußgänger und 
Radfahrer errichteten Übergangs endlich 
verwirklicht werden, um die Verkehrssicher-
heit zu erhöhen und die Schrankenanlage 
nicht zu einer dauerhaften Invest-Ruine ver-
kommen zu lassen. 

Thomas Meyer
info@steuerzahler-sachsen.de

Der eigene Bahnübergang für Radfahrer und Fußgänger in Gelenau schließt und öffnet sich ord-
nungsgemäß. Nur die dazugehörigen Wege hat man bisher leider nicht errichtet.

Foto: Thom
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Es gibt sie noch – 
die „So-da-Brücke“
Im Rhein-Neckar-Kreis wurde eine „So-da-
Brücke“, die einfach „so da“ in der Land-
schaft steht, gebaut. Einen Anschluss an 
eine Straße hat sie nicht. Und das Indus-
triegleis, das sie überbrückt, soll dem-
nächst zurückgebaut werden. 

Ladenburg (BW). Lange hielt man sie für 
eine aussterbende Art – die So-da-Brücke, 
die einfach „so da“ in der Landschaft steht, 
ohne Anbindung an eine Straße weit und 
breit. Aber es gibt sie noch. Beispiel gefällig? 

In Ladenburg im Rhein-Neckar-Kreis 
soll die Landesstraße L  597 entstehen. Im 
Zuge des Neubaus entstand 2019 ein Brü-
ckenbauwerk für rund 1,2  Mio. Euro. Die 
Brücke überquert ein Industriegleis – und 
demnächst einen Wirtschaftsweg, der noch 

angelegt werden muss. Hauptargument für 
den Brückenbau war damals das private In-
dustriegleis. Jetzt hat die Sache allerdings 
einen Haken bekommen: Im Januar 2020 
wurde bekannt, dass der private Betreiber 
das Industriegleis zurückbauen wird. Damit 
entfällt der Hauptgrund für den Bau der 
Brücke.

Und was ist mit dem Wirtschaftsweg? 
Der ist noch zu bauen. Die Stadt hat auch 
noch die Möglichkeit, eine Erschließungs-
straße zu dem Industriegebiet zu errichten. 
Dem Regierungspräsidium ist aber nicht 
bekannt, wann das überhaupt passieren 
soll. Und was die Landesstraße betrifft, an 
welche die Brücke angebunden werden 
soll: Deren Fertigstellung ist erst für das Jahr 
2024 geplant. 

Somit steht die Brücke für die nächs-
ten Jahre ohne Anschluss einfach so in der 
Landschaft – und so wird aus einer einfa-
chen Brücke mal eben eine „So-da-Brücke“.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT 

Brücken in die Landschaft zu stellen, 
die irgendwann mal einen Zweck erfüllen, 
scheint wenig zielgerichtet. Wenn die Grün-
de für ihren Bau auch noch wegfallen, dann 
wird es erst recht eine „So-da-Brücke“.

Michael Weiss
weiss@steuerzahler-bw.de

Einsam steht sie in der Landschaft: Die 2019 
errichtete So-da-Brücke in Ladenburg.

Kein Herz für Radfahrer
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Nach der Wiedervereinigung sollte in Nord-
hessen mit einem Teilstück der A44 eine 
Lücke zwischen West und Ost geschlossen 
werden. In den folgenden 30 Jahren lief die 
Umsetzung jedoch völlig aus dem Ruder 
und die Kosten verfünffachten sich – Stand 
jetzt. Hauptgründe für die Misere sind die 
lange Planungs- und Bauzeit, aufwendige 
Umplanungen und die mangelnde gesell-
schaftliche Akzeptanz des Projekts.

Bund/Hessen. Die A44 in Nordhessen ge-
hört zu den Verkehrsprojekten Deutsche Ein-
heit. Sie soll einmal die A7 bei Kassel mit der 
A4 bei Herleshausen-Wommen verbinden. 
Ein Teil der Strecke wird von der Landesbe-
hörde Hessen Mobil realisiert, ein anderer von 
der Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- 
und -bau GmbH (DEGES). Dabei ist neben der 
extrem langen Planungs- und Bauzeit von in-
zwischen fast 30 Jahren vor allem die drama-
tische Explosion der Kosten höchst ärgerlich. 
Obwohl die Neubaustrecke gerade einmal 
70 km lang ist, gilt sie inzwischen als eine der 
teuersten Autobahnen der Bundesrepublik. 

Rückblick: Anfang der 1990er Jahre 
ging das Bundesverkehrsministerium unter 
dem damaligen Minister Günther Krause 
noch von Kosten in Höhe von umgerechnet 
460 Mio. Euro aus. 1995 schätzte das dama-
lige Hessische Landesamt für Straßen- und 
Verkehrswesen die Kosten auf umgerech-
net 900 Mio. Euro. Im Jahr 2007 war schon 
von 1,2 Mrd. Euro die Rede, im vergangenen 
Jahrzehnt von 1,8  Mrd. Eine aktuelle Auf-
stellung des Hessischen Verkehrsministeri-
ums nennt Gesamtkosten von rund 2,4 Mrd. 
Euro. Das Ende der Fahnenstange ist aber 
auch mit der Verfünffachung der ersten 
Kostenschätzung noch nicht erreicht, denn 
derzeit liegen dem zuständigen Bundes-
verkehrsministerium für vier der zwölf Ab-
schnitte weitere Kostenerhöhungen zur 
Zustimmung vor. Vom Bund der Steuer-
zahler nach den Gründen für diese Koste-
nexplosionen gefragt, nennt das Hessische 
Verkehrsministerium übliche Preissteige-
rungen im Straßenbau, detailliertere In-
formationen aufgrund des Planungs- und 
Baufortschritts, die Fortschreibung von 

Brücken, Straßen & Verkehr

Richtlinien und technischen Standards so-
wie Planänderungen. Hessen Mobil führt 
zusätzlich „die gesellschaftlichen Anforde-
rungen zur Konsensfindung“ an.

Was die Verantwortlichen damit meinen: 
Immer wieder gab es Proteste und Klagen, 
teure Umplanungen und, daraus resultie-
rend, Kostensteigerungen. Zwei der vielen 
Beispiele für die Probleme und Kostenstei-
gerungen bei Planung und Bau wurden 
bereits 2000 und 2010 im Schwarzbuch 
erwähnt: Vor 20 Jahren ging es um eine un-
nötig teure Trassenführung zwischen Wald-
kappel und Sontra (sogenannte Spitzkehre), 
10 Jahre später um einen aus Umweltschutz-
gründen eingeplanten extrem teuren Tunnel 
zwischen Helsa und Hessisch Lichtenau. 

Mit einem baldigen Ende der inzwischen 
30 Jahre dauernden Misere ist indes nicht zu 
rechnen: Eine Fertigstellung noch in diesem 
Jahrzehnt ist nicht zu erwarten, da sich einer 
der 12 Abschnitte noch im Planfeststellungs-
verfahren befindet. Auf die Frage, warum die 
Entwicklung bei der A44 so erheblich vom 
Normalmaß abweicht, teilte Hessen Mobil 
dem BdSt mit: „Jede Autobahn hat ihre in-

dividuellen Rahmenbedingungen, die Ein-
fluss auf die Kosten und die Planungs- und 
Bauzeit nehmen. Hierzu gehören insbe-
sondere die Topographie, die Ökologie, die 
Siedlungsstruktur sowie die Akzeptanz der 
Gesellschaft und die Politik“. 

Dass die A44 in Nordhessen erhebliche 
Probleme mit sich bringen würde, war of-
fenbar schon 1992 teilweise absehbar. Als 
damals über die Änderung des Fernstra-
ßenausbaugesetzes beraten wurde, wies 
der Bundesrat – wohl auf Veranlassung des 
Landes Hessen – in seiner Stellungnahme 
nämlich darauf hin, dass in Nordhessen „ein 
relativ konfliktarmer Trassenkorridor für die 
A44 nicht gefunden werden kann“. Auch die 
erheblichen „Eingriffe in Natur und Land-
schaft“ kamen zur Sprache. Als kostengüns-
tigere und schneller zu realisierende Alterna-
tive wurde ein Ausbau der B7 ins Gespräch 
gebracht. Für die Steuerzahler wäre es wohl 
besser gewesen, wenn diese Bedenken 
rechtzeitig ernst genommen worden wären.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Dass die Planung und der Bau einer 70 km 
langen Autobahn weit über 30 Jahre dauern, 
ist nicht hinnehmbar. Dann sind erhebliche 
Kostenüberschreitungen allein schon durch 
die Baupreisentwicklung unvermeidlich. Weil 
aufwendige Planungsverfahren häufig zu 
Zeit- und Kostenüberschreitungen führen, 
müssen diese vereinfacht und beschleunigt 
werden. Wenn massive Probleme bei einem 
Projekt absehbar sind, dann müssen diese 
Bedenken auch rechtzeitig ernst genommen 
und bei den Entscheidungen berücksichtigt 
werden. Da das mahnende Beispiel A44 die 
Steuerzahler noch einige Jahre begleiten 
wird, besteht zumindest die Hoffnung, dass 
die Entscheidungsträger daraus für künftige 
Projekte lernen.

Clemens Knobloch
knobloch@steuerzahler-hessen.de

Die A44 in Nordhes-
sen gilt mittlerweile 

als eine der teuers-
ten Autobahnen in 

Deutschland. Dabei 
ist die Neubaustrecke 

gerade einmal 
70 km lang.
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Mit 2,4 Mrd. Euro könnten in Hessen alle 
Erhaltungs- und Ausbaumaßnahmen 

von Straßen sowie Brücken für

ALTERNATIVE INVESTITION

finanziert werden.

rund 2,5 Jahre
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Kosten für Friesland-Umgehung ufern aus
Knapp 5  Jahre sind seit dem ersten Spa-
tenstich der neuen Umgehungsstraße 
im Emder Stadtteil Friesland vergangen. 
Planungspannen, Abstimmungsproble-
me und eine unzureichende Baugrund-
untersuchung haben die Baukosten fast 
verdoppelt.

Emden (NI). Um den Emder Seehafen 
besser an das überörtliche Straßennetz 
anzubinden, wird derzeit eine neue Straße 
gebaut – die Friesland-Umgehung (B210). 
Die Trasse ist zwar nur 1,9 km lang und in 
Dammlage erstellt, hat es aber wegen der 
Marschlandbodenverhältnisse und drei 
Brückenbauwerken in sich. Eng aufeinan-
derfolgend muss die neue Bundesstraße 
den Ems-Seitenkanal, die Bahnstrecke Em-
den-Leer und das Fehntjer Tief überbrücken. 
Zudem müssen zwei Ferngasleitungen be-
achtet werden. 

Ursprünglich waren für die kurze 
Süd-Umgehung Emdens knapp 24 Mio. Euro 
veranschlagt worden, also rund 12.600 Euro 

je Straßenmeter. Doch mit Beginn der Bau-
phase uferten die Kosten aus: Mittlerweile 
liegen sie bei 46,1 Mio. Euro – und sind da-
mit fast doppelt so hoch wie geplant. Wie 
konnte es dazu kommen, dass ein Straßen-
meter jetzt durchschnittlich mit mehr als 
24.000 Euro zu Buche schlägt? 

Wesentlicher Grund für die Kostenex-
plosion ist eine Planungspanne bei der 
Bahnquerung. Wie die Niedersächsische 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 
erklärte, machte die Deutsche Bahn lange 
Zeit die Vorgabe, für das Brückenbauwerk 
eine Höhe über Schienenoberkante von 
5,70 m vorzusehen. Als mit dem Bau begon-
nen wurde, habe die Deutsche Bahn jedoch 
eine Durchfahrtshöhe von 6,20 m verlangt, 
da der Kreuzungspunkt dem Bahnhofsbe-
reich Emden zuzuordnen sei. Diese Ände-
rung hatte erhebliche Auswirkungen auf die 
herzustellende Dammhöhe, auf die Vorbe-
reitung des Baugrunds sowie das Brücken-
bauwerk und verursachte so einen Teil der 
Kostensteigerung. 

0WT�����MO�NCPI�UQNN�
die Friesland-Um-
gehung werden. 
Ursprünglich waren 
dafür knapp 24 Mio. 
Euro eingeplant, 
inzwischen belaufen 
sich die Kosten 
aber bereits auf 
46,1 Mio. Euro.Fo
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Bei der Brücke über den Ems-Seitenka-
nal mussten nachträglich aufgrund falsch 
eingeschätzter Baugrundverhältnisse die 
Kosten für die Gründung und das Bauver-
fahren angepasst werden. Hieraus resultie-
ren Mehrkosten von 4,6 Mio. Euro. Auf das 
Konto „schlechte Baugrundverhältnisse“ ge-
hen auch noch weitere 8,5 Mio. Euro Steuer-
geld. Die Tragfähigkeit des Baugrunds war 
nämlich deutlich überschätzt worden, was 
im Nachhinein Füllsand in einer Größenord-
nung erforderlich machte, die laut Aussage 
der Straßenbaubehörde „in dieser Menge 
und auch aufgrund starker Nachfrage bei 
verhältnismäßig begrenztem Angebot in 
Ostfriesland nur zu überhöhten Preisen zu 
beschaffen ist“. 

Neben weiteren Faktoren für Kostenstei-
gerungen, die weniger ins Gewicht fallen, 

führt die Behörde abschließend auch die 
allgemeinen Baupreissteigerungen an: Sie 
belaufen sich – zwischen erstem Spaten-
stich im Dezember 2015 und der voraus-
sichtlichen Fertigstellung im Jahr 2023 – auf 
4,2 Mio. Euro.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Pannen bei Brückenbauwerken und feh-
lerhaft eingeschätzte Bodenverhältnisse 
machen die neue Hafenanbindung zu einem 
sündhaft teuren Stück Straße in Emden. Bei 
sorgfältiger und gewissenhafter Planung 
wären diese bösen Kostenüberraschungen 
vermeidbar gewesen.

Bernhard Zentgraf
zentgraf@steuerzahler-nub.de

Schotter für südbadischen Radweg
Zwischen Umkirch und Gottenheim wur-
de ein Radweg parallel zu einer Landes-
straße erbaut. Leider fiel der Abstand zwi-
schen Straße und Radweg alles andere als 
tauglich aus, was nun zu teuren Nachrüs-
tungen führt.

Gottenheim (BW). Allerorten entstehen 
neue Radwege, weil der Anteil des Rad-
verkehrs am Verkehrsaufkommen deutlich 
erhöht werden soll. Radwege werden neu 
gebaut oder, wie zwischen Gottenheim und 
Umkirch im Südbadischen, von der Fahr-
bahn quasi „abgezwackt“. 

Dort wurde an der Landesstraße 115 ein 
Trennstreifen zwischen Fahrbahn und Rad-
weg herausgefräst. Die ursprünglich bis zu 
7,70 m breite Straße schrumpfte so auf maxi-
mal 5,60 m. Der neue Radweg ist 1,60 m breit. 
Inklusive neuer Fahrbahndecke und Radweg 
kostete diese Maßnahme 160.000 Euro. 

Was auf dem Papier noch gut klingt, 
erwies sich in der Wirklichkeit als weni-

ger gelungen. Es zeigte sich nämlich, dass 
der Radweg laut zahlreicher Radfahrer zu  
schmal ist, um einen gefahrlosen Begeg-
nungsverkehr zu gewährleisten. Treffen sich 
zwei Radfahrer, vor allem, wenn diese auch 
noch mit einem Anhänger unterwegs sind, 
muss einer ins Grün fahren – und das auch 
noch möglichst auf der richtigen Seite. Die 
Trennung zwischen Autostraße und Radweg 
ist nämlich tückisch: Gerade einmal 50 cm 
Schotterrasen liegen dazwischen. Schnell 
stellte sich heraus, dass die Autos beim na-
hen Vorbeifahren auch noch Schotter auf 
den Fahrradweg wirbeln – ebenfalls sehr 
zum Unmut der Radfahrer, deren Sicherheit 
dadurch zusätzlich in Gefahr ist. 

Bis der Zwischenrasen richtig gewachsen 
ist, sollen Warnbaken helfen. Damit hofft 
man, auch den Radweg sauber zu halten 
und für die Sicherheit der Radfahrer sorgen 
zu können. Doch so richtig scheinen die Ver-
antwortlichen dieser Lösung nicht zu trauen, 
denn sowohl Gottenheim als auch Umkirch 
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haben sich dafür ausgesprochen, dass – als 
sichere Trennung – eine Schutzplanke zwi-
schen Radweg und Straße errichtet werden 
soll. Kosten: nochmals 60.000 Euro. Zu zah-
len – wie auch die gesamte Ausgleichsmaß-
nahme – vom Bund. 

Damit wäre der Radweg zwar sauberer, 
aber leider immer noch zu schmal. Aber was 
nicht ist, kann ja noch werden. Die beiden 
Gemeinden werden künftig allein entschei-
den, ob und wie der Radweg verbreitert 
wird. Dabei werden dann gegebenenfalls 
auch wieder die Steuerzahler – aufgrund des 

Gesetzes über Zuwendungen des Landes zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der 
Gemeinden (LGVFG) – mit im Finanzierungs-
boot sein.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Bei sorgfältigerer Planung hätte man die 
Nachbesserung sicher vermeiden und die-
ses Geld besser investieren können.

MIchael Weiss
weiss@steuerzahler-bw.de

Parkplatz mit „Klimaanlage“ – 
solange kein Auto parkt 
Die Stadt Weißenfels baute auf einer 
Brachfläche einen „Klimaparkplatz“ – für 
1.853.000  Euro. Die angestrebten Effekte 
treten aber nur ein, wenn die erhoffte Voll-
auslastung nicht erreicht wird und weitere 
Rahmenbedingungen erfüllt werden. Ein 
normaler, durchaus hochwertiger Park-
platz hätte nach Expertenmeinung maxi-
mal ca. 1 Mio. Euro gekostet. Dafür hätte 
die Stadt jedoch höchstwahrscheinlich 
keine Fördermittel bekommen. 

Weißenfels (ST). Intensiver Sonnen-
schein wäre ideal, Autos dürfen das be-
sonders teure Betonpflaster mit Titandio-
xidbeschichtung nicht verdecken, es darf 
natürlich auch kein Laub oder sonstige Ver-
unreinigung darauf liegen – dann soll laut 
Planung der 4.900 qm große Klimaparkplatz 
in Weißenfels funktionieren. Das besondere 
Pflaster soll durch Lichteinfall im Prozess der 
Photokatalyse schädliche Stickoxide in un-
schädliche Nitrate umwandeln. Die Sticko-
xidbelastung in diesen Bereichen soll so 
um 30 bis 40 Prozent gesenkt werden. Die 
Wirksamkeit des photokatalytischen Pro-
zesses hängt letztlich von der Intensität des 

UV-Lichts ab: Je geringer die Lichtintensität, 
desto geringer ist die Abbaurate.

1,853 Mio. Euro haben sich die EU (rund 
1,4 Mio. Euro), Bund und Land (jeweils rund 
125.000 Euro) und die Stadt Weißenfels das 
Projekt kosten lassen. Weißenfels hat dabei 
nur rund 200.000 Euro bezahlt. Deshalb hat-
te der Oberbürgermeister bei der Eröffnung 
im Oktober 2019 von einem „Geschenk“ ge-
sprochen. Dass es sich bei EU-, Bundes- und 
Landesmitteln auch um Steuergeld handelt, 
wurde wohl ausgeblendet. 

Objekte, die innovativ und insbesonde-
re nachhaltig klingen, ließ sich die EU gern 
etwas kosten, Bund und Land machten mit. 
Der Bedarf, Nutzen und Aufwand eines 
Parkplatzes mit „Klimaanlage“ wurde nicht 
ausreichend kritisch hinterfragt. Das Land 
vertraute bei der Bewilligung der Förder-
mittel der Einschätzung der Stadt und des 
Planers. 

Brachflächen herzurichten und Parkflä-
chen in Weißenfels zu schaffen, um damit 
die Parksituation zu verbessern, ist nachvoll-
ziehbar. Dabei wollte die Stadt aber nicht 
kleckern, sondern klotzen, zumal Förder-
mittel winkten. Daher wurden nicht nur 

83 Stellflächen für Pkw und 2 Parkflächen 
für Wohnmobile, 4  E-Ladestationen und 
massenweise Fahrradparkplätze errichtet. 
Insbesondere mit dem extra teuren be-
schichteten Pflaster sollten zugleich auch 
noch Klimaziele erreicht werden. 

Die Stadt Weißenfels verweist darauf, 
dass mit dem Klimaparkplatz am Altstadt-
eingang ein längerfristiger Ansatz zur Stadt-
entwicklung verfolgt werde. Die Erhöhung 
der aktuell sehr geringen Parkplatzauslas-
tung solle u. a. durch Gewohnheitsänderun-
gen bei der Parkplatzsuche erreicht werden 
und insbesondere der Besuchs- und Ein-
kaufsverkehr zum Parken in die Randbe-
reiche der Altstadt gelenkt werden. Nicht 
zuletzt werden alle Hoffnungen auf die 

Fertigstellung des Jobcenters des Burgen-
landkreises in unmittelbarer Nähe gesetzt. 
Dieses sollte eigentlich fertig sein, doch die 
Fertigstellung verzögert sich um mindes-
tens 18 bis 24 Monate. 

Das Konzept einer klimafreundlichen, 
energie- und ressourcenschonenden Stadt 
ist sicherlich zu begrüßen. Allerdings muss 
bezweifelt werden, dass der erhebliche 
Aufwand für den Klimaparkplatz hier ge-
rechtfertigt ist. Denn: Wenn die angestrebte 
Vollauslastung erreicht wird und bei wit-
terungsbedingten Einflüssen ist die Funk-
tionsfähigkeit des Pflasters nämlich ein-
geschränkt. Zudem kann man nur hoffen, 
dass die angeblich unschädlichen Nitrate 
nicht ins Grundwasser gelangen und dort 

Für den neugebauten 
„Klimaparkplatz“ 
bekam die Stadt 
Weißenfels ordentlich 
Fördergelder. Ein 
normaler Parkplatz 
wäre deutlich preis-
werter gewesen.Fo
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die Grenzwerte belasten. Auch bei den 
Einschätzungen zum tatsächlichen Bedarf 
eines Parkplatzes an dieser Stelle sowie zu 
den anfallenden Bewirtschaftungskosten 
gilt das Prinzip Hoffnung. Die jährlich anfal-
lenden Folgekosten beinhalten zwar wie bei 
jedem anderen Parkplatz u.  a. Reinigung, 
Kontrolle, Wartung und den Unterhalt der 
technischen und baulichen Anlagen. Die 
Folgekosten, die die Stadt Weißenfels hier 
zu tragen hat, dürften jedoch deutlich höher 
ausfallen als für einen normalen vergleich-
baren Parkplatz, um den Prozess der Pho-
tokatalyse überhaupt zu ermöglichen. Und 
wenn die Klimaziele verfehlt werden? Dann 
stehen Aufwand und Nutzen nicht mehr in 
einem angemessenen Verhältnis. 

Für den Steuerzahler bleibt der Eindruck, 
dass hier Symbolpolitik mit gewünschtem 
Bedarf einherging, insbesondere, weil För-
dermittel lockten. So könnte sich das „Ge-

schenk“ für die Stadt Weißenfels noch als 
Danaergeschenk herausstellen. Doch die 
Stadt bleibt optimistisch.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Was aus Sicht der Stadt Weißenfels als 
„Geschenk“ betrachtet wird, ist aus Sicht 
der Steuerzahler Verschwendung. Nicht nur 
die Bundes- und Landesmittel werden aus 
Steuergeld aufgebracht, sondern auch ein 
großer Teil der EU-Mittel vom Steuerzahler 
in Deutschland. Hinzu kommen die wider-
sprüchlichen Zielstellungen zur Vollauslas-
tung und den Klimaeffekten. Das Geld sitzt 
offensichtlich an einigen Stellen zu locker – 
zu Lasten der Steuerzahler. 

Ralf Seibicke
seibicke@
steuerzahler-sachsen-anhalt.de

Ein Tunnel für Erding 
Ein Tunnelbau in der Stadt Erding in Ober-
bayern erregt die Gemüter – das Erdinger 
Rathaus soll mit dem gegenüberliegenden 
neuen Verwaltungsgebäude durch einen 
Tunnel verbunden werden. „Notwendig“ 
sagen die einen, „abgehoben und Steuer-
geldverschwendung“ die anderen. Kosten: 
1,1 Mio. Euro.

Erding (BY). Der sogenannte Grafen-
stock in Erding, ein historisches Gebäude, 
das seit 1825 das Erdinger Rathaus beher-
bergt, befindet sich auf der einen Seite der 
Landshuter Straße. Das „neue Rathaus“, ein 
Erweiterungsbau der Stadtverwaltung, be-
findet sich auf der gegenüberliegenden 
Straßenseite. Zwangsläufig stellt sich daher 
die Frage: Wie sollen die Bediensteten hin- 
und herkommen?

Statt die Landshuter Straße einfach 
zu überqueren, werden die beiden Ver-

waltungsgebäude nun durch einen rund 
28  Meter langen Tunnel verbunden. Die 
Kosten für das unterirdische Bauwerk, ein-
schließlich Nebenkosten und Anschluss an 
die beiden Gebäude, sind mit 1,1 Mio. Euro 
veranschlagt. Im Rathaus ist man der Mei-
nung, dass der Tunnel für eine effiziente 
Erledigung der vielen Verwaltungsabläufe 
notwendig sei. „Aufgrund der Personal-
stärke der Stadtverwaltung mit rund 150 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und des 
umfangreichen Aufgabenspektrums einer 
Großen Kreisstadt wie Erding ist zudem 
ein großer Abstimmungsbedarf zwischen 
den verschiedenen Abteilungen zwingend 
erforderlich. Diese Abstimmungen müssen 
in vielen Fällen durch gemeinsame sach-
gebietsübergreifende Besprechungen er-
folgen, die nicht durch elektronische Post 
oder Telefonate ersetzt werden können. 
Organisatorisch ist eine Aufteilung in zwei 

getrennt bzw. unabhängig voneinander 
arbeitenden Verwaltungseinheiten nicht 
möglich. Der Verbindungsbau kann des-
halb verhindern, dass sich im Laufe der Zeit 
ein Auseinanderleben der Verwaltungsein-
heiten in den beiden Gebäuden manifes-
tiert“ – so die Mitteilung des Oberbürger-
meisters der Stadt Erding. „Obwohl auch 
die Stadtverwaltung Erding die Digitalisie-
rung vorantreibt, kann sie den klassischen 
Postverkehr nicht komplett ersetzen. Die 
Räume für die Reinigungsutensilien und 
Umkleiden befinden sich im Unterge-
schoss des Neubaus. Der Verbindungsbau 
erleichtert somit die mehrmals täglich 
stattfindende Postverteilung sowie die 
Arbeit von Hausmeister und Reinigungs-
personal erheblich […]. Durch den Verbin-
dungsbau können die beiden Gebäude 
wie ein Gebäude bewirtschaftet werden, 
da alle Abläufe wie in einem Gebäude ge-
staltet werden können“, so die Stadtverwal-
tung weiter. Schließlich ist nach Mitteilung 
des Oberbürgermeisters der Stadt Erding 
„das Büro des Personalrates künftig im 
Verwaltungsneubau untergebracht. Allein 

aufgrund dieser Umstände ist ein erhebli-
cher Personalverkehr zwischen den beiden 
Gebäuden zu erwarten.“

Ist dafür aber zwingend eine unterirdi-
sche Verbindung erforderlich? Auch wenn 
seitens der Stadt Erding zur Rechtfertigung 
des Tunnelbaus auf das den Gemeinden im 
Grundgesetz garantierte Selbstverwaltungs-
recht mitsamt Planungs-, Organisations- 
und Finanzhoheit verwiesen wird, stellt sich 
aus Sicht der Steuerzahler die Frage, ob den 
Kosten für den Tunnel, die erfahrungsgemäß 
bis zur Fertigstellung noch weiter steigen 
werden, tatsächlich noch ein adäquater Nut-
zen gegenübersteht.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Ist denn eine oberirdische Straßenüber-
querung für die städtischen Bediensteten so 
abwegig oder gar unzumutbar? Der Tunnel-
bau ist jedenfalls eines: unterirdisch – nicht 
nur im wahrsten Sinne des Wortes!

Maria Ritch
maria.ritch@steuerzahler-bayern.de

Eine oberirdische Straßenüberquerung vom Rathaus zum Verwaltungsgebäude ist für die städti-
schen Bediensteten in Erding wohl unzumutbar. Deswegen muss es ein teurer Tunnel sein.

Foto: M
aria R

itch
/M

ichael Stocker



133132 Schwarzbuch 2020/21 Schwarzbuch 2020/21Brücken, Straßen & Verkehr Brücken, Straßen & Verkehr

Erst sanieren, dann abreißen
Das Parkhaus am Lübecker Holstentor 
ist so marode, dass es abgerissen und in 
3  Jahren durch einen 10 bis 16  Mio. Euro 
teuren Neubau ersetzt werden soll. Damit 
bis dahin immer noch Parkgebühren ein-
genommen werden können, wurden jetzt 
noch einmal  900.000 Euro hineingesteckt.

Lübeck (SH). Das Parkhaus am Lübecker 
Holstentor ist noch keine 30 Jahre alt, doch 
offenbar wurde es 1992 so mangelhaft ge-
baut, dass es nach kurzer Zeit vollkommen 
marode ist. Bereits 2018 hatten Gutachter ei-
nen schnellen Abriss mit vollständigem Neu-
bau als wirtschaftlichste Lösung ermittelt. 
Für Planung und Genehmigung rechnet die 
KWL GmbH, die für die Hansestadt Lübeck 
die Parkplätze bewirtschaftet, mit einer Vor-
laufzeit von mindestens 3 Jahren. Bis dahin 
wollte man weder auf die Parkplätze noch auf 
die Einnahmen verzichten. Deshalb wurden 

Notmaßnahmen für 900.000 Euro durchge-
führt, damit die Verkehrssicherheit bis zum 
geplanten Abriss gewährleistet bleibt. 

Offenbar rechnen die KWL-Verantwortli-
chen mit keiner einfachen politischen Ent-
scheidung für ein neues Parkhaus, das grob 
mit 10 bis 16  Mio. Euro Kosten kalkuliert 
wird: Bei den Stadtpolitikern gibt es nämlich 
Vertreter, die die Zahl der Parkplätze gern 
reduzieren würden, andere fordern eine 
besonders anspruchsvolle Architektur in 
unmittelbarer Nachbarschaft zur Lübecker 
Altstadt, die als UNESCO-Weltkulturerbe ein-
gestuft ist. Die KWL-Planer haben jedenfalls 
ausgerechnet, dass sich die Ertüchtigung 
amortisiert, wenn bis zum Abriss noch min-
destens 3 Jahre vergehen. 

Die Alternative allerdings, schneller zu 
planen und zu entscheiden, um nicht fast 
eine Million Euro in ein marodes Gebäude 
stecken zu müssen, wurde noch nicht ein-
mal erwogen – weder von der KWL noch von 
der Lübecker Ratsversammlung.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Die 900.000 Euro könnten gespart werden, 
wenn Planungs-, Entscheidungs- und Geneh-
migungsprozesse in Lübeck schneller liefen.

Rainer Kersten
schleswig-holstein
@steuerzahler-sh.de

Fehlinvestition? 
Auf die Begründung kommt es an!
Die Deutsche Bahn ist oft in den Schlagzei-
len, so auch im sächsischen Grimma. Dort 
verfügt der Bahnhof seit vergangenem 
Jahr über zwei Bahnsteige, von denen aber 
nur einer benötigt und genutzt wird.

Grimma (SN). Die gute Nachricht zuerst: 
Der Grimmaer Bahnhof hat seit vergange-
nem Jahr zwei barrierefreie Bahnsteige. Die 
schlechte Nachricht: Es wird nur einer benö-
tigt und genutzt. Wie passt das zusammen? 

Ursprünglich hatte Grimma einen Bahn-
steig direkt am Bahnhofsgebäude. Vor eini-
gen Jahren hat das Eisenbahnbundesamt 
einen barrierefreien Ausbau aus bautechni-
schen Gründen verworfen. Daher entschloss 
man sich, einen zweiten Bahnsteig für rund 
200.000 Euro zu bauen, welcher barrierefrei 
ist. Nach dessen Fertigstellung wurde der 
Regelverkehr ausschließlich am unsanierten 
Hausbahnsteig  1 weitergeführt. Dann die 
Überraschung: Das Eisenbahnbundesamt 
genehmigte doch noch die Sanierung des 
Hausbahnsteigs 1.  

Die Deutsche Bahn und das Eisenbahn-
bundesamt erklärten ihre Investitionsent-
scheidung für den zweiten Bahnsteig nun 
damit, dass zwei Bahnsteige eine höhere 
Infrastrukturkapazität schaffen. Infrastruk-
turanlagen würden zudem nicht nur für 

die nächsten Jahre, sondern für Jahrzehnte 
gebaut.

Laut Fahrplan fahren derweil die Re-
gionalbahnen weiterhin ausschließlich 
auf dem Bahngleis 1 ein und aus – nur 
während der Sanierung des Bahnsteigs 1 
wurde Bahnsteig  2 als Ausweichvariante 
genutzt.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Wäre der Bahnsteig 1 von Anfang an bar-
rierefrei und bedarfsgerecht saniert worden, 
hätte man sich die Zusatzinvestition in Höhe 
von 200.000  Euro für einen zweiten Bahn-
steig sparen können.  

Thomas Meyer
info@steuerzahler-sachsen.de

900.000 Euro entsprechen ungefähr zwei 
Jahres-Abschreibungen für den Neubau.

ALTERNATIVE INVESTITION

In Grimma wurde ein 
zweiter Bahnsteig 

gebaut, obwohl er gar 
nicht nötig war. Die 

Zusatzkosten für den 
Steuerzahler betragen 

200.000 Euro.

Foto: Thom
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www.schwarzbuch.de/
newsletteranmeldung

Spannende Neuigkeiten rund um 
das Thema Steuergeldverschwen-

dung und die ausufernde Subventi-
onspolitik der Bundesregierung:

Bleiben Sie auf dem Laufenden und 
abonnieren Sie unseren Newsletter 

„Der Steuerwächter“! 
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Gesellschaftsjagd des 
Ministerpräsidenten
abgeblasen
Bis Ende 2015 war es in Hessen Usus, dass 
der Ministerpräsident von Zeit zu Zeit auf 
Steuerzahlerkosten einen illustren Zirkel 
zu einer Gesellschaftsjagd einlud. Nach 
massiver Kritik im Schwarzbuch und in der 
Bevölkerung hat sich die Landesregierung 
inzwischen davon verabschiedet.

Hessen. Im Schwarzbuch 2016 kritisierte 
der Bund der Steuerzahler, dass der Hessi-
sche Ministerpräsident Ende 2015 wieder 
einmal einen ausgewählten Kreis zu einer 
Gesellschaftsjagd mit anschließendem Fest-
essen in einem Fünf-Sterne-Hotel geladen 
hatte. Die Kosten für die Steuerzahler betru-
gen damals rund 16.000 Euro. Hinzu kamen 
Aufwendungen für einen Polizeieinsatz 

wegen Protesten aus der Bevölkerung. Der 
BdSt forderte damals, solch unzeitgemäße 
und teure Jagdveranstaltungen ersatzlos zu 
streichen. Es entwickelte sich eine Debat-
te in den Medien und der Gesellschaft, die 
auch die Politik erreichte. Tatsächlich ver-
zichtete das Land dann auf derlei Events. Auf 
eine Anfrage des BdSt erklärte der stellver-
tretende Regierungssprecher Anfang 2020, 
dass „nach der Gesellschaftsjagd im Novem-
ber 2015 (…) weder die Staatskanzlei noch 
das Umweltministerium erneut zu einer sol-
chen Jagd eingeladen [haben]. Derzeit gibt 
es auch keine Planungen zur Durchführung 
einer Gesellschaftsjagd“. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT 

Auch wenn es bei der Gesellschaftsjagd 
des Ministerpräsidenten nur um einen ver-
gleichsweise geringen Ausgabenposten 
ging, zeugte diese Veranstaltung nicht 
gerade von Fingerspitzengefühl. Gut, dass 
sich Hessen endlich ein Beispiel an ande-
ren Bundesländern genommen hat, wo 
solche Jagdveranstaltungen schon länger 
Geschichte sind. Neben Protesten aus der 
Bevölkerung hat auch das Schwarzbuch 
seinen Teil dazu beigetragen.

Moritz Venner
venner@steuerzahler-hessen.de
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Modernes Update für Sozialwahlen
Mit mehreren gesetzlichen Initiativen re-
formiert die Politik die nächsten Sozial-
versicherungswahlen 2023. Damit werden 
Forderungen des Bundes der Steuerzahler 
umgesetzt. Gewinner sind die Demokratie 
und die soziale Selbstverwaltung.

Bund. Der Bund der Steuerzahler be-
grüßt, dass die Bundespolitik endlich eine 
konkrete Modernisierung der Selbstverwal-
tung der Sozialversicherungen in Angriff ge-
nommen hat. 

Rückblick: In unserem Schwarzbuch 
2017/18 kritisierten wir die teuren Sozialversi-
cherungswahlen bei den Renten- und Kran-
kenkassen, die alle sechs Jahre stattfinden 
und neben den Bundestags- und Europa-
wahlen die drittgrößten Wahlen in Deutsch-
land sind. Rund 60  Mio. Euro kostet jede 
Wahl, obgleich die rund 50 Mio. Versicherten 
bisher kaum Einfluss auf die Zusammen-
setzung der Selbstverwaltungsparlamente 

haben. Warum? Die Vereinigungen, die bei 
den Wahlen antreten, bilden Listenblöcke, 
sodass keine Einzelpersonen, wie etwa die 
Direktkandidaten bei einer Bundestagswahl, 
wählbar sind. Zugleich ist es gängige Praxis, 
dass auf den Listen nicht mehr Bewerber ste-
hen, als Sitze in den Parlamenten zu verge-
ben sind. Die Listenkandidaten gelten damit 
automatisch als gewählt – ein Wettbewerb 
um die besten Vertreter der Beitragszahler 
findet also nicht statt. Die jüngsten Sozial-
versicherungswahlen im Jahr 2017 fanden 
bei 161 Kassen statt, wobei es lediglich bei 
10 Trägern echte Wahlhandlungen gab – so-
genannte Urwahlen. 

Bei dieser Intransparenz ist es kein Wun-
der, dass sich die Versicherten trotz teuren 
Werbens der Sozialkassen viel zu wenig für 
die Wahl der Selbstverwaltungsorgane inte-
ressieren. Die Folge: Lag die Wahlbeteiligung 
1993 noch bei mehr als 43 Prozent, so ist sie 
seitdem deutlich gesunken und liegt bereits 

Vorwärts in die 
digitale Zukunft: 
Zur nächsten Wahl 
2023 werden verschie-
dene Krankenkassen 
erstmals Online-Wah-
len anbietenFo
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Über allen Gipfeln ist Ruh: Der Hessische Mi-
nisterpräsident lädt nicht mehr zur Jagd.
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seit 2005 auf dem niedrigen Niveau von rund 
30 Prozent. 

Die Forderungen des Steuerzahlerbun-
des waren daher klar: Online-Wahlen, um 
wieder eine aktivere Mitbestimmung der 
Versicherten zu erreichen sowie eine Reform 
der Wahlverfahren, um den Wählern mehr 
Transparenz und echte Wahlmöglichkeiten 
an die Hand zu geben. 

Nachdem Union und SPD bereits 2018 
in ihrem Koalitionsvertrag eine Reform der 
Sozialversicherungswahlen angedeutet 
hatten, folgten in diesem Jahr konkrete ge-
setzliche Schritte. Zur nächsten Wahl 2023 
werden verschiedene Krankenkassen erst-
mals Online-Wahlen anbieten, zusätzlich 
zur traditionellen Briefwahl. Dieser konse-
quente Schritt ist zu begrüßen, ist er doch 
ein wichtiger Beitrag zur Digitalisierung der 
Gesundheitsverwaltung und – durch die zu 

erwartende höhere Wahlbeteiligung – ein 
Beitrag zur demokratischen Legitimation 
der Verwaltungsräte der Kassen. Parallel 
zur Einführung der Online-Wahlen wird die 
Transparenz der Wahlverfahren verbessert, 
um mehr Urwahlen stattfinden zu lassen.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Die soziale Selbstverwaltung ist ein hohes 
Gut, das nicht als Spielball für einzelne Inte-
ressengruppen dienen sollte. Die eingelei-
tete Reform der Sozialversicherungswahlen 
ist richtig, stärkt sie doch die Selbstverwal-
tungsorgane der Sozialversicherungsträger 
und das Mitbestimmungsrecht der 50 Mio. 
Versicherten.

Sebastian Panknin
s.panknin@steuerzahler.de

ALTERNATIVE INVESTITION

Mit den eingesparten 7 Mio. Euro 
können rund 3,5 Mio. zusätzliche 
Linienbuskilometer bestellt werden.

Gutachten: Busse statt Schienenverkehr
Sollte die Eisenbahnstrecke zwischen Tor-
nesch und Uetersen für den Personenver-
kehr reaktiviert werden? Ein Gutachten 
im Auftrag des Landes meint: Das wäre 
unwirtschaftlich! Stattdessen wird nun der 
Busverkehr ausgebaut. Das spart den Steu-
erzahlern nicht nur rund 7 Mio. Euro, son-
dern entspricht auch den Wünschen vieler 
Berufspendler.

Tornesch/Uetersen (SH). Wenn Politi-
ker Machbarkeitsstudien und Gutachten 
in Auftrag geben, wird es für Steuerzahler 
meistens teuer. Nicht so im Fall der Unter-
suchungen für einen Ausbau der Eisenbahn-
strecke zwischen den schleswig-holsteini-
schen Kleinstädten Uetersen und Tornesch. 
Die derzeit nur noch für den Güterverkehr 
genutzte Strecke liegt im hoch verdichteten 
Hamburger Randgebiet. 

Viele Pendler aus beiden Städten fah-
ren täglich zur Arbeit nach Hamburg. Des-

halb haben es sich die Gutachter bei ihrer 
rund 40.000  Euro teuren Untersuchung 
nicht leichtgemacht: Es wurde extra ein 
Probebetrieb mit einem Triebwagen ge-
fahren, um dann aber zum klaren Ergeb-
nis zu kommen, dass der Schienenausbau 
für rund 7 Mio. Euro unwirtschaftlich wäre. 

Dieses deckt sich mit den Forderungen des 
Bundes der Steuerzahler und vieler Pend-
ler, weil der Eisenbahnverkehr nicht zu einer 
nennenswerten Verkürzung der Fahrzeit 
beigetragen hätte.

Wichtiger ist den täglichen Nutzern, dass 
die Linienbusse in kurzen Takten und ohne 
Stauzeiten zu den vorhandenen S- und Regi-
onal-Bahnhöfen fahren. Darum soll jetzt vor 
dem Bahnhof Tornesch eine „Busschleuse“ 
eingerichtet werden.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Das Ergebnis des Gutachtens ist gut für 
Steuerzahler und für Pendler. Jetzt werden 
die öffentlichen Mittel in Maßnahmen ge-
steckt, die den Umstieg vom eigenen Auto 
wirklich attraktiv machen.

Rainer Kersten
schleswig-holstein
@steuerzahler-sh.de

Deutsche Fußball Liga verwandelt 
BdSt-Vorlage zu Zweitligastadien
Die letztjährige Schwarzbuch-Kritik an 
den strengen Statuten der Deutschen Fuß-
ball Liga (DFL) hinsichtlich der Zuschau-
erkapazität in der 2.  Bundesliga zeigte 
offenbar Wirkung. Der Bund der Steuer-
zahler hatte am Beispiel der Wiesbadener  
„Brita-Arena“ Ausnahmen für kleinere 
Vereine gefordert, da die Umbauten allzu 
oft auf Kosten der Steuerzahler gehen. Mit 
Erfolg: Inzwischen hat die DFL beschlos-
sen, diese Anforderung zu verändern. Lei-
der kam das für Wiesbaden und die hessi-
schen Steuerzahler zu spät.

Hessen. Im Schwarzbuch 2019/20 kriti-
sierte der Bund der Steuerzahler am Beispiel 
der Wiesbadener „Brita-Arena“ die Deutsche 
Fußball Liga (DFL) für ihre Vorschrift zur Min-
destzuschauerkapazität in der 2. Bundesliga. 
Vor allem das Land Hessen, das bereitwillig 
Steuergeld für die Umsetzung zur Verfügung 
stellte, stand in der Kritik. 

Weil die DFL es in ihrer Lizenzierungsord-
nung forderte, sollte das Stadion des SV We-
hen Wiesbaden (SVWW) von ursprünglich 
rund 12.500 auf 15.000  Plätze aufgestockt 
werden. Doch dafür gab es eigentlich gar 
keinen Bedarf, denn gut gefüllt oder gar 
ausverkauft war die Arena in der hessischen 

Landeshauptstadt bis dahin nur sehr selten. 
Das änderte sich selbst nach dem Aufstieg 
des SVWW in die 2. Bundesliga im Sommer 
2019 nicht: Zu den 12 Heimspielen der Saison 
2019/20 vor der Corona-Pandemie, die noch 
mit Zuschauern ausgetragen wurden, ka-
men durchschnittlich gerade einmal knapp 
5.300  Besucher. Trotz attraktiverer Gegner 
lag der Schnitt also nur um rund 2.000 Fans 
höher als in der vorigen Drittliga-Saison und 
blieb so immer noch weit entfernt von den 
von der DFL anvisierten Zahlen. Weil sich das 
Land Hessen mit 3,5 Mio. Euro an dem Sinn-
los-Umbau beteiligte, hatte der BdSt gefor-

ALTERNATIVE INVESTITION

Für 3,5 Mio. Euro hätte das Land 
35 Förderbescheide über je 100.000 

Euro für den (Um-)Bau von Brei-
tensportplätzen übergeben können.
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Kein goldener Handschlag für Stadtbaurätin

Erfolge

Der Termin stand schon fest: Am 15. Janu-
ar 2020 wollte der Delmenhorster Stadtrat 
eine gewählte Baurätin abwählen. Für die 
Steuerzahler wäre das sehr teuer gewor-
den, da mit der Abwahl hohe Versorgungs-
ansprüche für die Stadtbaurätin verbunden 
gewesen wären. Der Bund der Steuerzahler 
konnte das in letzter Sekunde verhindern. 

Delmenhorst (NI). Den Antrag zur Ein-
leitung des Abwahlverfahrens einer 2016 
für die Amtszeit von 8  Jahren gewählten 
Baurätin hatten 36 der 45  Ratsmitglieder 
unterschrieben – dies war die notwendige 
Mehrheit. Der Spitzenbeamtin wurden aber 
keine fachlichen Verfehlungen im Amt vor-

gehalten, der Grund sei ihre häufige Abwe-
senheit im Rathaus wegen der Pflege eines 
schwerkranken Angehörigen gewesen. Das 
Beamtenrecht sieht für derartig persönlich 
belastende Situationen die Möglichkeit von 
beruflichen Auszeiten vor, etwa über die In-
anspruchnahme von Familienpflegezeiten. 

Eine Abwahl ist nur erlaubt, wenn das 
Vertrauensverhältnis zwischen einem Wahl-
beamten und Stadtrat bzw. Stadtverwaltung 
irreversibel zerstört ist. Aus gutem Grund 
setzt das Niedersächsische Kommunalver-
fassungsrecht hier hohe Hürden, schließlich 
kommt die Abberufung eines kommunalen 
Beamten auf Zeit die Steuerzahler teuer zu 
stehen. So hätte die 55-jährige Stadtbaurä-

dert, dass sich die öffentliche Hand aus der 
Finanzierung des Profisports heraushalten 
und dass die DFL dauerhafte Ausnahmere-
gelungen für kleinere Vereine schaffen sollte.

Mit Erfolg: Ende März  2020 beschloss 
die DFL-Mitgliederversammlung mit großer 
Mehrheit eine Änderung der Lizenzierungs-
ordnung, wonach 15.000  Plätze für Zweitli-
ga-Stadien kein absolutes Muss mehr sind. 
So heißt es im dazugehörigen „Anhang IV“ 
nun: „Clubs der 2. Bundesliga, deren offizielle 
Zuschauerzahlen in den letzten zehn Spiel-
zeiten jeweils unter einem Schnitt von 7.500 
lagen, dürfen ihre Heimspiele mit einem re-
duzierten Fassungsvermögen von 12.500 Zu-
schauern austragen, wenn ihr Stadion für Fuß-
ballspiele vor mindestens 15.000 Zuschauern 
zugelassen ist und ein Fassungsvermögen 
von 15.000 Zuschauern ohne bauliche Verän-
derung des Stadionkörpers erreicht werden 
kann (beispielsweise durch Änderung der 
Stehplatz-/Sitzplatzkonfiguration)“. 

Weil die Baumaßnahmen in der Wies-
badener Arena zum Zeitpunkt des DFL-Be-
schlusses aber bereits in vollem Gange wa-

ren, hatte die Änderung des Ligaverbands für 
die hessischen Steuerzahler keine unmittel-
baren Auswirkungen mehr. Der Landeszu-
schuss ist geflossen und der SVWW durfte 
auf den Ausbau des Stadions ja auch nach 
der neuen Regelung nicht ganz verzichten. 
Immerhin konnte sich der Club in der Folge 
wieder auf 12.500 Plätze beschränken, ohne 
Sanktionen des Ligaverbands befürchten 
zu müssen. Statt neuer Stehplätze können 
dadurch mehr der in Wiesbaden besser zu 
verkaufenden Sitzplätze installiert werden.

Der Treppenwitz ist: Im Sommer 2020 
stieg der SVWW nach nur einem Jahr Zweit-
klassigkeit wieder in die 3. Liga ab. Dort ist 
nicht mehr die DFL zuständig, sondern der 
Deutsche Fußball Bund (DFB) – und der 
verlangt lediglich 10.000  Zuschauerplät-
ze. Letztlich vergrößerte der SVWW also 
zwangsweise sein Stadion aufgrund der Be-
stimmung einer Liga, der er zwischenzeitlich 
nicht mehr angehört. Dieses nur schwer zu 
kalkulierende Risiko des Auf und Ab im Pro-
fisport ist einer der Gründe, warum sich die 
öffentliche Hand dort heraushalten sollte.

Für die hessischen Steuerzahler kam es zwar zu spät. Aber auch aufgrund der BdSt-Kritik hat die 
DFL Ausnahmeregelungen für die Zuschauerkapazität in der 2. Bundesliga beschlossen.
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DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Auch wenn es für Wiesbaden zu spät 
kam: Unterm Strich ist das Umdenken der 
DFL eine gute Nachricht für viele kleine Fuß-
ball-Clubs und auch die Steuerzahler, die für 
die Umsetzung von Stadionbauprojekten ja 

leider nur allzu oft herangezogen werden. 
Der mächtige Ligaverband hat sich ange-
sichts der Kritik wenigstens etwas bewegt 
und Ausnahmen zugelassen.

Moritz Venner
venner@steuerzahler-hessen.de

Das Rathaus der Stadt 
Delmenhorst: Hier 

verhinderte der Bund 
der Steuerzahler, dass 

die Baudezernentin 
mit einem goldenen 
Handschlag verab-

schiedet wurde.
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Mehr Verlässlichkeit 
und Transparenz bei Baukosten
Mit trauriger Regelmäßigkeit laufen die 
Kosten bei öffentlichen Baumaßnahmen 
aus dem Ruder. Zu oft werden die Mittel 
im Haushalt veranschlagt, obwohl die Pla-
nung dafür noch gar nicht reif ist. Zudem 
ist die Darstellung im Haushalt zum Teil in-
transparent. Der Bund der Steuerzahler hat 
dies wiederholt kritisiert. Mit Erfolg: Das 
Bundesfinanzministerium will diese Praxis 
nun ändern.

Bund. Für Baumaßnahmen wendet der 
Bund viel Geld auf. Darunter fallen nicht nur 
Bauten für die eigene Bundesverwaltung, 
sondern im aktuellen Bundeshaushalt ste-
hen für sogenannte Zuwendungsbaumaß-
nahmen rund 1,2  Mrd. Euro bereit. Dieser 
etwas sperrige Begriff bezeichnet freiwillige 
Zuwendungen, mit denen der Bund Bauten 
außerhalb der Bundesverwaltung bezu-
schusst. Dies können Projekte öffentlicher 
oder privater Bauherren sein, häufig sind es 
Bauten für Wissenschaftseinrichtungen und 

für kulturelle Zwecke – zum Beispiel Bauten 
auf der Berliner Museumsinsel.

Problematisch ist, dass die Veranschla-
gung und Darstellung der bezuschussten 
Maßnahmen im Bundeshaushalt größten-
teils nicht den haushaltsrechtlichen Vorga-
ben entsprechen. Dies stellt der Bundes-
rechnungshof (BRH) in einem bisher nicht 
öffentlichen Bericht an den Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestags fest und 
bestätigt damit auch die wiederholt vom 
BdSt im Schwarzbuch geäußerte Kritik an 
der Veranschlagungspraxis. Dabei handelt 
es sich um mehr als ein Feinschmecker-
thema für Freunde des Haushaltsrechts. 

So stellt der BRH im Bericht fest, dass die 
Haushaltsansätze – also die für das Projekt 
vorgesehenen Zuschüsse aus dem Bundes-
haushalt – in der Regel auf unzureichenden 
Planungen beruhen und nicht nach einzel-
nen Baumaßnahmen getrennt veranschlagt 
werden. Ohne ausreichende Planung seien 
die Kosten- und Terminplanungen daher 

oftmals wenig belastbar. Die Folgen für den 
Steuerzahler: Intransparenz, längere Bauzei-
ten und höhere Kosten.

Dabei macht das Haushaltsrecht klare 
Vorgaben, wie die Mittel für die Baumaß-
nahmen zu veranschlagen sind, um die Ba-
sis für wirtschaftliches Bauen mit Steuergeld 
zu schaffen. Dabei gilt dieser naheliegende 
Ablauf als Erfolgsrezept: Erst planen, ent-
sprechende Haushaltsunterlagen erstellen, 
prüfen, die benötigten Mittel im Haushalt 
veranschlagen – und dann erst bauen. Laut 
BRH-Bericht hat sich das BMF zu diesen Ver-
anschlagungsgrundsätzen bekannt und will 
diese in Zusammenarbeit mit den anderen 
Ministerien erreichen.

Auf Nachfrage des BdSt wollte sich das 
Bundesfinanzministerium nicht zum Be-

richt äußern, da dieser noch unveröffentlicht 
ist. Das Ministerium bestätigt aber, dass es 
ab dem Bundeshaushalt 2021 die Zuwen-
dungsbaumaßnahmen transparenter dar-
stellen wird. Ob den Worten auch Taten fol-
gen, wird der BdSt beobachten.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Es ist ein notwendiger und längst über-
fälliger Schritt, dass bei der Veranschlagung 
der Baumaßnahmen wieder zu einer Praxis 
zurückgekehrt wird, die den haushaltsrechtli-
chen Vorgaben entspricht und eine wirtschaft-
liche Verwendung des Steuergelds sicherstellt.

Philipp Behm
p.behm@steuerzahler.de

tin bei einer Abberufung durch den Rat für 
die Zeit von Januar 2020 bis April 2024 An-
spruch auf Versorgungsbezüge in Höhe von 
rund 327.000 Euro gehabt. Die verbleibende, 
nicht erbrachte Amtszeit hätte zudem als ru-
hegehaltsfähige Dienstzeit gezählt und die 
ab Mai 2024 einsetzende lebenslange Pensi-
on weiter erhöht. 

Als der Bund der Steuerzahler den Politi-
kern in Delmenhorst die unvertretbar hohen 
Kosten sowie den offensichtlichen Rechts-
missbrauch ihrer Abwahlentscheidung vor 
Augen führte, zogen einige Ratsmitglieder 
ihre Zustimmung zurück. Die erforderliche 
Mehrheit bröckelte – auch weil der BdSt 
die von der Stadt genannten Abwahlkosten 
als viel zu niedrig entlarvte. Zu einer Ab-

wahl-Sondersitzung kam es nicht mehr. Der 
Weg, eine Stadtbaurätin mit einem golde-
nen Handschlag auf Kosten der Steuerzahler 
loszuwerden, war verbaut.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Erst wenn eine Kommune alle zur Verfü-
gung stehenden organisatorischen und perso-
nalrechtlichen Maßnahmen ausgeschöpft hat 
und eine weitere Amtsausübung nicht zumut-
bar ist, darf sie einen kommunalen Wahlbeam-
ten abberufen. Die gesetzlichen Bestimmun-
gen hierzu sollten präzisiert werden.

Bernhard Zentgraf
Zentgraf@steuerzahler-nub.de

Auch hier wird mit 
Zuschüssen aus dem 
Bundeshaushalt 
gebaut: Das Pergamon-
museum auf der Ber-
liner Museumsinsel.Fo
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Schwarzbuch 2020/21

Machbarkeitsstudie 
ohne Nutzungsabsicht
Über die Reaktivierung einer stillgelegten 
Bahnstrecke soll eine Machbarkeitsstudie 
für bis zu 50.000  Euro erarbeitet werden. 
Dabei hat uns das zuständige Verkehrsmi-
nisterium in Kiel mitgeteilt, dass es derzeit 
gar keine Überlegungen gibt, die Strecke 
für den Schienenpersonennahverkehr zu 
nutzen. Offenbar soll das Gutachten nur 
dazu dienen, eine hitzige lokale Debatte 
zu beenden.

Lütjenburg/Malente (SH). Die im Jahr 
1890 in Betrieb genommene 17  km lange 
Bahnstrecke zwischen Malente und Lütjen-
burg verläuft malerisch durch die Holsteini-
sche Schweiz. Der Personenverkehr wurde 
allerdings bereits 1976 wegen mangelnder 
Nachfrage eingestellt, bis 1996 fuhren ledig-
lich Militärzüge zu einem Truppenübungs-
platz. Danach gab es noch einige Nostal-
giefahrten. Seit einigen Jahren versuchen 
verschiedene Betreiber, die Strecke touris-
tisch zu nutzen – zum Beispiel als Draisinen- 
oder Kleinbahn. Dazu wurde teilweise die 
Spur verengt. 

Jetzt plant ein Trägerverein die Reaktivie-
rung für den Personenverkehr. Mit innova-
tiven Elektrotriebwagen, die nach Straßen-
bahnregeln fahren sollen, will man Touristen 
und Pendler gleichermaßen auf die Schiene 
holen. Das Landesverkehrsministerium teil-
te auf Anfrage des Bundes der Steuerzahler 
jedoch mit, dass derzeit gar keine Überle-
gungen bestünden, diese Bahnstrecke für 
den Schienenpersonennahverkehr zu re-
aktivieren. Dennoch wolle man wegen der 

„regen lokalen Debatte über die zukünftige 
Nutzung“ eine Machbarkeitsstudie zur Er-
örterung der Nutzungspotenziale für rund 
50.000 Euro vergeben – und das, obwohl mit 

einem wirtschaftlichen Betrieb angesichts 
der sehr geringen Fahrgastpotenziale nicht 
zu rechnen ist. Die Kommunen Malente und 
Lütjenburg haben bereits ihren Anteil von je 
4.000 Euro zugesagt. 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Eine Machbarkeitsstudie, deren nega-
tives Ergebnis bereits vorher feststeht, ist 
Verschwendung. Das Geld sollte lieber für 
einen verbesserten Busverkehr eingesetzt 
werden.

Rainer Kersten
schleswig-holstein@
steuerzahler-sh.de

Das 50.000 Euro teure Gutachten zur Reaktivie-
rung der Eisenbahnstrecke ist unnötig.

Foto: BdSt Schlesw
ig-H

olstein e. V.
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Fördergeld: Süßes Gift für Seglerromantik
Der endgültige Abschied von der „Seute 
Deern“ galt als beschlossene Sache, nach-
dem ein Gutachten dem Holzsegler einen 
„konstruktiven Totalschaden“ beschei-
nigt hatte – das Schiff sollte abgewrackt 
werden. Da beschloss der Bund 2019 völlig 
überraschend, stolze 46  Mio. Euro für ei-
nen Nachbau des Schiffs bereitzustellen. 
Dabei gibt es eine wesentlich günstigere 
Alternative.

Bremerhaven (HB). Nur etwas mehr als 
die Hälfte ihres 101-jährigen Bestehens hat 
die „Seute Deern“ (übersetzt: süßes Mädchen) 
in Bremerhaven verbracht. Im Jahr 1919 lief 
sie unter dem Namen „Elisabeth Bandi“ im 
US-Bundesstaat Mississippi vom Stapel. 
Über Finnland, Lübeck, die Niederlande und 
Emden gelangte das Schiff schließlich 1966 
nach Bremerhaven. Das dortige Deutsche 
Schifffahrtsmuseum erhielt den hölzernen 
Dreimaster 1972 als Gründungsgeschenk 
von der Stadt, wo er fortan als Museums-, 
Restaurant- und Trauungsschiff genutzt 
wurde. Seit 2005 steht die „Seute Deern“ un-
ter Denkmalschutz.

Das Problem: Ein so altes Schiff, dazu 
noch aus Holz, benötigt Pflege sowie regel-
mäßige Instandsetzungsarbeiten. Das not-
wendige Geld konnte das Schifffahrtsmuse-
um jedoch kaum aufbringen, schließlich war 
der alte Holzsegler nicht das einzige Muse-
umsschiff im Hafen.

Nach einem Brand im Februar 2019, 
durch den die ohnehin stark angegriffene 
Substanz der „Seute Deern“ noch mehr in 
Mitleidenschaft gezogen wurde, mussten 
sechs Pumpen im Rumpf installiert wer-
den, die täglich bis zu 150.000 Liter Wasser 
abpumpten. Zu diesem Zeitpunkt wurde 
der Sanierungsbedarf bereits auf mehr als 
30 Mio. Euro geschätzt. 

Im August 2019 fiel eine Pumpe aus, und 
das Schiff sank mehrere Meter tief bis in den 
Schlick des Hafenbeckens. Für die Bergung 
rund drei Wochen später musste das Land 
Bremen 1,1 Mio. Euro bereitstellen. Die Hava-
rie hat den Zustand der hölzernen Bark wei-
ter verschlechtert, Gutachter sprachen sogar 
von einem „konstruktiven Totalschaden“. Da 
Bremens Finanzsenator eine Sanierung aus 
nachvollziehbaren Gründen ablehnte, be-

Die „Seute Deern“ in Bremerhaven sollte aufgrund mehrerer Schäden abgewrackt werden – die 
vernünftigste Lösung. Weil der Bund Geld spendierte, soll das Schiff nun nachgebaut werden.

Foto: D
SM

 / Len
nart Edel
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schloss der Stiftungsrat des Museums im 
Oktober 2019 den „Rückbau“ des Schiffs. Die 
Akte „Seute Deern“ schien geschlossen.  

Einen Monat später erschien überra-
schend ein neuer Akteur auf der Bildfläche: 
In seiner Bereinigungssitzung im November 
2019 beschloss der Haushaltsausschuss des 
Bundestages, bis zu 46 Mio. Euro für einen 
Nachbau der „Seute Deern“ bereitzustellen 
– ohne eine Kofinanzierung vor Ort zu verlan-
gen. Diesem millionenschweren „Geschenk“ 
aus Berlin können in Bremen und Bremerha-
ven viele nicht widerstehen und pochen nun 
auf den Nachbau. Aktuell werden verschie-
dene Varianten untersucht.

Dabei gäbe es auch eine günstige Al-
ternative: Die „Schulschiff Deutschland“, 
ebenfalls ein Dreimaster, liegt derzeit in 
Bremen-Vegesack vor Anker, sucht aber ei-
nen neuen Liegeort. Eine Verlegung in den 

Museumshafen in Bremerhaven wäre mög-
lich. Damit würde auch noch ein Stück Bre-
merhavener Geschichte zu ihrem Ursprung 
zurückkehren: Die „Schulschiff Deutschland“ 
war 1927 in einer Werft in Geestemünde, ei-
nem Stadtbezirk Bremerhavens, vom Stapel 
gelaufen.

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Statt des Neubaus sollten sich die Verant-
wortlichen um eine Verlegung der „Schul-
schiff Deutschland“ bemühen. Warum sollte 
man Millionen für die Kopie eines US-Se-
gelschiffs vergeuden, wenn es auch ein viel 
günstigeres, nicht minder historisch bedeut-
sames Bremerhavener Original sein könnte?

Jan Vermöhlen
vermoehlen@steuerzahler-nub.de

Verschwendung droht

Behördenverlagerungen im Freistaat Bayern
Geplante Behördenverlagerungen im 
Freistaat Bayern sind kostspielige Vorha-
ben. Sie werden Millionen kosten.

Freistaat Bayern/München. Um das seit 
Jahren bestehende Ungleichgewicht zwi-
schen Stadt und Land zu bekämpfen, sol-
len im Rahmen der „Landesstrategie Bayern 
2030“ in den kommenden 10  Jahren 3.000 
staatliche Stellen von der Landeshauptstadt 
München in meist strukturschwache länd-
liche Regionen verlagert werden. Dadurch 
sollen ländlich geprägte Räume gestärkt und 
gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen in ganz Bayern geschaffen werden. 

So ist unter anderem geplant, den Bay-
erischen Verwaltungsgerichtshof mit 120 
Stellen von München nach Ansbach in Mit-
telfranken umzusiedeln. Ein Teil des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Wohnen, Bau 
und Verkehr soll mit rund 200 Mitarbeitern 
nach Augsburg ausgelagert werden. Auch 

in Ostbayerns Problemzonen, insbesondere 
in der nördlichen Oberpfalz und in verschie-
denen niederbayerischen Regionen im Bay-
erischen Wald, soll in den nächsten 10 Jah-
ren vieles besser und lebenswerter werden. 
So werden zum Beispiel im Raum Weiden 
künftig rund 300  Mitarbeiter des Landes-
amts für Finanzen eine neue Heimat finden. 
In Zwiesel werden 300  Stellen für Finanz-
beamte entstehen, die sich um Fragen und 
Neuberechnung der Grundsteuer kümmern 
werden. In Freyung-Grafenau wird ein neues 
Verwaltungsgericht mit 40 Mitarbeitern, das 
bisher am Verwaltungsgericht Regensburg 
angesiedelt war, gegründet. Das zentrale 
Schulungszentrum des Landesamts für Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit soll von 
München nach Bad Kissingen in Unterfranken 
verlagert werden. Und in Hof, in Oberfranken, 
soll ein neues, zentrales Polizeibeschaffungs-
amt mit 300 Arbeitsplätzen etabliert werden. 
Von dort werden künftig Polizeibeamte aus 

ganz Bayern mit Uniformen und Ausrüstung 
versorgt; bisher sind dafür mehrere Stellen in 
ganz Bayern zuständig. 

Diese beispielhaft genannten Behörden-
verlagerungen sind zwar ein starkes Signal, 
dass die schwächsten Landkreise im Freistaat 
Bayern unterstützt werden sollen. Allerdings 
ist zu hinterfragen, ob durch Behördenver-
lagerungen schwache Regionen tatsächlich 
gerettet werden können und einer Abwan-
derung langfristig entgegengewirkt werden 
kann. Auch aus der öffentlichen Verwaltung 
selbst wurden gegenüber dem Bund der 
Steuerzahler Bedenken und Befürchtungen 
geäußert, dass durch Behördenverlagerun-

gen bisher gut funktionierende Verwaltun-
gen geschwächt werden könnten.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Die Stärkung strukturschwacher Räume 
ist ein hehres Ziel. Aus Sicht der Steuerzah-
ler stellt sich jedoch die Frage, ob durch die 
Verlagerungsmaßnahmen die erhofften po-
sitiven Effekte noch in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Umzugskosten in mindes-
tens dreistelliger Millionenhöhe stehen.

Maria Ritch
maria.ritch@steuerzahler-bayern.de 

Die bayerische 
Staatsregierung plant, 
Behörden in struktur-

schwache Regionen 
zu verlegen. 

Das wird teuer. 
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Eine Utopie wird baden gehen
Das Mega-Projekt eines Flussbads in der 
Spree gehört zu einem 2019 beschlos-
senen Stadtumbauprojekt des Berliner 
Senats. Eine erste Kostenprognose über 
77 Mio. Euro lässt Schlimmes befürchten: 
Das Projekt ist utopisch.

Berlin. Der Berliner Senat hat im Dezem-
ber 2019 das Stadtumbaugebiet „Umfeld 
Spreekanal“ beschlossen. Obwohl es die 
Idee seit mehr als 20 Jahren gibt, tauchten 

zum Jahreswechsel erstmals Zahlen zu den 
geschätzten Kosten auf. Der Bund und das 
Land Berlin wollen knapp 6,5 Mio. Euro für 
den Bau einer Freitreppe am Ufer direkt vor 
dem Humboldt-Forum bereitstellen. Sie ist 
allerdings erst der Auftakt zu einem gewal-
tigen Umbauprojekt, bei dem der gesamte 
Bereich des 1,9 km langen Spreekanals neu 
gestaltet werden soll.

Im Einzelnen: Auf Höhe des Märkischen 
Museums soll zunächst bis zur Gertrauden-
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brücke ein naturnaher Wasserlauf mit einer 
idyllischen Parklandschaft angelegt werden. 
Daran soll sich ein 300 m langer Abschnitt 
mit einem biologischen Filter anschließen, 
der das mit Fäkalien belastete Spreewasser 
auf Badewasserqualität reinigt.

Die schieren Ausmaße dieses Bauwerks 
lassen den Bund der Steuerzahler allerdings 
aufhorchen. So müsste der Spreekanal über 
einen längeren Zeitraum trockengelegt 
werden, um im Kanal auf einer Länge von 
300  m einen Düker aus Betonfertigteilen 
einzubauen – eine Art doppelter Boden. Auf 
dem Düker soll der Bio-Wasserfilter aus Kies 
und Schilf aufgebracht werden. Damit die-
ses Bauwerk bei Starkregen nicht wie ein 
Staudamm wirkt und sich Fäkalien aus der 
überquellenden Mischwasserkanalisation 
über den Filter ergießen, öffnen sich bei Be-
darf eine Etage tiefer Klappen, die das Spree-
wasser unter dem Filter hindurchleiten. Bei 

schönem Wetter sind die Klappen dieses 
doppelten Bodens geschlossen, sodass in 
dem dahinterliegenden Kanalabschnitt auf 
einer Länge von mehr als 800  m bis zum 
Bodemuseum in biogefiltertem Abwasser 
geschwommen werden kann.

Kritiker des Projekts bezweifeln allerdings 
die technische Wirksamkeit des Biofilters 
und stellen die Frage, warum die Mittel nicht 
besser für die Beseitigung der Fäkalienbe-
lastung an ihrer Quelle eingesetzt werden. 
Bedenken wurden auch unter Denkmal-
schutzgesichtspunkten geäußert. Denn die 
angrenzende Museumsinsel ist als UNES-
CO-Welterbestätte in seiner jetzigen Form 
ein einzigartiges kulturelles und städtebau-
liches Denkmalensemble.

Die von der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung erstmals Ende 2019 mit 77 Mio. 
Euro prognostizierten Gesamtkosten hat-
te der Bund der Steuerzahler angesichts 

22 Mio. Euro für neue Staatskanzlei
Die Staatskanzlei Schleswig-Holsteins 
hat offenbar ein Auge auf das ehemalige 
Wehrbereichskommando geworfen. In 
traumhafter Lage findet man dort höchst 
repräsentative Räume. Herausgekommen 
sind die bisher geheimen Pläne durch eine 
Panne beim landeseigenen Gebäudema-
nagement: Das hat bereits Planungsleis-
tungen ausgeschrieben – mit einem ge-
schätzten Bauvolumen von 22 Mio. Euro.

Schleswig-Holstein. 2016 erwarb das 
Land von der Bundeswehr das Gebäude 
des ehemaligen Wehrbereichskommandos. 
Die Lage am Niemannsweg zwischen Forst-
baumschule und Förde gehört zu den Filet-
grundstücken in Kiel. Das 1934 vom Archi-
tekten des Berliner Flughafen Tempelhof, 
Ernst Sagebiel, entworfene Gebäude ist re-
präsentativ gestaltet und steht unter Denk-
malschutz. Leider besteht auch ein erheb-

licher Sanierungsstau aus der ehemaligen 
Bundeswehrnutzung. 

Ursprünglich war geplant, dort das 
Dienstleistungszentrum Personal des Lan-
des anzusiedeln, doch dann wurde das Ge-
bäude zunächst für die Unterbringung von 
Flüchtlingen genutzt. Heute sind an diesem 
Ort die zentrale IT-Verwaltung des Landes 
und eine Abteilung der Staatskanzlei unter-
gebracht. Nun möchte diese – wohl am liebs-
ten ganz – aus den angeblich beengten Ver-
hältnissen im Regierungsviertel ausziehen. 

Deswegen hat der Chef der Staatskanz-
lei mit einer Staatssekretärin des Finanzmi-
nisteriums das Gebäude am Niemannsweg 
bereits in Augenschein genommen. Die 
ebenfalls anwesenden Vertreter des Gebäu-
demanagements Schleswig-Holstein sollten 
mögliche Umbaukosten berechnen. Dem 
kamen sie eilfertig nach, indem sie eine 
Ausschreibung für Architektur- und Ingeni-

der Komplexität und langen Laufzeit des 
Stadtumbauprojekts bezweifelt. Nach dem 
Rücktritt der zuständigen Senatorin berich-
teten Medien im August 2020, dass weitere 
Kosten von rund 100  Mio. Euro vorsätzlich 
verschwiegen worden sein sollen.

Bis die Berliner am Humboldt-Forum 
tatsächlich in die Fluten springen können, 
dürfte noch einiges Wasser die Spree hinab-
fließen – in der Abgeordnetenhausdrucksa-
che ist von einem Umsetzungszeitraum von 
15 Jahren die Rede.

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Angesichts der katastrophalen Neu-
verschuldung der Hauptstadt sollten die 
knappen Haushaltsmittel besser für das 
Schul- und Vereinsschwimmen statt für 
eine fragwürdige städtebauliche Utopie 
ausgegeben werden. 

Alexander Kraus
kraus@steuerzahler-berlin.de

Mehr auch auf: www.schwarzbuch.de

ALTERNATIVE INVESTITION

Mit den Kosten könnte rund die Hälfte 
des Sanierungsrückstaus bei den 
Berliner Bädern beseitigt werden. 

Im Berliner Zentrum 
soll in der Spree ein 
Stadtbad entstehen. 
Dass die Kosten im 
geplanten Rahmen 
bleiben werden, dürfte 
sich jedoch als reine 
Utopie erweisen.Fo
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Dinslaken goes Shogun Town
Die Stadtwerke Dinslaken erweitern ihren 
Arbeitsbereich: Sie wollen in China aktiv 
werden. Der Bund der Steuerzahler kriti-
siert diese Pläne, da sie mit kommunaler 
Daseinsvorsorge nichts zu tun haben und 
das wirtschaftliche Risiko nur schwer zu 
überblicken ist.

Dinslaken (NW). Den Stadtwerken Dins-
laken reicht ihr Engagement in verschiede-
nen nordrhein-westfälischen Kommunen 
und ihre Beteiligung am internationalen Kon-
zern STEAG nicht mehr. Daher beginnen sie 
nun – mit Zustimmung des Stadtrats – einen 
eigenen Versuch der Internationalisierung. 

Die Stadtwerke wollen sich an der Stadt-
teilentwicklung „Shogun Town“ – ein neues 
Stadtviertel mit einer Gesamtfläche größer 
als Dinslaken – im chinesischen Nanjing betei-
ligen. Dort wollen sie die Energieversorgung 
(Strom, Wärme und Kälte) für die neu geplante 
Wohnsiedlung konzipieren. Zu diesem Zweck 
gründen sie über eine Tochtergesellschaft und 
mit einem privaten Unternehmen eine Betei-
ligungsgesellschaft. Diese wiederum gründet 
eine Projektgesellschaft in Nanjing, an der die 
beiden Eigner jeweils 50 Prozent halten.

Das Stammkapital dieser Gesellschaft 
soll 1  Mio. Euro betragen, das bedeutet 
500.000 Euro für die Stadtwerke. Abhängig 
von der Ausweitung des Geschäftsbetriebs 

der Projektgesellschaft soll das Stammkapital 
auf bis zu 10 Mio. Euro erhöht werden. 

Die Gesellschaft soll ca. 4,4 Mio. Euro in 
„Shogun Town“ investieren. 30 Prozent die-
ser Summe sollen aus Eigenkapital kom-
men, 70  Prozent aus Fremdkapital. Des-
halb müssen die Stadtwerke noch einmal 
160.000 Euro für das Eigenkapital überneh-
men. Damit beträgt das finanzielle Risiko 
laut Ratsvorlage maximal 660.000  Euro. 
Leider wurde vergessen zu erwähnen, wie 
die 70 Prozent Fremdkapital gegenüber den 
Banken abgesichert werden sollen und ob 
hier die Stadtwerke mit im Boot sitzen. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Mit dem Dinslakener Steuerzahler im 
Rücken investieren die Stadtwerke Millio-
nen in „Shogun Town“ und streben sogar 
eine Ausweitung der Chinaaktivitäten an. 
Ob sie alle damit verbundenen Risiken al-
lerdings beherrschen können, ist fraglich. 
Und von einer Daseinsvorsorge für nord-
rhein-westfälische Kommunen kann auch 
keine Rede mehr sein.

Jens Ammann
ammann@steuerzahler-nrw.de

eurleistungen veröffentlichten. Dabei gaben 
sie das Bauvolumen mit rund 22 Mio. Euro 
an. Bis zu diesem Zeitpunkt wussten we-
der Landtag noch Öffentlichkeit über die 
Umzugspläne Bescheid. Prompt wurde die 
Ausschreibung wieder gestoppt – dennoch 

zeichnet sich ab, dass die Nutzungspläne 
doch konkreter sind als bislang zugegeben. 
Nur das Kostenvolumen erscheint in der ak-
tuellen Corona-Krise nicht vermittelbar. 

Für die Steuerzahler stellt sich zudem 
die Frage, warum die Führungsspitzen der 
Staatskanzlei und der Ministerien immer 
mehr Büros brauchen, während gleichzei-
tig die Bediensteten in vielen Finanzämtern 
und Polizeistationen unter rückständigen 
Bedingungen arbeiten müssen.

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Die Repräsentation der Landesregierung 
muss hinter anderen Aufgaben zurückste-
hen: Erst gilt es, die Arbeitsbedingungen in 
den Dienststellen des Landes zu verbessern!

Rainer Kersten
schleswig-holstein@
steuerzahler-sh.de

Für viel Steuergeld soll 
das ehemalige Wehr-
bereichskommando 

in Kiel zur neuen 
Staatskanzlei ausge-
baut werden. Es gibt 

dringendere Aufgaben 
für die Regierung in 
Schleswig-Holstein.

Foto: Bund der Steuerzah
ler Sch

lesw
ig-H

olstein e. V.

ALTERNATIVE INVESTITION

Mit 22 Mio. Euro kann man

mit neuen Möbeln ausstatten.

10.000
Büroarbeitsplätze

Mehr auch auf: www.schwarzbuch.de

In China haben 
sich schon viele 
Unternehmen die 
Finger verbrannt. 
Die Stadtwerke Dinsla-
ken möchten 
es trotzdem versu-
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„Huxit“-Märchen ohne Happy End?
Hanau möchte kreisfreie Stadt werden 
und aus dem Main-Kinzig-Kreis austre-
ten. Damit drohen Doppelstrukturen und 
Mehrkosten für die Steuerzahler. Das Vor-
haben ist aus der Zeit gefallen und läuft 
dem Trend zu mehr interkommunaler Ko-
operation diametral entgegen. 

Hanau (HE). Die Stadt Hanau im östli-
chen Rhein-Main-Gebiet ist bekannt als Ge-
burtsstadt der Brüder Grimm, die dort vor 
mehr als 200 Jahren das Licht der Welt er-
blickten. Nun möchte Hanau die Zeit zurück-
drehen und ein eigenes Märchen schreiben, 
das immerhin bis in die 1970er Jahre reicht. 
Für die Steuerzahler wäre das allerdings we-
nig märchenhaft.

Seinerzeit wurde die Stadt im Zuge der 
Gebietsreform in den Main-Kinzig-Kreis in-
tegriert und verlor damit ihre Kreisfreiheit. 
Seitdem nimmt der Kreis auch für Hanau 
etliche Aufgaben wahr. Zum 1. Januar 2022 
möchte die Stadt den Kreis verlassen: In An-

lehnung an das Hanauer Autokennzeichen 
wird das Ganze auch „Huxit“ genannt. Als 
Begründung wird unter anderem das Be-
völkerungswachstum angeführt. In naher 
Zukunft soll Hanau die 100.000-Einwohner-
grenze überschreiten.

Nach einem „Huxit“ würde Hanau Auf-
gaben übernehmen, die zurzeit noch vom 
Main-Kinzig-Kreis für insgesamt 29  Kom-
munen erfüllt werden. Als Ergebnis drohen 
unnötige Doppelstrukturen und auch Mehr-
kosten für die Steuerzahler. Diese sind insbe-
sondere in den Bereichen Gesundheits amt, 
Amt für Veterinärwesen und Verbraucher-
schutz sowie bei der Führerscheinstelle zu 
befürchten. Funktionierende Strukturen 
würden zerschlagen und bestehende Sy-
nergien gingen verloren. Zu diesem Ergebnis 
kam ein vom Main-Kinzig-Kreis beauftragtes 
Gutachten. 

Unter dem Strich ist kein echter Mehr-
wert für die Bürger erkennbar. Viele der für 
sie wichtigen Anliegen können bereits heu-

Verschwendung droht Verschwendung droht

Die Brüder-Grimm-Stadt Hanau möchte kreisfrei werden. Das Resultat wären wohl Doppelstruktu-
ren und Mehrkosten für die Steuerzahler.
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te in der Stadt Hanau erledigt werden. Und 
gerade im Zeitalter der fortschreitenden Di-
gitalisierung wird die Bedeutung einer Prä-
senz vor Ort nicht steigen. 

Zu möglichen Auswirkungen auf den 
kommunalen Finanzausgleich schweigt das 
zuständige Land Hessen bisher. Zu befürch-
ten sind Mehrzahlungen aus dem Landes-
haushalt, um die zusätzlichen Aufgaben der 
Stadt Hanau bzw. die Einnahmeverluste des 
Main-Kinzig-Kreises auszugleichen.

Hanau fällt mit seinem Ansinnen aus 
der Zeit, weil in vielen hessischen Kommu-
nen seit Jahren eher darüber nachgedacht 
wird, an welchen Stellen man mehr mit 
Nachbarn kooperieren und somit Kosten 
reduzieren kann. Denn mit interkommu-
naler Zusammenarbeit können Synergien 
erzielt werden, schließlich muss nicht jede 
Kommune jede Dienstleistung oder jede 
Gerätschaft vorhalten. Das Land Hessen for-
dert die Zusammenarbeit gerade von Kom-
munen, deren Haushalte in Schieflage sind 
und fördert dies mit Zuschüssen. Hessen 
hat sogar ein eigenes Kompetenzzen trum 
für dieses Thema im Innenministerium 
eingerichtet. Daraus resultierten nicht nur 
viele kleine und große Projekte, bei denen 
Gemeinden beispielsweise ihre Verwaltun-
gen zusammenlegten, sondern sogar auch 
vollständige Fusionen, die erhebliche Sum-
men einsparen.

Um die Kreisfreiheit umzusetzen, müsste 
das Land Hessen diese per Gesetz erklären 
– „aus Gründen des öffentlichen Wohls“, wie 

es im betreffenden Gesetzestext heißt. Und 
hier wird ein Widerspruch zur bisherigen 
Politik für mehr Kooperation bisher selbst-
ständiger Kommunen in Hessen deutlich: 
Die Landesregierung stellt sich den Bestre-
bungen der Stadt Hanau nicht in den Weg. 
Vielmehr hat sie Stadt und Kreis empfohlen, 
eine bilaterale Verständigung herbeizufüh-
ren, die Grundlage für ein mögliches Aus-
kreisungsgesetz sein könnte. Danach will 
die Landesregierung darüber befinden, ob 
ein solcher Gesetzentwurf vorgelegt wird. 
Der Main-Kinzig-Kreis will Hanau ebenfalls 
„keine Steine in den Weg legen“ und ist in die 
Verhandlungen über einen Auseinanderset-
zungsvertrag eingestiegen. 

Bei drohenden Doppelstrukturen und 
Mehrkosten ohne echten Mehrwert für die 
Bürger wird es jedoch schwierig, das gefor-
derte „öffentliche Wohl“ für den „Huxit“ zu 
begründen.

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Das Land Hessen sollte die Pläne zur 
Kreisfreiheit Hanaus beenden, um die da-
raus resultierenden Doppelstrukturen und 
Mehrkosten zu vermeiden. So würde auch 
ein falsches Signal gegen interkommunale 
Zusammenarbeit vermieden.

Jochen Kilp
kilp@steuerzahler-hessen.de

Mehr auch auf: www.schwarzbuch.de

Ein teures Geschenk aus Berlin
Fast 11  Mio.  Euro soll die umstrittene Er-
weiterung der Jesteburger Kunststätte 
„Bossard“ kosten. Davon sollen mindes-
tens 7,4  Mio. Euro aus Steuergeld stam-
men. Der Bund der Steuerzahler sprach 
sich gegen die überdimensionierte Erwei-
terung aus, doch die Politik des Landkrei-

ses Harburg scheint dem „Geschenk“ aus 
Berlin nicht widerstehen zu können.

Jesteburg (NI). Als Erweiterungsbau der 
bisherigen „Kunststätte Bossard“ – im wei-
testen Sinn der künstlerische Nachlass des 
Bildhauers und Malers Johann Bossard – soll 
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im Landkreis Harburg die „Kunsthalle der 
Lüneburger Heide“ entstehen. Die notwen-
digen 10,8 Mio. Euro sollen überwiegend aus 
Steuergeld stammen.

Erst in der Bereinigungssitzung des Haus-
haltsausschusses des Deutschen Bundestags 
im November 2019, in allerletzter Sekunde 
also, konnte sich die Kunststätte eine Förder-
zusage des Bundes in Höhe von 5,4 Mio. Euro 
sichern. Einzige Bedingung des Bundes: Das 
Projekt soll vor Ort in gleicher Höhe kofinan-
ziert werden. Der Landkreis Harburg kam der 
Forderung zügig nach und versprach, sich 
mit 2  Mio. Euro an dem Projekt zu beteili-
gen. Die fehlenden 3,4 Mio. Euro sollen durch 
Sponsoren aufgebracht werden.

Es ist nicht das erste finanzielle Engage-
ment der öffentlichen Hand für die Kunst-
stätte: Schon seit vielen Jahren gewährt 
ihr der Landkreis Harburg Zuschüsse von 

zuletzt mehr als 100.000 Euro jährlich, um 
den Betrieb aufrechtzuerhalten. Weite-
re 25.000  Euro überweist die Gemeinde 
Jesteburg jedes Jahr an die Stiftung der 
Kunststätte. Grund für den hohen Finanz-
bedarf: Die Eintrittsgelder der jährlich rund 
12.000 Besucher – Tendenz fallend – reichen 
einfach nicht aus.

Mit dem Erweiterungsbau ist nun die 
Hoffnung verbunden, in der Lüneburger Hei-
de ein kulturelles Leuchtturmprojekt für die 
gesamte Region zu schaffen: Die Kunststät-
te Bossard soll sich zu einem „Museum mit 
nationalem Anspruch“ entwickeln. Entspre-
chend hoffen die Betreiber, die Besucherzah-
len innerhalb weniger Jahre verdreifachen zu 
können. Wer allerdings glaubt, die Kunststät-
te käme dann ohne Zuschüsse aus, liegt weit 
daneben: Bis 2024 möchte der Landkreis so-
gar jährlich satte 400.000 Euro überweisen.

Verschwendung droht

Der Bund der Steuerzahler zweifelt an 
der erhofften Sogwirkung des Kunsthal-
len-Neubaus in der Lüneburger Heide. Die 
Nachfrage von Kunstinteressierten, die 
ein solch großes und teures Bauvorhaben 
rechtfertigen würde, existiert nahezu aus-
schließlich in Großstädten und Oberzen-
tren. Angesichts der doch sehr optimis-
tischen Schätzung der Besucherzahlen 
fürchtet der BdSt, dass sich die Kunststätte 
langfristig zu einer teuren Belastung für den 
Landkreis Harburg entwickeln könnte.

Trotz dieser Argumente konnte sich die 
Politik bisher nicht dazu durchringen, sich 
endgültig von dem umstrittenen Projekt zu 
verabschieden. Stattdessen liegt der geplan-
te Ausbau nun so lange auf Eis, bis Wissen-

schaftler die Rolle Johann Bossards in der 
Zeit des Nationalsozialismus neu bewertet 
haben – eine Frage, die im Frühjahr 2020 zu 
regen Diskussionen geführt hatte.

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Die überregionale Strahlkraft der Kunst-
stätte wird überschätzt, die Besucherpro-
gnosen sind überzogen. Der Beschluss zur 
Förderung des Kunststätten-Erweiterung 
muss daher aufgehoben werden. Andern-
falls droht die Kunststätte für den Landkreis 
zum Fass ohne Boden zu werden.

Jan Vermöhlen
vermoehlen@steuerzahler-nub.de
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soll die Jesteburger 
Kunststätte „Bossard“ 
erweitert werden. 
Davon sollen mindes-
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Aus Fehlern nichts gelernt?
In Kiel ist der Wohnraum knapp. Des-
halb beschloss die Stadt, wieder eine 
städtische Wohnungsgesellschaft zu 
gründen, die bis zu 4.000 preisgünstige 
Mietwohnungen anbieten soll. Offenbar 
hat man dabei vergessen, dass man vor 
genau 20  Jahren froh war, die damalige 
Wohnungsbaugesellschaft mit mehr als 
10.000  Wohneinheiten verkaufen zu kön-
nen, denn deren Wohnungsbestand war 
marode und unwirtschaftlich.

Kiel (SH). Wie in vielen städtischen Bal-
lungsgebieten fehlt es auch in der schles-
wig-holsteinischen Landeshauptstadt an 
kostengünstigem Wohnraum für Singles 
und Familien mit geringem Einkommen. 
Der Anteil der Sozialwohnungen geht zu-
rück. Was liegt da näher, als eine eigene 
Wohnungsgesellschaft zu gründen, die die-
se Probleme löst, dachte sich die Mehrheit in 
der Kieler Ratsversammlung. 

Doch eine genaue Problemanalyse zeigt, 
dass die Schwachstellen woanders liegen. 
Es gibt genügend private und genossen-

schaftliche Anbieter, die in Kiel gern weite-
ren Wohnraum schaffen würden, doch feh-
len geeignete Grundstücke, auf denen sie 
preisgünstig bauen können. Hohe stadtpla-
nerische und bauliche Standards steigern 
die Baukosten zusätzlich. Genehmigungen 
lassen auf sich warten. An diesen Proble-
men wird auch ein städtisches Unterneh-
men nicht vorbeikommen. Es gibt lediglich 
einen weiteren Interessenten für die raren 
Grundstücke. 

Vollkommen vergessen haben die Kieler 
Politiker offenbar auch, dass sie 1999 heil-
froh waren, ihre damalige Wohnungsbauge-
sellschaft mit mehr als 10.000 Wohnungen 
überhaupt zu einem ansehnlichen Verkaufs-
erlös veräußern zu können. Die überwie-
gend sozial gebundenen Wohnungen waren 
in einem desolaten Zustand und wiesen eine 
ungünstige Mieterstruktur auf. Folge: Die Ge-
sellschaft war unwirtschaftlich. 

Ähnliches droht nun auch der neuen 
KiWoG, die zunächst mit einer Bareinlage 
von 1 Mio. Euro und allen geeigneten städ-
tischen Grundstücken ausgestattet wird. In 
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den nächsten 10 Jahren soll die Bareinlage 
der Stadt auf 10 Mio. Euro steigen, weitere 
Fehlbeträge sind laut Ratsvorlage nicht aus-
geschlossen. Zunächst strebt man einen 
Immobilienbestand von 1.000 Mietwohnun-
gen an, im Endausbau sollen es bis zu 4.000 
werden. Wie das erreicht werden kann, ohne 
auf dem engen Markt andere – wirtschaft-
lich erfolgreichere – Akteure zu verdrängen, 
bleibt das Geheimnis der Ratsversammlung.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Die neu gegründete Gesellschaft kann die 
Probleme des Kieler Wohnungsmarktes nicht 
lösen. Dafür kann sie aber zum nächsten gro-
ßen Verlustfall für die Steuerzahler werden.

Rainer Kersten
schleswig-holstein@
steuerzahler-sh.de

Gastronomie 
auf Kosten der Steuerzahler
Das Schweriner Schloss ist nicht nur 
Touristenmagnet und Sitz des Landtags, 
sondern seit Jahresbeginn auch die Ad-
resse eines landtagseigenen Restaurant-
betriebs. Damit dort auch morgen noch 
fürstlich gespeist werden kann, bringen 
die Steuerzahler mehrere Hunderttau-
send Euro auf.

Schwerin (MV). Knapp 195.000  Men-
schen besuchten allein im Jahr 2019 das 
Schweriner Schloss. Das Märchenschloss, 
malerisch gelegen auf einer kleinen Insel, 

liegt mitten im Zentrum der Landeshaupt-
stadt und ist gleichzeitig Sitz des Landtags. 

Kaum vorzustellen, dass so ein Touristen-
magnet ein Problem mit seinen gastronomi-
schen Einrichtungen haben kann. Und doch 
ist es so – denn im Schweriner Schloss gibt 
es neben dem Restaurant in der alten Oran-
gerie auch noch das Schlosscafé und für die 
Versorgung der Landtagsverwaltung und 
der Abgeordneten eine Kantine. Alle drei 
sind Teil des gleichen Betriebs, da sie sich 
im Wesentlichen eine Küche teilen müssen. 
In der Vergangenheit wechselten immer 

wieder die Betreiber. Der Landtag, der die 
gastronomischen Einrichtungen verpachtet, 
war – nach eigener Aussage – zuletzt nicht 
mehr mit der Qualität des gastronomischen 
Angebots zufrieden und verlängerte daher 
den Pachtvertrag nicht. 

Stattdessen wurde Ende 2019 die land-
tagseigene „Schweriner Schloss Restaurant 
GmbH“ gegründet. Nun soll der Steuerzahler 
allein im Jahr 2020 rund 404.000 Euro auf-
bringen, damit den Abgeordneten während 
der Sitzung nicht der Magen knurrt und ro-
yale Gäste wie etwa das niederländische Kö-
nigspaar im Jahr 2019 mit einem erstklassi-
gen Menü verwöhnt werden. Im ersten Jahr 
wird eine Anschubfinanzierung in Höhe von 
292.000 Euro zur Verfügung gestellt – Geld, 
das überwiegend für 20 Arbeitsstellen benö-
tigt wird. 112.000 Euro fließen in die Ausstat-
tung und in Baumaßnahmen wie etwa ei-
nen barrierefreien Zugang zur Orangerie. An 
den Landtag wird vom ersten Jahr an eine 
Pacht entrichtet: Sie soll 63.000 Euro betra-
gen und die Zuschüsse entsprechend redu-
zieren. In dem zur Gründung aufgestellten 
Wirtschaftsplan geht man davon aus, dass 
das Unternehmen sich bereits 2021 selbst 

trägt und keine weiteren Verluste auszuglei-
chen sein werden.

Weshalb es nun ausgerechnet einer staat-
lichen GmbH gelingen sollte, was die Betrei-
ber nach Angabe des Landtags zuvor nicht 
leisten konnten – nämlich ein langfristig kos-
tendeckender Betrieb bei attraktivem Ange-
bot an allen drei Betriebsorten – erschließt 
sich nicht. Es ist fraglich, ob hier nicht dauer-
haft Zuschüsse notwendig sein werden.  

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Dass es eine Herausforderung ist, den 
Spagat zwischen Mitarbeiterkantine, Café 
und Orangerie mit ihrer Vielzahl an Sitzplät-
zen hinzubekommen, bezweifelt wohl nie-
mand. Der Betrieb einer gastronomischen 
Einrichtung ist aber auch nicht Bestandteil 
der öffentlichen Daseinsvorsorge oder einer 
sonstigen herausgehobenen Bedeutung. 
Hier wird auf Kosten der Steuerzahler ein 
staatliches Angebot gemacht, das in private 
Hand gehört. 

Michaela Skott
presse@steuerzahler-mv.de

'PFG������YWTFG�
die landtagseigene 
„Schweriner Schloss 
Restaurant GmbH“ 
gegründet. Nun soll 
der Steuerzahler 
allein im Jahr 2020 
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Köln gerät unter die Reeder
Der Kauf einer europäischen Binnenschiff-
fahrtslinie von einem südafrikanischen 
Konzern durch ein Tochterunternehmen 
der Stadt Köln kann für die Steuerzahler 
teuer werden.

Köln (NW). Die Häfen und Güterverkehr 
Köln AG (HGK) gehört als Tochterunterneh-
men zu 54,5  Prozent der Stadtwerke Köln 
GmbH, zu 39,2 Prozent der Stadt Köln und 
zu 6,3  Prozent dem Rhein-Erft-Kreis. Die 
HGK hat sich seit dem 31. Juli 2020 mit dem  
176 Mio. Euro teuren Kauf der südafrikani-
schen „Imperial Binnenschifffahrtslinie“ zum 
wohl größten europäischen Binnenschiff-

fahrtsunternehmen gemausert. Während 
die HGK diesen Kaufpreis bestätigt hat, 
mauert die Stadt Köln auf Anfrage des Steu-
erzahlerbunds nach konkreten Zahlen. Auch 
die Frage nach einer Einschätzung des mit 
dem Kauf verbundenen Risikos wollte die 
Stadt nicht beantworten. 

Der Bund der Steuerzahler sieht mit Sor-
ge, dass die Stadt Köln versucht, am ganz 
großen Rad zu drehen. Durch unterschiedli-
che Risiken kann dieser Kauf für die mit rund 
5 Mrd. Euro verschuldete Stadt noch richtig 
teuer werden – dann zum Beispiel, wenn 
wieder, wie in den vergangenen beiden Jah-
ren, das Niedrigwasser auf dem Rhein und 
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Imagekampagne des  
Bayerischen Landwirtschaftsministeriums
Um das angekratzte Image der bayeri-
schen Landwirtschaft wieder aufzupolie-
ren, sollte 2020 eine Öffentlichkeitskam-
pagne für rund 5  Mio.  Euro durchgeführt 
werden. Es sollte für mehr Respekt für 
die bayerischen Bäuerinnen und Bauern 
geworben werden. Doch die Corona-Pan-
demie machte dem Projekt vorerst einen 
Strich durch die Rechnung.

München (BY). Laut Mitteilung der Bay-
erischen Staatsministerin für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten machten viele 
Verbraucher „vor allem die Landwirtschaft 
für Artenschwund, Umweltverschmutzung 
und Klimawandel verantwortlich. Die bay-
erischen Landwirte fühlen sich einseitig an 
den Pranger gestellt und von Gesellschaft 
und Politik zu wenig akzeptiert und wert-
geschätzt. Diese fehlende Wertschätzung 
wirkt sich negativ auf die Bereitschaft jun-

ger Menschen aus, den elterlichen land-
wirtschaftlichen Betrieb fortzuführen und 
gefährdet somit die Zukunft der heimischen 
Landwirtschaft und damit auch die unserer 
Kulturlandschaft in Bayern“. 

Um einen „breiten Meinungsum-
schwung“ zu erzielen und wieder mehr 
„Verständnis und Wertschätzung für die 
Landwirtschaft“ zu wecken, wollte man 
eine „moderne Imagekampagne“ durchfüh-
ren. Dabei sollte „die Begegnung zwischen 
Landwirt und Verbraucher“ im Mittelpunkt 
stehen. Geplant waren unter anderem „ein 
Schaubauernhof in Stadtlage, ein eigenes 
Info-Mobil sowie Kunstinstallationen in den 
bayerischen Großstädten“. Eigene „Bauern-
hofwochen“ sollten den Dialog zwischen 
Verbrauchern und Landwirten verstärken, 
teilt das Ministerium auf Anfrage des BdSt 
mit. Auch das Programm „Erlebnis Bauern-
hof“ sollte ausgeweitet werden. „Damit wer-

Die Imagekampagne 
für die bayerischen 
Bäuerinnen und Bau-
ern wurde aufgrund 
der Corona-Krise 
vorerst gestoppt.Fo
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den meisten Flüssen in Deutschland zu er-
heblichen Einschränkungen im Schiffsver-
kehr führt. Glaubt man den Prognosen, wird 
dieses durch Trockenheit auftretende Phä-

ALTERNATIVE INVESTITION

Mit 176 Mio. Euro ließe sich 14 Jahre 
lang der Kölner Dom unterhalten.

nomen nämlich noch häufiger auftreten. Of-
fen ist auch die Frage, welchen Einfluss der 
Strukturwandel im Rheinischen Revier und 
die damit verbundenen Veränderungen der 
Warenströme auf die Logistik haben wird. 
Für die Steuerzahler ist zu hoffen, dass die 
Geschäfte dauerhaft gut laufen.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Die Stadt Köln geht mit dem Kauf ein nur 
schwer beherrschbares wirtschaftliches Risi-
ko ein. Damit verbunden besteht die Gefahr, 
dass die Risikoabwägung – mit dem Geld 
der Steuerzahler im Rücken – wieder einmal 
anders als bei Privaten ausfällt, die selbst für 
Risiken geradestehen müssen. Und es stellt 
sich die Frage, ob Güterlogistik wirklich eine 
Aufgabe der öffentlichen Daseinsvorsorge ist. 

Jens Ammann
ammann@steuerzahler-nrw.de

Die Stadt Köln versucht, mit dem Kauf der südafrikanischen „Imperial Binnenschifffahrtslinie“ 
groß in die Binnenschiffahrt auf dem Rhein einzusteigen – ein riskantes Unternehmen.
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Luftnummer 
im Magdeburger Stadtrat
Der Stadtrat Magdeburg erteilte mit einer 
Mehrheitsentscheidung im April 2020 der 
Verwaltung einen Prüfauftrag für den Bau 
einer Seilbahn über die Elbe. Allein durch 
das notwendige Gutachten und weitere 
Machbarkeitsuntersuchungen könnten 
Kosten von 50.000 Euro bis 150.000  Euro 
entstehen. Sollte die Seilbahn tatsächlich 
gebaut werden, sind Millionenbeträge für 
den Bau und für den absehbar defizitären 
Betrieb fällig. 

Magdeburg (ST). Es kommt relativ selten 
vor, dass der Magdeburger Stadtrat bei grö-
ßeren Projekten gegen die Vorschläge der 
Verwaltung stimmt. Doch bei der Prüfung 
für den Bau einer Seilbahn über die Elbe will 
der Stadtrat offenbar unbedingt entgegen 
der Empfehlung der Verwaltung das Geld 
des Steuerzahlers ausgeben. 

Der Verwaltung der Stadt Magdeburg 
wurde ein Prüfauftrag für die zu erwarten-
den Kosten für den Bau und den Betrieb 
einer Seilbahn über die Elbe, primär für 
die im Stadtratsbeschluss skizzierte Trasse 
vom Wissenschaftshafen zum Elbauenpark, 
erteilt. Dafür muss diese einen Gutach-
ter beauftragen, der unter anderem das in 
Betracht kommende Seilbahnsystem, die 
Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln, 
das zu erwartende Fahrgastpotenzial und 
Einnahmen sowie die Auswirkung auf das 
Stadtbild analysieren soll. Auf dieser Grund-
lage erstellt die Verwaltung dann eine Infor-
mationsvorlage für den Stadtrat. 

Auch wenn die konkreten Kosten noch 
vom genauen Umfang und dem Bearbei-
tungszeitraum abhängen, kann – aufgrund 
von Erfahrungswerten – allein für das Gut-
achten und die Machbarkeitsprüfung mit 

Kosten von 50.000  Euro bis 150.000 Euro 
gerechnet werden. Sollte es zum Bau einer 
Seilbahn kommen, müssten nach Experten-
meinungen Kosten in Höhe von mindestens 
10 Mio. Euro, wahrscheinlich sogar deutlich 
höher, eingeplant werden. 

Dabei hat die Verwaltung bereits bei der 
Abstimmung über die Entscheidung im 
Magdeburger Stadtrat und schon vorher 
im Fachausschuss deutlich gemacht, dass 
Planung, Bau und Betrieb von Seilbahnen 
mit einem großen finanziellen Aufwand 
verbunden sind. Eine Seilbahn erfordere 
neben den Investitionskosten erhebliche 
laufende Kosten für Betrieb bzw. Personal 
und für die technische Wartung. Neben 
diesen Kosten werde die Wirtschaftlich-
keit maßgeblich durch die Nutzerzahl und 
Akzeptanz eines kostendeckenden Beför-
derungspreises bestimmt. Vergleiche mit 
anderen Städten, die Seilbahnen betreiben, 

seien nicht hilfreich, weil sich die touristi-
sche Anziehungskraft der Städte deutlich 
unterscheiden. Die im Elbauenpark zur 
Bundesgartenschau im Jahr 1999 betrie-
bene Kabinenbahn wurde aus betriebs-
wirtschaftlichen Gründen nach einigen 
Jahren eingestellt. Die Verwaltung kommt 
also zu dem Ergebnis, dass ein kostende-
ckender Betrieb einer touristisch genutz-
ten Seilbahn vom Wissenschaftshafen zum 
Elb auenpark nicht erwartet werden könne. 

Auch aus Sicht des Bundes der Steuer-
zahler ist eine solche Seilbahn in Magde-
burg weder kostendeckend zu betreiben 
noch hat sie verkehrspolitisch einen Sinn, da 
die anvisierten Standorte bereits durch den 
Straßenbahn- und Busverkehr erschlossen 
sind. Den hohen Kosten für eine Seilbahn 
steht kein adäquater Nutzen gegenüber. 
Eine Seilbahn könnte sogar zu negativen 
Effekten für das ÖPNV-Angebot und dessen 

den künftig nicht nur Kinder der Grund- und 
Förderschulen einen Tag auf dem Bauernhof 
verbringen, sondern auch die schon etwas 
älteren in der Sekundarstufe I“, so das Minis-
terium weiter. Zudem sollen die bewährten 
Bauernmarktmeilen in München und Nürn-
berg, die Hoffeste im Bayerischen Landwirt-
schaftsministerium sowie das alle vier Jahre 
stattfindende Zentrale Landwirtschaftsfest 
verstärkt genutzt werden, um den „Dialog 
mit der städtischen Bevölkerung zu vertie-
fen“. Die Kosten der Kampagne hätten sich 
sehen lassen können: 5 Mio. Euro.

Doch aufgrund der nicht absehbaren 
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf 
den Bayerischen Staatshaushalt wurden die 
Planungen für die Imagekampagne bis auf 
Weiteres gestoppt. Bereits gestartete Maß-
nahmen, wie zum Beispiel die Errichtung 
eines Schaubauernhofs in München und 

der verstärkte Verbraucher-Erzeuger-Dialog, 
werden nach Mitteilung des Bayerischen 
Staatsministeriums für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten zu gegebener Zeit 
weitergeführt.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Angesichts der aktuellen Krisensituation 
besteht tatsächlich für teure Imagekampa-
gnen kein Verständnis! Doch auch nach Be-
wältigung der aktuellen Krise stellt sich die 
Frage, ob den bayerischen Steuerzahlern 
eine Imagekampagne so viel Geld wert ist.

Maria Ritch
maria.ritch@steuerzahler-bayern.de

Mehr auch auf: www.schwarzbuch.de

Hier könnte eine 
Seilbahn über die Elbe 

entstehen. Das wäre 
ein teurer Spaß: 

Allein für das Gutach-
ten und die notwendi-
gen Untersuchungen 

wären 50.000 bis 
150.000 Euro fällig. 

Foto: Bund der Steuerzah
ler Sachsen-A

n
halt e.V. 
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Unnötiger S-Bahnhofshalt 
soll unbedingt gebaut werden
Die Region Hannover hält hartnäckig an 
ihren Plänen für einen zweiten S-Bahnhof 
in der Stadt Springe fest. Die neue Halte-
stelle „Deisterpforte“ soll allerdings nur 
knapp 1.000  m beziehungsweise 90  Se-
kunden Fahrzeit von einem bereits be-
stehenden Bahnhof entfernt sein. Bis zu 
7  Mio. Euro soll das viel kritisierte Vorha-
ben kosten.

Springe (Region Hannover , NI). Die Bereit-
stellung von Steuergeld für den Ausbau des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 
hat für die Politik in Zeiten des Klimawan-
dels sehr hohe Priorität. Bei den milliarden-
schweren Förderprogrammen drohen die 

Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit bei Einzelprojekten schon mal unter 
die Räder zu kommen. So etwa in der Re-
gion Hannover. An der Bahnstrecke von Pa-
derborn über Hameln nach Hannover liegt 
die Stadt Springe. Die Kernstadt zählt rund 
13.000 Einwohner und ist somit wahrlich kei-
ne Metropole. Dennoch soll sie einen zwei-
ten S-Bahn-Halt bekommen. Der zusätzliche 
Haltepunkt, „Springe Deisterpforte“, läge nur 
knapp 1.000 m oder 90 Sekunden Fahrzeit 
vom bestehenden Bahnhof entfernt. Kaum 
wäre der Zug angefahren, müsste er auch 
schon wieder anhalten. 

Obwohl es reichlich Kritik an dem 
übertriebenen Vorhaben gibt, werden die 

Verschwendung droht Verschwendung droht

Planungen für das vermutlich 7 Mio. Euro 
teure Projekt (Baukosten 5,5  Mio. Euro, 
Planungskosten 1,5 Mio. Euro) vorangetrie-
ben. Die Region Hannover als „Maßnah-
menträgerin“ des ÖPNV hat bereits bis zu 
750.000  Euro für verschiedene Vor- und 
Genehmigungsplanungen bereitgestellt. 
Damit will sie das Projekt auf die Schiene 
setzen und den Großteil der Kosten über 
Zuschüsse vom Staat und der Deutschen 
Bahn finanzieren lassen. 

Für die neue Station am Bahnübergang 
Heinrich-Göbel-Straße sieht die bisherige 
Planung nahezu keine Pkw-Stellplätze für 
Pendler vor, nur für den fußläufigen Perso-
nenverkehr und für Fahrradfahrer scheint 
der Haltepunkt geeignet. Die neue Halte-
stelle, die 2028 realisiert werden soll, ist auch 
dadurch kaum gerechtfertigt. Hinzu kommt, 
dass in der politischen Debatte bisher kaum 
berücksichtigt wurde, dass nur jeder zweite 

Zug an der neuen Station haltmachen wür-
de. Denn: Die sogenannten Sprinter-Züge 
stoppen nicht an kleinen Haltepunkten. 

Wer das Gros der Baukosten nicht selbst 
zu übernehmen hat, tut sich mit seinen 
Wünschen leicht. Noch ist aber Zeit, sich zu 
besinnen! 

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Statt einer neuen Bahnstation sollte es 
in der Kernstadt Springe bessere Busver-
bindungen zum bestehenden Bahnhof 
geben, der zudem barrierefrei ausgebaut 
werden sollte. Zudem könnten mit dem ein-
gesparten Steuergeld andere Bahnhöfe auf 
der Strecke eine Auffrischung erfahren, um 
mehr Fahrgäste für den ÖPNV zu gewinnen. 

Bernhard Zentgraf
zentgraf@steuerzahler-nub.de

Wirtschaftlichkeit führen. Außerdem gibt 
es in Magdeburg – aktuell und in Zukunft – 
wichtigere große Verkehrsprojekte, die auch 
finanziell gestemmt werden müssen: der 
stark verteuerte Tunnel am Hauptbahnhof 
oder der bereits geplante Ersatzneubau für 

den Strombrückenzug über die Elbe. Offen-
sichtlich hat das eine Mehrheit im Magde-
burger Stadtrat ebenso ausgeblendet wie 
die Tatsache, dass entsprechende Seilbahn-
pläne z. B. in Hamburg 2014 sogar per Volks-
entscheid gescheitert sind. 

DER BUND DER STEUERZAHLER FORDERT

Der Bau einer Seilbahn über die Elbe er-
gibt keinen Sinn. Kein Bedarf, zu teuer und 
defizitär. Schon die Kosten für Gutachten 
und Machbarkeitsprüfung sind rausge-
schmissenes Steuergeld. Man sollte von dem 
Projekt bereits jetzt ganz die Hände lassen. 
Noch wäre Zeit, dass sich der Magdeburger 
Stadtrat besinnt und seine Entscheidung 
vom April als Luftnummer einstuft und 
schnellstmöglich korrigiert – im Interesse 
des Steuerzahlers. 

Ralf Seibicke
seibicke@
steuerzahler-sachsen-anhalt.de

ALTERNATIVE INVESTITION

Mit dem Geld für Gutachten und 
Machbarkeitsuntersuchung könnte 

die Stadt die Ausstattung von 
zwei Schulen mit interaktiven 

Displays sowie weiterer 
Computertechnik finanzieren. 

Den S-Bahnhof Springe in der Region Hannover gibt es schon (rechts). Jetzt soll nur 1.000 Meter 
entfernt für viel Steuergeld ein zusätzlicher Bahnhof „Deisterpforte“ entstehen (links). 
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Nachlese

Seit 12 Jahren liegt das Gelände hinter der 
Stufenpromenade im Duisburger Innen-
hafen brach. Nach einem zwischenzeitli-
chen Hoffnungsschimmer ist die Zukunft 
dieses Filetgrundstücks wieder ungewiss. 

Duisburg (NW). Die Stufenpromenade, 
eine geschwungene Freitreppe im Duis-
burger Innenhafen, ist eine alte Bekannte 
für die Schwarzbuch-Leser. Mehrfach schei-
terte der Versuch, das hinter der Treppe 
liegende Grundstück durch einen Investor 
bebauen zu lassen. Zuletzt keimte im Ok-
tober 2019 wieder Hoffnung auf. Der Plan: 
Die Stadt verkauft das Grundstück für „klei-
nes Geld“ an einen Investor, dieser soll die 
Kampfmittelsuche und die Errichtung von 
Bohrpfählen übernehmen und sich ver-
pflichten, den Bau von „The Curve“ zu voll-
enden. Doch nur 4 Monate später erklärte 
die Stadt, dass sie die Zusammenarbeit 
mit dem Investor beende. „Nach intensiven 
Verhandlungen in den vergangenen Mona-
ten konnten beide Parteien aufgrund der 
ursprünglichen Vertragssituation keine Ei-

nigung über eine ausgeglichene Risikover-
teilung finden“, so die Stadt in einer Presse-
mitteilung. Sie schildert die Probleme mit 
dem Baugrund und der Kampfmittelsuche 
und erklärt dann, dass sie „intensiv mit dem 
Entwickler nach Lösungen gesucht“ habe, 
um das Projekt „The Curve“ zu realisieren. 

Nun soll voraussichtlich im 4.  Quartal 
2020 das Grundstück erneut ausgeschrie-
ben werden. Die Stadt will ihre Verant-
wortlichkeiten dabei klar von denen des 
Investors trennen, sämtliche Informatio-
nen und Gutachten zu dem Projekt sollen 
in der Ausschreibung enthalten sein. Eine 
laufende Kampfmittelsondierung schließt 
die Stadt noch ab, sollte eine weitere Suche 
nötig sein, muss der Investor diese selbst 
finanzieren. Büros, Dienstleistungen und 
Gastronomie wünscht sich die Stadt auf 
dem Grundstück und ist überzeugt, dass 
hier noch ein attraktives Gebäude entste-
hen wird und dass „bei der Neuausschrei-
bung ausreichend Investoren Interesse an 
der Entwicklung dieses städtebaulich her-
vorragenden Standortes haben“.

/GJT�CNU���ǭ/KQ��'WTQ�JCV�FKG�5VCFV�PCEJ�GKIGPGP�#PICDGP�KP�FCU�)TWPFUVȨEM�KO�&WKUDWTIGT�*CHGP�
gesteckt, um es baureif zu machen. Bisher scheiterten alle Versuche, hier etwas zu bauen.

Foto: Bärbel H
ildebrand

Die Hoffnung 
stirbt zuletzt

Duisburg schafft es nicht, 
ein Filetgrundstück bebauen 
zu lassen.
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Blitzschutzmaßnahmen. Außerdem hätten 
Baumängel beseitigt werden müssen. Die In-
betriebnahme soll nun im Sommer 2021 erfol-
gen. Bau- und Planungskosten belaufen sich 
nunmehr zusammen auf rund 24 Mio. Euro.

Abschließend betont das BVL, dass die 
Fachaufgaben, mit denen es für mehr Si-
cherheit bei Lebensmitteln und damit für 
einen besseren gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz in Deutschland sorge, bisher 
auch ohne die ungenutzten Büros und Labo-
re umfassend erledigt werden konnten. Das 
BVL verfügt nämlich über zwei Standorte in 
Braunschweig und drei weitere in Berlin. 

Hätte es am Ende des teuren BVL-Neu-
baus also gar nicht bedurft?

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Es kommt wohl nur in staatlichen Behör-
den vor, dass die Einrichtung eines Rechen-
zentrums die Nutzung eines ganzen Ge-
bäudes über 8 Jahre hinweg verhindert. Ein 
Privatunternehmen wäre längst vom Markt 
abgestraft worden.

Bernhard Zentgraf
zentgraf@steuerzahler-nub.de

Nachlese Nachlese

Mehr als 10 Mio. Euro hat die Stadt Duis-
burg nach eigenen Angaben in das Grund-
stück gesteckt, um es baureif zu machen. 
Nach dem Foster-Bau-Debakel, dem jah-
relangen Stillstand und dem Scheitern von 
„The Curve“ kann man zu der neuen Aus-
schreibung nur noch sagen: Die Hoffnung 
stirbt zuletzt.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Langsam ist Schluss mit lustig. Die Stadt 
Duisburg sollte sich endlich überlegen, wie 
das pannenreiche Filetgrundstück alternativ 
genutzt werden könnte.

Bärbel Hildebrand
hildebrand@steuerzahler-nrw.de

24-Millionen-Neubau  
steht 8 Jahre leer
Seit 2013 wird die Inbetriebnahme des 
teuren Neubaus des Bundesamts für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit (BVL) in Braunschweig bereits 
verschleppt. Obwohl das Gebäude seit 
Jahren leer steht, fallen jedes Jahr Unter-
haltskosten von 92.000  Euro an – bisher 
insgesamt ca. 700.000 Euro.

Braunschweig (NI). Der erste Spaten-
stich für den Neubau des BVL erfolgte im 
Jahr 2009. Rund 200 Bedienstete sollten in 
dem knapp 8.000 m² großen Gebäude Platz 
finden. Die Baukosten wurden anfangs auf 
14,5 Mio. Euro beziffert. Zum Richtfest im 
August 2011 erschien die damalige Bundes-
ministerin für Verbraucherschutz, Ilse Aig-
ner, was dem Bau den Anschein besonderer 
Dringlichkeit verlieh.

Äußerlich fertiggestellt, zog in den Gebäu-
dekomplex nicht aber behördliche Betrieb-
samkeit, sondern gespenstische Leere ein. Der 

Bund der Steuerzahler rügte bereits 2016 das 
verwaiste BVL-Gebäude, 2017 hielt es erstmals 
Einzug ins Schwarzbuch. Auf BdSt-Nachfrage 
teilte das Bundesbauministerium seinerzeit 
mit, dass die Fertigstellung und Übergabe an 
das BVL wegen zusätzlicher baukonstruktiver 
und gebäudetechnischer Maßnahmen auf 
Juni 2017 verschoben werden müsse. Warum 
die Realisierung dieser Maßnahmen so lan-
ge dauern sollte, konnte schon damals nicht 
plausibel begründet werden.

Im Sommer 2020 steht der Millionen-Neu-
bau weiterhin ungenutzt an der Bundesal-
lee in Braunschweig. Die Bauverwaltung, die 
das Bauvorhaben im Auftrag des Bauherrn 
– das Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft – umgesetzt hatte, übertrug 
das Gebäude am 31. Juli 2020 dem BVL. Auf 
Nachfrage rechtfertigt die Bauverwaltung die 
weiteren Verzögerungen seit Juni 2017 erneut 
mit der „Verbesserung der Hochverfügbarkeit 
des Rechenzentrums“ sowie mit Brand- und 

Der teure Neubau 
des Bundesamtes für 
Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicher-
heit ist immer noch 
verwaist. Fo
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Für 10 Mio. Euro könnte die Stadt 
Duisburg die Hälfte ihrer Schüler 

mit einem Tablet für den 
Digitalunterricht ausstatten.

ALTERNATIVE INVESTITION

Einmal saniert ist zweimal neu gebaut
In Idar-Oberstein wurde saniert, bis die 
Polizei kam: Bereits im Schwarzbuch 
2018/2019 kritisierte der Bund der Steuer-
zahler die Kostenexplosion bei der Sanie-
rung des alten Polizeigebäudes. Damals 
ging es um den Kostensprung von 3 auf 
7  Mio.  Euro. Ende 2019 wurde die Sanie-
rung jedoch für fast 13  Mio.  Euro abge-

schlossen – viermal so viel wie ursprüng-
lich angesetzt! Die Alternative, ein Neubau 
mit geschätzten Kosten von rund 6  Mio. 
Euro, war dagegen verworfen worden.

Idar-Oberstein (RP). Bekannt ist 
Idar-Oberstein als Edelsteinstadt. Kein Ju-
wel ist aber das Gebäude der örtlichen Poli-
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zei- und Kriminalinspektion. Es stammt zum 
größten Teil noch aus Kaisers Zeiten und hat-
te seine besten Tage schon lange hinter sich. 
Im Jahr 2014 wurde daher mit der Sanierung 
begonnen. Ursprünglich waren nur „kleine 
Eingriffe“ geplant. Deshalb wurde auch die 
Neubauvariante, die geschätzt rund 6  Mio. 
Euro gekostet hätte, als weniger wirtschaft-
lich verworfen. 

Fatalerweise wurde auf eine detaillierte 
Analyse des Gebäudezustands verzichtet – 
trotz des hohen Alters der Immobilie. Des-
halb zeigte sich erst während der Bauphase, 
dass viel mehr zu tun war als angenommen. 
So stiegen die Baukosten von ursprüng-
lich 3,1 Mio. Euro auf 6,9 Mio. Euro stark an 
– soweit der Stand aus dem Schwarzbuch 
2018/19. 

Mit erheblicher Verspätung wurden die 
Arbeiten Ende 2019 abgeschlossen, und 
die Polizei konnte ihr Domizil wieder bezie-
hen. Doch die Gesamtkosten stiegen weiter 
an – auf satte 12,6 Mio. Euro! Laut dem zu-
ständigen Landesbetrieb haben insbeson-
dere massive statische Mängel, zusätzliche 

Umstrittener Geysir in Monheim sprudelt
2018 hatten der Bund der Steuerzahler 
Nordrhein-Westfalen und viele Bürger die 
Pläne der Stadt Monheim kritisiert, in einem 
Kreisverkehr einen künstlichen Geysir zu er-
richten. Im April 2020 hat die Stadt dennoch 
mit dem Bau des Kunstprojekts begonnen. 
Zusätzlich ärgerlich ist, dass der Geysir mit 
rund 605.000 Euro teurer wird als geplant.

Monheim (NW). Ausgerechnet die Mittel- 
insel im Kreisverkehr Krischerstraße/Rhein-
promenade hat sich die Stadt Monheim als 
Standort für ein umstrittenes Kunstprojekt 
ausgesucht. Dort soll ein künstlicher Geysir 
eine ca. 12 m hohe Fontäne in den Himmel 
schicken. Wie oft und wann der Geysir aus-
bricht, bleibt ein Geheimnis – schließlich, so die 
Stadt, stehe dahinter die künstlerische Idee, 
die Unberechenbarkeit der Naturphänome-
ne darzustellen. Deshalb verbiete es sich, die 
„Ausbrüche“ vorher mit festen Terminangaben 
anzukündigen. Auch die Zahl der „Ausbrüche“ 
werde nicht öffentlich bekanntgegeben. 

Eigentlich sollte das Projekt für 
415.000 Euro realisiert werden, dann stie-
gen die Kosten auf 605.000 Euro. Dem zu-
erst ermittelten Betrag lag lediglich eine 
Kostenschätzung und keine ausgearbei-
tete Planung zugrunde, so die Stadt auf 
Anfrage. Ursprünglich sei die Stadtverwal-
tung davon ausgegangen, dass es möglich 
ist, die nötigen technischen Anlagen für 
den Geysir unterhalb der Mittelinsel des 
Kreisverkehrs zu installieren, doch nun 
muss ein Teil der Technik in einen Park-
platz neben dem Geysir ausgelagert wer-
den. In den Kosten enthalten sind auch ein 
schalltechnisches und ein strömungstech-
nisches Gutachten, die 15.400 Euro gekos-
tet haben. Weitere 4.600  Euro kamen im 
Juli 2020 hinzu, weil der Künstler feststell-
te, dass der Beckenrand des Geysirs aus 
künstlerischen Gründen erhöht werden 
müsse. Die Folgekosten für das Kunstpro-
jekt werden pro Jahr auf rund 6.000 Euro 
geschätzt. 

Leistungen für die Tragkonstruktion, höhe-
re Baunebenkosten und allgemeine Kos-
tensteigerungen dazu geführt. Insgesamt 
wurde das Projekt also viermal teurer als zu 
Sanierungsbeginn geplant. Selbst für ein 
Projekt der öffentlichen Hand ist eine solche 
Kostenexplosionen ungewöhnlich. 

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Wer Sanierungen bei sehr alten Gebäu-
den durchführen will, sollte vorsichtshalber 
immer mit bösen Überraschungen rechnen. 
Insofern war der bewusste Verzicht auf hin-
reichende Prüfungen von Zustand und Sta-
tik des Polizeigebäudes der Kardinalfehler 
schlechthin. Wirklich bitter ist zudem, dass 
die Polizei für die verausgabten Sanierungs-
kosten ebenso gut zwei Neubauten hätte 
erhalten können. Bei einem Neubau hätten 
die Polizisten wohl auch nicht jahrelang in 
Ausweichquartieren sitzen müssen. 

Frank Senger
f.senger@bdst-rlp.de

Die Sanierung des 
alten Polizeigebäudes 

kostete am Ende  
13 Mio. Euro. Für einen 

Neubau hätte der 
Steuerzahler geschätzt 

wohl weniger 
als die Hälfte 

berappen müssen.
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In einem Kreisverkehr in Monheim entsteht ein künstlicher Geysir. Der BdSt kritisierte das von 
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Um die Verkehrsteilnehmer vor den un-
vermittelten „Ausbrüchen“ des Geysirs „zu 
schützen“, will die Stadt zunächst eine Bau-
stellenampel am Kreisverkehr errichten. Zwi-
schen der Unteren Verkehrsbehörde und der 
Oberen Verkehrsbehörde ist aber strittig, ob 
das Aufstellen einer festen Ampel durch ge-
setzliche Bestimmungen gedeckt ist. „Um 
das Kostenrisiko für eine dauerhafte Am-
pelanlage so lange zu vermeiden, bis diese 
Frage geklärt ist, wird für den Zeitraum vom 
28. September bis 31. November 2020 eine 
provisorische Baustellenampel für 4013 Euro 
gemietet“, erklärte die Stadt dazu. In den 
Wintermonaten werde der Geysir wegen zu 
niedriger Temperaturen vermutlich nicht 
ausbrechen. Sollte es jedoch einen milden 

Winter geben, würde die Stadt Monheim 
nochmal Ampeln bestellen, um einen siche-
ren Ausbruch gewährleisten zu können.  

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Der Sinn des Kreisverkehrs, den die Bürger 
zuvor bezahlt haben, damit er für flüssigen 
Verkehr sorgt, wird ad absurdum geführt. An 
diesem völlig ungeeigneten Standort wird 
wortwörtlich Steuergeld in die Luft geblasen. 

Andrea Defeld
defeld@steuerzahler-nrw.de

Sanierung des 
Deutschen Museums immer teurer
Fortsetzung folgt: Die Sanierung des Deut-
schen Museums wird nochmals wesentlich 
teurer als geplant. Auch die Fertigstellung 
wird sich weiter verzögern.

München (BY). Die Generalsanierung 
des Deutschen Museums, eines der bedeu-
tendsten Museen für Naturwissenschaft 
und Technik, ist ein Jahrhundertprojekt. 
Seit seiner Eröffnung im Jahr 1925 wurden 
nur grobe Schäden behoben. Jetzt wird das 
zentrale Sammlungsgebäude des Museums 
denkmalgerecht generalsaniert und mo-
dernisiert – unter anderem jetzt Brand- und 
Hochwasserschutz, Elektrik, Klimatechnik, 
Treppen, Fenster, Dächer, Ausstellungsräu-
me, Serviceeinrichtungen, Gastronomie und 
einiges mehr. „Auf der Basis einer Vereinba-
rung zwischen dem Deutschen Museum, 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Freistaat Bayern wird die Generalsanierung 
trilateral finanziert, wobei bei Abschluss der 
Vereinbarung im Jahr 2011 von einer Sum-

me in Höhe von 400 Mio. Euro ausgegangen 
wurde, die zu 180 Mio. Euro vom Bund, zu 
180 Mio. Euro vom Freistaat Bayern und zu 
40 Mio. Euro vom Deutschen Museum über 
Spenden aufgebracht werden. Zwischen-
zeitliche Mittelumschichtungen führten im 
Jahr 2015 zu einer Gesamtfinanzierungs-
summe in Höhe von 445 Mio. Euro. Dies ist 
eine Festbetragsfinanzierung“, so die Mittei-
lung des Bayerischen Staatsministeriums für 
Wissenschaft und Kunst vom 12.3.2019. 

Noch im selben Jahr zeigte sich aber, 
dass die Sanierung weitere Mehrkosten in 
Höhe von 150  Mio.  Euro verursachen wird. 
Damit war man schon bei 595 Mio. Euro für 
das anspruchsvolle Projekt angelangt. Dies 
hatte der Bund der Steuerzahler bereits in 
seinem Schwarzbuch 2019/20 gerügt. Doch 
auch dies reichte nicht aus. So ließ das Bay-
erische Staatsministerium für Wissenschaft 
und Kunst den BdSt in diesem Jahr wissen, 
dass „die Generalsanierung des Deutschen 
Museums mit den ursprünglich zugesag-

ten Mitteln nicht umzusetzen ist. Die über-
hitzte Baukonjunktur seit Projektbeginn 
verursachte erhebliche Verzögerungen und 
Verteuerungen, weil der Auftraggeber Deut-
sches Museum mit vielen anderen Bauher-
ren um die knappe Ressource Bauunterneh-
men und Gewerke konkurriert. Zudem hat 
sich während der Arbeiten gezeigt, dass die 
Substanz des Gebäudes in einem deutlich 
schlechteren Zustand ist, als nach umfang-
reichen Voruntersuchungen zu erwarten 
war. Bekanntermaßen schränken insbeson-
dere auch der Status des Sammlungsge-
bäudes als Denkmal und die Entscheidung, 
das Museum teilgeöffnet zu belassen, Hand-
lungsspielräume im Sanierungsprozess ein. 
Hinzu kam in diesem Frühjahr die Insolvenz 

des beauftragten Architekturbüros, die dem 
Museum erhebliche Verzögerungen und 
Mehrkosten einbrachte.“ 

Zu allem Überfluss setzte dem Deut-
schen Museum auch noch die Corona-Kri-
se zu. Engpässe auf den Baustellen und bei 
Baumaterialien, die komplette Schließung 
des Museums für 2 Monate und der dadurch 
bedingte Besucher- und Einnahmeausfall 
taten ihr Übriges. So ist man schließlich bei 
Kosten von 745 Mio. Euro für das Mammut-
projekt angelangt. „Flankierend setzt sich 
das Deutsche Museum zum Ziel, diese Mittel 
über Spenden und Fundraising-Kampagnen 
zu verstärken. Aus Sicht der Zuwendungsge-
ber wird es darüber hinaus keine weiteren 
öffentlichen Gelder geben. So wichtig es ist, 

Die Sanierung des 
Deutschen Museums 
in München ist über 

die Jahre immer teurer 
geworden. Gegenwär-

tig sind es 745 Mio. 
Euro. Auch die Fer-

tigstellung wird wohl 
nicht 2025, sondern  

3 Jahre später erfolgen.
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Mehr auch auf: www.schwarzbuch.de
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die Ausstellungen des Deutschen Museums 
als Besuchermagnet für die Hunderttausen-
den von Besuchern bald wieder umfassend 
zugänglich zu machen, so wichtig ist der 
sorgsame und verantwortungsvolle Um-
gang mit Steuergeldern“, so die Mitteilung 
des Bayerischen Staatsministeriums für Wis-
senschaft und Kunst.

Doch nicht nur die Kosten sind aus dem 
Ruder gelaufen. Auch der bisherige Zeitplan 
ist nicht mehr einzuhalten. Das angestreb-
te Ziel – die vollständige Sanierung und die 
Wiedereröffnung zum 100.  Geburtstag im 
Jahr 2025 feiern zu können – ist nicht mehr zu 
schaffen. Es werden wohl noch einige Jahre 
vergehen müssen, bis das Deutsche Museum 
im nunmehr anvisierten Jahr 2028 fertig sein 

wird – was sich nach Befürchtungen des BdSt 
weiter kostenträchtig auswirken wird.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Immerhin: Der sorgsame Umgang mit 
Steuergeld wurde als wichtig erachtet. Den-
noch wirft die rund 86-prozentige Kosten-
steigerung Fragen zum Risikomanagement 
auf. Es bleibt zu hoffen, dass das Museum 
tatsächlich wie nun geplant im Jahr 2028 
wiedereröffnet werden kann – vollständig 
saniert mit neuen Ausstellungen und ohne 
weitere Kostensteigerungen!

Maria Ritch
maria.ritch@steuerzahler-bayern.de

Bonner Beethovenhalle 
bleibt Baustelle 
Auch im Jahr 2020 reißen die Hiobsbot-
schaften aus der Bonner Beethovenhalle 
nicht ab.

Bonn (NW). Ludwig van Beethoven soll 
beim Komponieren seiner Werke gelitten 
habe. Es heißt, er hätte um jede Note gerun-
gen und immer wieder und wieder nachge-
bessert. Ähnlich langwierig gestaltet sich die 
Sanierung der Beethovenhalle. 

Ihre denkmalgerechte Instandsetzung 
und Modernisierung hat Bonn nun schon ei-
nige Jahre fest im Griff. Ende 2016 wurde das 
Veranstaltungsgebäude geschlossen, und 
die Bauarbeiten begannen. Für die grundle-
gende Sanierung waren ursprünglich rund 
61 Mio. Euro und gute zwei Jahre Bauzeit ge-
plant. Das größte Bauprojekt der Stadt sollte 
nämlich pünktlich zum Beethovenjahr 2020 
fertig sein und für die Proben ab Ende 2019 
zur Verfügung stehen.

Schnell wurde jedoch klar, dass hier weder 
das Budget noch der Zeitplan gehalten wer-

den können. Bauen im Bestand birgt immer 
das Risiko von Unvorhersehbarkeiten und 
auch in Bonn wurde man eiskalt erwischt: In 
Lüftungsrohren wurde Asbest entdeckt, der 

Baugrund verursachte Statikprobleme  – und 
bei der Kampfmittelsondierung stieß man 
auf ein undefinierbares Metall, das aufwen-
dige Spezialuntersuchungen erforderlich 
machte. Die Kosten stiegen immer weiter.

Im Sommer 2019 wurde eine verbind-
liche Kostenprognose aufgestellt, die den 
Worst-Case auf 166,2  Mio. Euro brutto be-
zifferte. Der Fertigstellungstermin wurde 
nun vorsichtig auf „Mitte 2022“ geschätzt. 
Mittlerweile sind auch diese Zahlen hinfäl-
lig: Die Stadt prognostiziert als Fertigstel-
lungstermin das zweite Halbjahr 2024. Dass 
zusätzliche 2 Jahre Bauzeit sich auch in den 
Kosten niederschlagen werden, ist höchst 
wahrscheinlich. Aktuell rechnet die Stadt 
mit einer Bausumme von schlimmstenfalls 
164,6 Mio. Euro - allerdings netto. 

Und als ob die sich nach oben schrau-
bende Kostenspirale nicht ärgerlich genug 
wäre, berichtete der Bonner General-Anzei-
ger im Sommer, dass der Stadtverwaltung 

das Ausmaß der Schwierigkeiten sehr viel 
früher bewusst war als bisher dargestellt. 
Demnach sei schon kurz nach Beginn der 
Arbeiten im Frühjahr 2017 klar gewesen, 
dass die Halle nicht rechtzeitig zum Beetho-
ven-Jubiläumsjahr fertig sein würde. Dabei 
waren die Verteuerungen der Sanierung ge-
rade auch dem Zeitdruck geschuldet, den 
sich die Stadt selbst auferlegt hatte, um die 
Beethovenhalle als Spielstätte im Beetho-
venjahr nutzen zu können.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Zeitdruck ist ein schlechter Berater, wenn es 
um Entscheidungen geht – vor allem, wenn es 
um Projekte in Millionenhöhe geht. Außerdem 
hätte die Stadt viel früher Transparenz schaffen 
müssen.

Janine Bergendahl
bergendahl@steuerzahler-nrw.de

Für 100 Mio. Euro könnten für 25 Jahre 
die laufenden Ausgaben für die 

Bonner Musikschule gezahlt werden.

ALTERNATIVE INVESTITION

Die denkmalgerechte Instandsetzung und Modernisierung der Beethovenhalle beschäftigt Bonn nun 
schon einige Jahre. Wann sie öffnet, ist noch ungewiss. Im Beethovenjahr 2020 jedenfalls nicht mehr.
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Ein Gericht verhängte 
die disziplinarrecht-

liche Höchststrafe: 
den Verlust des 

Beamtenstatus. Eine 
Gymnasiallehrerin 
in Soltau hatte sich 

krankschreiben lassen, 
um ihre Tochter ins 
Dschungelcamp zu 

begleiten. 

Nachlese

Um ihre Tochter 2  Wochen lang ins 
RTL-Dschungelcamp nach Australien zu 
begleiten, hatte sich eine Gymnasialleh-
rerin 2016 eine falsche Krankmeldung 
erschlichen. Ihr Antrag auf Sonderurlaub 
war zuvor abgelehnt worden. Nach mehr 
als drei Jahren entschied das Oberverwal-
tungsgericht Lüneburg im Dezember 2019 
in letzter Instanz, die disziplinarrechtliche 
Höchststrafe zu verhängen: die endgültige 
Entlassung aus dem Beamtenverhältnis.

Soltau (NI). Im Jahr 2016 berichtete der 
Bund der Steuerzahler im Schwarzbuch 
über die Soltauer Gymnasiallehrerin, die im 
gleichen Jahr, statt zu unterrichten, 2 Wo-
chen nach Australien geflogen war, um ihre 
Tochter zum Dreh der RTL-Fernsehshow 
„Ich bin ein Star – Holt mich hier raus“ zu 
begleiten. Der für diese Reise beantragte 
Sonderurlaub war nicht genehmigt worden. 
So erschlich sich die Lehrerin unter Vortäu-
schung einer Erkrankung kurzerhand eine 
mehrwöchige Krankschreibung. Der Skan-

dal kam ans Licht, weil Fotos und Videos 
der „kranken“ Mathematik- und Physikleh-
rerin aus Australien auftauchten. Seitdem 
beschäftigte der Fall Schulbehörden und 
Gerichte.

Bereits 2018 war die Lehrerin in einem 
strafrechtlichen Verfahren „wegen des Ge-
brauchs eines unrichtigen Gesundheits-
zeugnisses“ rechtskräftig zu einer Geldstrafe 
von 5.400 Euro verurteilt worden. Das Ober-
landesgericht Celle bestätigte die vorange-
gangene Entscheidung des Landgerichts 
Lüneburg in einem Berufungsverfahren.

Im Disziplinarverfahren hatte zuletzt 
das Lüneburger Oberverwaltungsgericht 
(OVG) zu entscheiden, ob die Lehrerin auf-
grund ihrer Verfehlungen endgültig aus 
dem Staatsdienst ausscheiden muss. „Die 
Beklagte hat ein schweres Dienstvergehen 
begangen“, befand das Gericht. Die Pädago-
gin habe durch ihr Verhalten das Vertrauen 
von Dienstherren und Öffentlichkeit verwirkt 
und der Lehrerschaft sowie dem gesamten 
öffentlichen Dienst nachhaltig erheblichen 

Zusätzliche Wasserbecken 
50 Prozent teurer als geplant
Im Schwarzbuch 2015 kritisierten wir die 
Pläne der Kieler Ratsversammlung, für 
12,5  Mio. Euro eine zusätzliche Wasser-
fläche in der Innenstadt zu schaffen. Im 
August 2020 wurden die Wasserbecken, 
das „Holsten-Fleet“, geflutet – nicht nur  

1 Jahr später als geplant, sondern auch mit 
18,7 Mio. Euro fast 50 Prozent teurer als vor-
gesehen.

Kiel (SH). Schleswig-Holsteins Landes-
hauptstadt hatte sich zum Ziel gesetzt, die 

Justiz greift durch: 
„Dschungellehrerin“ verliert Beamtenstatus

Schaden zugefügt. Die disziplinarrechtliche 
Höchststrafe – die „Entfernung aus dem Be-
amtenverhältnis“ – sei daher gerechtfertigt. 

Mehr als 3 Jahre dauerte es, bis das OVG 
letztinstanzlich entschied. Während dieser 
Zeit war die Pädagogin zwar vom Schul-
dienst suspendiert, erhielt aber zunächst 
ihre vollen Amtsbezüge weiter. Später wur-
den diese auf die Hälfte – immer noch ca. 
2.100 Euro netto monatlich – gekürzt. Dafür 
hatte sich der BdSt wiederholt eingesetzt. 

Die Landesschulbehörde stoppte die 
Auszahlung der Bezüge mit Bekanntgabe 
des OVG-Urteils umgehend und erklärte, die 
Lehrerin verliere darüber hinaus sämtliche 
Pensionsansprüche. Auch für die Prozess-

kosten muss die ehemalige Beamtin nun 
aufkommen.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Dass eine unerlaubte Reise den Beam-
tenjob kostet, mag vielen vielleicht als harte 
Strafe erscheinen. Aber die disziplinarrecht-
liche Höchststrafe für die Lehrerin ist aus 
Steuerzahlersicht richtig und unvermeidbar. 
Auch, weil die Lehrerin mit ihrem kalkulier-
ten Fehltritt ihre besondere Vorbildfunktion 
als Pädagogin eingebüßt hatte. 

Jan Vermöhlen
vermoehlen@steuerzahler-nub.de

Die künstliche 
9CUUGTƔȓEJG�KP�FGT�
Kieler Innenstadt wird 
fast 50 Prozent teurer 
als geplant. Auch 
konnte der Fertigstel-
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Sanierung der Kölner Bühnen 
wird teurer und dauert länger
Die Kölner Bühnen haben sich mittlerweile 
einen Stammplatz im Schwarzbuch gesi-
chert. Auch im Jahr 2020 macht die Groß-
baustelle mit Kostensteigerungen und Ver-
zögerungen von sich reden.

Köln (NW). Im letzten Jahr fragten wir 
„Knackt die Oper in Köln die Milliarden-Mar-
ke?“, in diesem Jahr ist die Stadt diesem un-
erwünschten Ziel wieder ein Stück näherge-
kommen. 

Seit Sommer 2012 wird am Offenbach-
platz in Köln umfangreich saniert. Damals 
hieß es, dass die Oper und das Schauspiel-
haus im November 2015 wiedereröffnen 
werden. Doch im Juli 2015 musste die Stadt 
Köln bekanntgeben, dass der Zeitplan nicht 
zu halten sei. Seitdem prasseln die Hiobs-
botschaften und negativen Schlagzeilen 

auf die Großbaustelle ein: Der Eröffnungs-
termin verschob sich immer weiter nach 
hinten, immer neue Pannen auf der Bau-
stelle wurden bekannt, gleichzeitig explo-
dierten die Kosten. 

War man zunächst von 253 Mio. Euro aus-
gegangen, wurde das Budget auf 347,8 Mio. 
Euro, dann auf 349 Mio. erhöht (März bzw. 
August 2016). Im Sommer 2017 mussten 
die Sanierungskosten dann noch einmal 
nach oben korrigiert werden: Nun rechnete 
man schon mit 554 Mio. Euro – maximal mit 
571 Mio. Euro –, und als Fertigstellungstermin 
wurde Ende 2022 genannt. Damit sicher-
te sich die Kölner Sanierung einen Platz im 
Schwarzbuch. 

Im September 2019 veröffentlichte die 
Stadt die erste transparente Rechnung, in 
der auch die Kreditzinsen aufgeführt wur-

den. Insgesamt stehen mittlerweile stolze 
841  Mio. Euro im Raum; allein die Zinsen 
für die Darlehen sind höher als laut erster 
Planung die ganze Sanierung hätte kosten 
sollen. Über die nächsten 40 Jahre werden 
244,9 Mio. Euro Zinsen abgestottert; durch-
schnittlich 20,5 Mio. Euro pro Jahr! Trotzdem 
lobte sich die Stadt selbst: Die reinen Bau-
kosten hätten sich nicht weiter erhöht, und 
man zeige sich nun besonders transparent, 
indem man auch die Zinsen nenne. Mit die-
ser Aussage schaffte es die Stadt erneut ins 
Schwarzbuch. 

Im Sommer 2020 verkündete die Stadt, 
dass die Angebote auf neue Ausschreibun-
gen deutlich über den Kostenerwartun-
gen der Bühnen liegen. Man habe deshalb 
das Vergabeverfahren verlängert, und die 
Schlüsselübergabe solle nun im dritten 
Quartal 2023 erfolgen. Die Stadt sieht als 
„größte Risiken nach wie vor die Pünktlich-
keit und die Qualität der Ausführungspla-
nung sowie das laufende Vergabeverfahren“. 
Deshalb wurden die Kosten neu prognos-
tiziert: inklusive der Risikokosten lautet die 
Summe jetzt 600 Mio. Euro – die bisherige 
Maximalgrenze von 571 Mio. Euro kann also 
doch noch gesprengt werden. 

Zum Hintergrund
Ursprünglich sollte die Oper saniert und 
das angrenzende Schauspielhaus kom-
plett neu gebaut werden. Damals wurde 
das Budget auf 230 Mio. begrenzt. Bei der 
Ausschreibung gewann jedoch ein Ent-
wurf, bei dem schnell klar war, dass des-
sen Umsetzung die Kosten sprengen wür-
de: 355 Mio. Euro, so hieß es damals. Die 
Bürger liefen Sturm, und der Rat forderte 
2009 eine „abgespeckte“ Version, um un-
ter der 300-Millionen-Marke zu bleiben. 
Schließlich wurde der Neubau sogar ganz 
gekippt und beide Spielstätten sollten 
„nur“ saniert werden.

DER BUND DER STEUERZAHLER MEINT

Die Kölner Sanierung ist ein teures Mahn-
mal, das bei allen folgenden Bauprojekten in 
Köln und ganz Deutschland daran erinnert: 
Erst die Substanz prüfen, dann das gesamte 
Projekt durchplanen und erst dann mit der Sa-
nierung beginnen. Alles andere wird eine Wun-
dertüte, die für den Steuerzahler teuer wird. 

Janine Bergendahl
bergendahl@steuerzahler-nrw.de
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Die Sanierung der 
Kölner Bühnen wird 

immer teurer.  
Wurden zunächst 

253 Mio. Euro einge-
plant, stehen mittler-

weile 841 Mio. Euro 
im Raum.

Aufenthaltsqualität in der Innenstadt zu er-
höhen und die Attraktivität für Einzelhandel 
und Gastronomie zu steigern. Dafür sollten 
in der Straße „Holstenbrücke“, an der sich frü-
her einmal ein Wasserlauf befand, zwei neue 
künstliche Wasserbecken gebaut werden. 
Der 440.000  Euro teure Architektenwett-
bewerb sah neben der Wasseranlage auch 
Pflanzeninseln und Sitzbänke vor, statt Autos 
dürfen nur noch Linienbusse passieren. 

Eigentlich sollte der Bau zum Tag der 
Deutschen Einheit 2019 fertiggestellt sein. 
Doch daraus wurde nichts, weil es im Bau-
verlauf zu Überraschungen kam: Neben der 
in Kiel üblichen Kampfmittelräumung gab 
es im Boden unerwartete Fundamentreste, 
Findlinge und Holzpfähle. Der Aushub muss-
te wegen Schadstoffbelastung deponiert 
werden. Eine überhitzte Baukonjunktur und 
nur wenige Anbieter für die Gewerke taten 
ihr Übriges.

Unter dem Strich wurde das Projekt jetzt 
rund ein Jahr später fertig und kostete mit 
18,7 Mio. Euro rund 50 Prozent mehr als ge-
plant. Abzuwarten bleibt, ob dank der Was-
serbecken die Innenstadt als Einkaufs- und 
Erlebnisbereich tatsächlich attraktiver wird. 
Nicht wenige Kritiker befürchten nämlich, 
dass sich unerwünschte Gäste am „Hols-
ten-Fleet“ einfinden werden – und auch sehr 
viel Müll.

DER BUND DER STEUERZAHLER KRITISIERT

Unsere Befürchtungen, dass es nicht bei 
Baukosten von 12,5 Mio. Euro bleiben wird, 
haben sich leider bestätigt. Die Folgekosten 
für Reinigung und Instandhaltung kommen 
noch dazu.

Rainer Kersten
schleswig-holstein@steuerzahler.de
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Unser Schwarzbuch wirkt

„Das Schwarzbuch – Die öffentliche 
Verschwendung“ und „Der Frühjahrs-
putz – Einsparvorschläge für den Bun-
deshaushalt“ sind zwei Publikationen des  
Bundes der Steuerzahler mit weitreichen-
der Wirkung: Während „Das Schwarzbuch“ 
auf die Verschwendung von Steuergeld ab-
zielt und sowohl Beispiele als auch Lösungs-
vorschläge beinhaltet, listet „Der Frühjahrs-
putz“ fragwürdige Subventionen auf und 
zeigt Einsparmöglichkeiten beim Bund auf. 

In der Drucksache 
19/12360 beschreibt 
der Bundestag nicht 
nur sehr schön die 
Ziele und Aufgaben 
des Bundes der 
Steuerzahler, son-

dern berichtet zugleich, wie die Bundesre-
gierung auf die Publikationen „Das Schwarz-
buch“ und „Der Frühjahrsputz“ reagierten. 
Sie prüft die vom BdSt recherchierten und 
erarbeiteten Verschwendungsfälle, schaut 
sich die von uns als fragwürdig deklarier-
ten Subventionen an und nimmt die Ein-
sparvorschläge für den Bundeshaushalt zur 
Kenntnis. Die Drucksache belegt: Die Arbeit 
des Bundes der Steuerzahler wird von der 
Bundesregierung sehr genau wahrgenom-
men, beobachtet, geprüft und als Arbeits-
grundlage angenommen.

Das Schwarzbuch

Wer Steuern zahlt will Sparsamkeit – kei-
ne Verschwendung. Dieser Gedanke war 
der Ausgangspunkt der wohl bekanntesten 
„Marke“ des Bundes der Steuerzahler. Das 
Schwarzbuch der öffentlichen Verschwen-
dung ist mittlerweile weithin bekannt und 
Synonym für die Recherche- und Aufklä-
rungsarbeit des Bundes der Steuerzahler. 

Mit dem Schwarzbuch ist es uns gelun-
gen, das Problem der Steuergeldverschwen-
dung als Thema in Politik und Verwaltung 
fest zu verankern. Damit ist das Schwarz-
buch und die öffentliche Aufmerksamkeit, 
die es erzeugt, das beste präventive Mittel 
gegen die Verschwendung von Steuergeld.

 Entstanden ist es 1973. Damals wurden 
erstmals die Beispiele für den sorglosen 
Umgang mit Steuergeld vom BdSt in einer 
Broschüre gebündelt und veröffentlicht. 
Der mediale Widerhall war schon damals 
groß. So schrieb zum Beispiel der Chefre-
porter von „Bild am Sonntag“: „Dies ist eine 
harte Anklage. Doch die Experten, die sie 
erhoben, verstehen etwas von ihrem Ge-
schäft. Wer diese Dokumentation liest, be-
kommt graue Haare. Das Gerede von der öf-
fentlichen Armut ist ein Märchen. Der Staat 
hat Geld, aber er verschwendet es.“

 Seit nun 48 Jahren veröffentlicht der 
Bund der Steuerzahler jeden Herbst ein 
neues Schwarzbuch. In der Frankfurter All-
gemeinen Zeitung wurde das Buch daher 
schlicht als „Herbstklassiker“ bezeichnet. 
Ziel ist es nach wie vor, die Öffentlichkeit 
zu sensibilisieren und die Politik zum spar-
samen und wirtschaftlichen Umgang mit 
unserem Steuergeld zu bewegen. Um die 

Verschwendung von Steuergeld zu verhin-
dern, gibt es das Schwarzbuch mittlerweile 
auch digital auf der preisgekrönten Recher-
che-Plattform schwarzbuch.de.

 Das Schwarzbuch des Bundes der 
Steuerzahler ist einzigartig: Nur der BdSt 
deckt die Verschwendung von Steuergeld 
in dieser öffentlichkeitswirksamen Form 
auf und recherchiert dafür jedes Jahr über 
100 Beispiele eklatanter Steuergeldver-
schwendung. In seinen Analysen geht er 
den Ursachen für die Verschwendung von 
Steuergeld auf den Grund und liefert zu-
gleich konkrete Handlungsempfehlungen, 
wie es besser laufen kann. Damit leistet der 
Bund der Steuerzahler einen konstruktiven 
Beitrag für die sparsame Verwendung von 
Steuergeld.
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Unterstützen Sie uns mit Ihrer Spende. 

Gemeinsam können wir viel bewegen und die  
Verschwendung von Steuergeld verhindern!
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Steuerzahler
aufgepasst! 

Wir sind die einzige gemeinnützige, parteipolitisch 
neutrale Mitgliederorganisation, die Ihre Interessen 
als Steuerzahler schützt und bewahrt. Wir setzen uns 
für eine faire Besteuerung und eine sinnvolle Mittel-
verwendung ein. Machen Sie mit und unterstützen Sie 
WPUǭOKV�+JTGT�5RGPFGК�

Ihre Spende ist steuerlich abzugsfähig.

Sie haben Fragen? Wir freuen uns auf Ihre Anfrage:

Bund der Steuerzahler Deutschland e. V.
Reinhardtstraße 52
10117 Berlin 
info@steuerzahler.de 
QFGT�(CZ������������������

Rufen Sie uns auch gerne an unter 030/25 93 96 - 0 
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